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Mitwirkende
Diese Analyse wurde von einer Arbeitsgruppe verfasst, die aus den Richtern David Allen (Ver-
einigtes Königreich), Ana-Celeste Carvalho (Portugal), Per Flatabø (Norwegen), Mariana Fel-
dioreanu (Rumänien), Conor Gallagher (Irland), Ingo Kraft (Deutschland, Ko-Koordinator der 
Arbeitsgruppe), Florence Malvasio (Frankreich, Ko-Koordinatorin der Arbeitsgruppe) und 
Marie-Cécile Moulin-Zys (Vereinigung der europäischen Verwaltungsrichter, AEAJ) besteht. 
Beraten wurde die Arbeitsgruppe ferner von Sibylle Kapferer, Senior Legal Officer, Abteilung 
für internationalen Schutz, Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR).

Gemäß der in Anhang C beschriebenen Methodik wurden die Teilnehmer zu diesem Zweck 
vom Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) eingeladen. Die Auswahl der 
Mitglieder der Arbeitsgruppe erfolgte nach der zwischen dem EASO und den Mitgliedern des 
EASO-Netzes von Mitgliedern von Gerichten, einschließlich der Vertreter der Internationalen 
Vereinigung der Richter für Flüchtlingsrecht (IARLJ) und der AEAJ, vereinbarten Regelung.

Im Hinblick auf einen Workshop, der im Dezember 2014 in Malta unter der Leitung von Joseph 
Rikhof, Leitender Berater und Leiter der Rechtsabteilung für Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen des kanadischen Justizministeriums, stattfand, wurden vorberei-
tende Dokumente ausgearbeitet. Weiter entwickelt wurden diese in ausführlichen Diskussionen 
und einer simulierten Gerichtsverhandlung im Verlauf dieses Seminars unter Beteiligung des 
EASO-Netzwerks von Mitgliedern von Gerichten, was sich für die Mitglieder der Arbeitsgruppe 
als äußerst wertvoll erwiesen hat. Ferner danken die Mitglieder der Arbeitsgruppe der Euro-
päischen Asylrechtsdatenbank sowie den Gerichtshöfen und Gerichten vieler Mitgliedstaaten, 
die eine erste Zusammenstellung von Urteilen zu diesem Thema vorgenommen haben.

Die Arbeitsgruppe traf sich im Laufe des Jahres 2015 dreimal, nämlich im März und im Mai in 
Malta sowie im September beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig (Deutschland). Anmer-
kungen zu einem Diskussionsentwurf gingen von einzelnen Mitgliedern des EASO-Netzes von 
Mitgliedern von Gerichten ein, nämlich von den Richtern Jakub Camrda (CZ), Rossitsa Drag-
anova (BG), Ildiko Figula (HU), Villem Lapimaa (EE), Walter Muls (BE), Elizabeth O’Brien (IE), 
Elisabeth Steendijk (NL), Hugo Storey (UK) und Boštjan Zalar (SI), sowie von der Beschwer-
dekammer für Flüchtlinge (MT) und dem Europäischen Netz für die Aus- und Fortbildung 
von Richtern und Staatsanwälten (EJTN). Kommentare gingen ferner ein von Mitgliedern des 
EASO-Beirats, nämlich dem Belgischen Flüchtlingsrat (BE), dem Forum Réfugiés-Cosi (FR), dem 
Niederländischen Beratenden Forum für Migrationsangelegenheiten (NL) und der Einwande-
rungsdirektion (NO). Auch Sarah Singer von der Initiative Flüchtlingsrecht der Universität Lon-
don äußerte sich zu dem Text. Im Einklang mit der Gründungsverordnung des EASO wurde der 
UNHCR zur Äußerung aufgefordert und legte Anmerkungen zum Entwurf der rechtlichen Ana-
lyse vor. Alle diese Kommentare wurden bei der Sitzung am 10./11. September 2015 berück-
sichtigt. Die Arbeitsgruppe bedankt sich bei allen, die Kommentare eingereicht haben, und 
die sich bei der abschließenden Bearbeitung dieser rechtlichen Analyse als äußerst hilfreich 
erwiesen haben.

Dieses Kapitel wird regelmäßig auf der Grundlage der in Anhang B dargestellten Methodik auf 
den neuesten Stand gebracht.
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Abkürzungsverzeichnis
AEAJ	 Association of European Administrative Judges (Vereinigung der 

europäischen Verwaltungsrichter)

BVerwGE	 Sammlung der Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
(Deutschland)

GEAS	 Gemeinsames Europäisches Asylsystem

EuGH	 Gerichtshof der Europäischen Union

EASO	 Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen

EMRK	 Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten

EGMR	 Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

EU	 Europäische Union

EU-Charta	C harta der Grundrechte der Europäischen Union

IARLJ	I nternational Association of Refugee Law Judges (Internationale 
Vereinigung der Richter für Flüchtlingsrecht)

IStGHR	I nternationaler Strafgerichtshof für Ruanda

IStGHJ	I nternationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien

AR	 Richtlinie des Rates 2004/83/EG vom 29. April 2004 über 
Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als 
Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über 
den Inhalt des zu gewährenden Schutzes

AR (Neufassung)	 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch 
auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und 
für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Neufassung)

Genfer
Flüchtlingskonvention	 Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (1951) in der durch sein 

Protokoll (1967) geänderten Fassung

EUV	 Vertrag über die Europäische Union

AEUV	 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

UNHCR	H oher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
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Vorwort
Mit dieser rechtlichen Analyse soll Gerichten, die mit Fällen internationalen Schutzes befasst 
sind, ein hilfreiches Instrument für ein besseres Verständnis und für den Umgang mit Fra-
gen des Schutzes im Zusammenhang mit den in der Neufassung der Anerkennungsrichtlinie 
(AR  - auch Qualifikationsrichtlinie genannt (Neufassung))1 aufgeführten Ausschlussgründen 
an die Hand gegeben werden. Zu diesem Thema enthält die Richtlinie zwei Kernbestimmun-
gen: Artikel  12 AR (Neufassung) befasst sich mit dem Ausschluss von der Anerkennung als 
Flüchtling, während Artikel 17 AR (Neufassung) den Ausschluss von der Gewährung subsidiä-
ren Schutzes regelt. Die Anwendung dieser Bestimmungen kann aufgrund ihrer Rechtsfolgen 
schwerwiegende Konsequenzen für den Betroffenen haben. Ihre Auslegung und Anwendung 
stellt Richter vor gewisse Herausforderungen. Das Grundkonzept an sich ist nicht neu; viel-
mehr stützt es sich auf Artikel 1 Abschnitte D, E und F der Genfer Flüchtlingskonvention2. Die 
(Neufassung der) Anerkennungsrichtlinie hat diese Ausschlussgründe kodifiziert und dabei die 
Teile einschlägiger internationaler Verträge einschließlich der Genfer Flüchtlingskonvention 
aufgegriffen, die nach Auffassung der europäischen Gesetzgeber in den Korpus des EU-Rechts 
eingehen könnten. Die Mitgliedstaaten wiederum sind gehalten, die Richtlinie in nationales 
Recht umzusetzen. Die vorliegende rechtliche Analyse soll dem Leser beim Verständnis der AR 
(Neufassung) mit Hilfe der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) 
und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) sowie einschlägiger Entschei-
dungen der Gerichte der Mitgliedstaaten behilflich sein. Nationale Rechtsprechung wird nicht 
erschöpfend zitiert, soll aber Einblick in die Art und Weise geben, in der die fraglichen Bestim-
mungen der AR (Neufassung) umgesetzt und, was vielleicht noch wichtiger ist, von nationalen 
Gerichten ausgelegt wurden.

Die Entscheidungen, und hier vor allem die der europäischen Gerichte, beleuchten die Rolle 
des Ausschlusses in dem breiter gefassten europäischen Schutzkonzept, das als Zusammen-
spiel von Flüchtlingsrecht und humanitären Erwägungen der Grundrechte oder Menschen-
rechtsrechte verstanden werden kann. Bei der Heranziehung dieser rechtlichen Analyse ist 
zu bedenken, dass im Konfliktfall das EU-Recht Vorrang vor nationalem Recht hat.3 Die Ana-
lyse gibt das Verständnis der Arbeitsgruppe zum derzeitigen Stand der Gesetzgebung wieder. 
Dabei bleibt zu bedenken, dass es zu Artikel 12 bzw. Artikel 17 AR (Neufassung) vermutlich 
noch mehr Urteile des EuGH geben wird, da zahlreiche Fragen zur Auslegung dieser Bestim-
mungen noch nicht beantwortet sind und somit die Möglichkeit weiterer Klärung im Wege des 
in Artikel 267 AEUV4 vorgesehenen Verfahrens der Vorabentscheidung besteht. Der Leser wird 
daher darauf hingewiesen, dass es sehr wichtig ist, sich stets über die neuesten Entwicklungen 
auf dem Laufenden zu halten.

Es wird davon ausgegangen, dass dem Leser die groben Strukturen des Asylrechts der Europä-
ischen Union (EU) vertraut sind, wie sie im Asyl-Besitzstand der EU ihren Ausdruck gefunden 

1 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären 
Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Neufassung), ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9). Wie in den Erwägungsgründen 50 und 51 erklärt, sind 
Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich durch die Neufassung der AR nicht gebunden, weil sie sich nicht an ihrer Annahme beteiligt haben. Irland und das 
Vereinigte Königreich sind weiterhin gebunden durch die Richtlinie des Rates 2004/83/EG vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den 
Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes, ABl. L 304 vom 30.9.2004, S. 12. Die durch die Neufassung der AR gebundenen Mitgliedstaaten mussten ihre nationale Rechtsvorschrif-
ten zur Umsetzung bis zum 21. Dezember 2013 in Kraft setzen. Die Neufassung der AR nimmt an der Richtlinie 2004/83/EG eine Reihe wesentlicher Änderungen vor, 
hat aber den Wortlaut von Artikel 12 und Artikel 17 und den dazugehörenden Erwägungsgrund übernommen, auch wenn dieser jetzt eine andere Nummer trägt 
(31 anstatt früher 22). Es sei darauf hingewiesen, dass an den einschlägigen Bestimmungen der Anerkennungsrichtlinie in deren Neufassung nichts geändert wurde.
2 Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 189 UNTS, 28. Juli 1951 (Inkrafttreten: 22. April 1954), S. 137.
3 Nähere Informationen in EASO, Einführung in das Gemeinsame Europäische Asylsystem - Rechtliche Analyse (demnächst erscheinend).
4 Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union [2012] ABl. C 326 vom 26.10.2012, S. 47.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:337:0009:0026:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:337:0009:0026:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:337:0009:0026:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32004L0083:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32004L0083:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32004L0083:DE:HTML
http://www.refworld.org/docid/3be01b964.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:12012E/TXT&from=DE
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haben. Die rechtliche Analyse soll nicht nur denjenigen Hilfestellung bieten, die noch keine 
oder nur wenige Erfahrungen mit seiner Anwendung bei gerichtlichen Entscheidungen haben, 
sondern auch den Spezialisten.

Die vorliegende rechtliche Analyse soll einen umfassenden, wenn auch nicht erschöpfenden 
Überblick über die Anwendung der Ausschlussklauseln geben, und zwar sowohl auf Situatio-
nen, in denen eine Person von der Anerkennung als Flüchtling ausgeschlossen wird, als auch 
auf Fälle, in denen ein Antragsteller von der Gewährung subsidiären Schutzes ausgeschlossen 
wird. Nicht Gegenstand der Analyse sind Fälle, in denen aus anderen Gründen kein Schutz 
gewährt wird oder in denen internationaler Schutz ausläuft. Zu gegebener Zeit werden weitere 
Kapitel erstellt, die sich mit anderen, möglicherweise verwandten Fragen beschäftigen, bei 
denen zusammengefasst gilt, dass kein Schutz gewährt wird.

Die rechtliche Analyse ist in vier Teile gegliedert. Teil I enthält einen allgemeinen einführenden 
Überblick über die Thematik und stellt das Konzept vor dem Hintergrund seines Ursprungs in 
der Flüchtlingskonvention dar. Teil II befasst sich mit dem Ausschluss von der Anerkennung als 
Flüchtling. Er beschreibt Situationen, in denen ein Ausschluss gerechtfertigt ist, weil entweder 
bereits Schutz gewährt wird, oder weil bestimmte schwere Straftaten oder verabscheuungs-
würdige Handlungen eine Rolle spielen. Ferner geht er auf die einzelnen Ausschlussgründe 
ein. Teil III  ist ähnlich aufgebaut, hat aber den Ausschluss von der Gewährung subsidiären 
Schutzes zum Gegenstand. Teil I V schließlich beleuchtet einschlägige verfahrensrechtliche 
Aspekte. Darüber hinaus finden sich in Anhang B „Entscheidungsbäume“ mit einer schemati-
schen Darstellung der Fragen, die Gerichte bei der Anwendung von Artikel 12 oder Artikel 17 
der Neufassung der AR zu stellen haben.

Für die vorliegende rechtliche Analyse sind folgende Teile der AR (Neufassung) einschließlich 
Erwägungsgründen von Belang:

Erwägungsgründe

• Erwägungsgrund 4 - Die Genfer Flüchtlingskonvention und das Protokoll stellen einen 
wesentlichen Bestandteil des internationalen Rechtsrahmens für den Schutz von Flücht-
lingen dar.

• Erwägungsgrund 31 - Handlungen im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen sind in der Präambel und den Artikeln 1 und 2 der Charta der Ver-
einten Nationen5 dargelegt; sie sind unter anderem in den Resolutionen der Vereinten 
Nationen zu Antiterrormaßnahmen verankert, in denen erklärt wird, dass die „Hand-
lungen, Methoden und Praktiken des Terrorismus im Widerspruch zu den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen stehen“ und dass die „wissentliche Finanzierung 
und Planung terroristischer Handlungen sowie die Anstiftung dazu ebenfalls im Wider-
spruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen stehen“.

• Erwägungsgrund 37 - Der Begriff der nationalen Sicherheit und öffentlichen Ordnung 
gilt auch für die Fälle, in denen ein Drittstaatsangehöriger einer Vereinigung angehört, 
die den internationalen Terrorismus unterstützt, oder er eine derartige Vereinigung 
unterstützt.

5 Charta der Vereinten Nationen, 1 UNTS XVI, 24. Oktober 1945.

http://www.refworld.org/docid/3ae6b3930.html
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Artikel 12

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Anerkennung als Flücht-
ling ausgeschlossen, wenn er:

(a) �den Schutz oder Beistand einer Organisation oder einer Institution der Vereinten 
Nationen mit Ausnahme des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flücht-
linge gemäß Artikel  1 Abschnitt D  der Genfer Flüchtlingskonvention genießt. Wird 
ein solcher Schutz oder Beistand aus irgendeinem Grund nicht länger gewährt, ohne 
dass die Lage des Betroffenen gemäß den einschlägigen Resolutionen der General-
versammlung der Vereinten Nationen endgültig geklärt worden ist, genießt er ipso 
facto den Schutz dieser Richtlinie;

(b) �von den zuständigen Behörden des Landes, in dem er seinen Aufenthalt genommen 
hat, als Person anerkannt wird, welche die Rechte und Pflichten, die mit dem Besitz 
der Staatsangehörigkeit dieses Landes verknüpft sind, bzw. gleichwertige Rechte und 
Pflichten hat.

2. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Anerkennung als Flüchtling 
ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe zu der Annahme berechtigen, dass er:

(a) �ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen hat, die aus-
gearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzulegen;

(b) �eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des Aufnahmelandes begangen hat, 
bevor er als Flüchtling aufgenommen wurde, das heißt vor dem Zeitpunkt der Ausstel-
lung eines Aufenthaltstitels aufgrund der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft; 
insbesondere grausame Handlungen können als schwere nichtpolitische Straftat ein-
gestuft werden, auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt werden;

(c) �sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der Ver-
einten Nationen, wie sie in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 der Charta der 
Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen.

3. Absatz 2 findet auf Personen Anwendung, die andere zu den darin genannten Strafta-
ten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran beteiligen.

Artikel 17

1. Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser ist von der Gewährung subsidiären 
Schutzes ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe die Annahme berechtigen, 
dass er:

(a) ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen hat, die aus-
gearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzulegen;

(b) eine schwere Straftat begangen hat;
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(c) sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der Ver-
einten Nationen, wie sie in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 der Charta der 
Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen;

(d) eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit des Mitgliedstaats darstellt, 
in dem er sich aufhält.

2. Absatz 1 findet auf Personen Anwendung, die andere zu den darin genannten Strafta-
ten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran beteiligen.

3. Die Mitgliedstaaten können einen Drittstaatsangehörigen oder einen Staatenlosen 
von der Gewährung subsidiären Schutzes ausschließen, wenn er vor seiner Aufnahme in 
dem betreffenden Mitgliedstaat eine oder mehrere nicht unter Absatz 1 fallende Strafta-
ten begangen hat, die mit Freiheitsstrafe bestraft würden, wenn sie in dem betreffenden 
Mitgliedstaat begangen worden wären, und er sein Herkunftsland nur verlassen hat, um 
einer Bestrafung wegen dieser Straftat zu entgehen.

Werden in dieser Analyse andere Teile der Neufassung der AR erwähnt, werden sie in den ein-
schlägigen Abschnitten zitiert.

Artikel 78 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sieht vor, dass 
die Union eine gemeinsame Politik im Bereich Asyl, subsidiärer Schutz und vorübergehender 
Schutz entwickelt, mit der jedem Drittstaatsangehörigen, der internationalen Schutz benötigt, 
ein angemessener Status angeboten werden soll. Diese Politik muss mit der Flüchtlingskon-
vention und „anderen einschlägigen Verträgen“ im Einklang stehen. Hinzuweisen ist darauf, 
dass auch andere Bestimmungen des Völkerrechts, darunter des Humanitären Völkerrechts, 
der internationalen Menschenrechtsgewährleistungen sowie des internationalen Strafrechts 
für die Auslegung der Ausschlussklauseln in der Neufassung der AR von erheblicher Bedeutung 
sein können. Bestimmungen anderer einschlägiger Vertragswerke sind zu zahlreich, als dass 
sie vollständig aufgelistet werden könnten; eine Auswahl jedoch findet sich in Anhang A zu 
dieser rechtlichen Analyse. Sofern nicht anders angegeben, sind mit den in diesem Kapitel 
erwähnten „Artikeln“ Bestimmungen der AR (Neufassung) gemeint.
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1.	 Ausschluss - Ein Überblick
1.1	 Die Herkunft aus der Genfer Flüchtlingskonvention

Artikel 12 (der Neufassung) der AR spiegelt die in Artikel 1 Abschnitte D, E und F der Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Ausschlussgründe wider. Die (Neufassung der) AR bewirkt 
eine Umsetzung von Aspekten dieses internationalen Vertrags, der unter anderem von allen 
EU-Mitgliedstaaten innerhalb des Korpus des EU-Asylrechts unterzeichnet wurde, ungeachtet 
der Tatsache, dass die Europäische Union als internationale Körperschaft mit eigener Rechts-
persönlichkeit selbst der Flüchtlingskonvention nicht beigetreten ist. In ihrem Vorschlag für 
die AR aus dem Jahr 2004 erläuterte die Europäische Kommission, Artikel 12 (im Entwurf Arti-
kel 14) wiederhole den Grundsatz, dass Personen, auf die eine der Ausschlussklauseln in Arti-
kel 1 Abschnitte D, E oder F der Genfer Konvention Anwendung findet, nicht als Flüchtlinge 
anerkannt werden.6

In ihrem Erwägungsgrund 4 besagt die AR (Neufassung): „Die Genfer Flüchtlingskonvention 
und das Protokoll stellen einen wesentlichen Bestandteil des internationalen Rechtsrahmens 
für den Schutz von Flüchtlingen dar.“ Erwägungsgrund 23 formuliert eines der Hauptziele der 
Richtlinie, nämlich dass „Normen für die Bestimmung und die Merkmale der Flüchtlingseigen-
schaft festgelegt werden, um die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten bei der 
Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention zu leiten.“ Darüber hinaus wird in Erwägungs-
grund 24 die Notwendigkeit der „Einführung gemeinsamer Kriterien für die Anerkennung von 
Asylbewerbern als Flüchtlinge im Sinne von Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention“ aner-
kannt. Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat wiederholt auf die (Neufassung 
der) AR und hier vor allem auf die genannten Erwägungsgründe Bezug genommen, um zu 
unterstreichen, dass die Flüchtlingskonvention:

einen wesentlichen Bestandteil des internationalen Rechtsrahmens für den Schutz von 
Flüchtlingen darstellt und dass die Bestimmungen der Richtlinie über die Voraussetzun-
gen der Anerkennung als Flüchtling erlassen wurden, um die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Genfer Konvention auf der Grundlage gemein-
samer Konzepte und Kriterien zu leiten.7

Vor dem Hintergrund des insgesamt anwendbaren internationalen und europäischen Rechts-
rahmens für internationalen Schutz vertrat der EuGH die Auffassung, die Bestimmungen der 
AR (und ihrer Neufassung) seien im Licht der allgemeinen Systematik und des Zwecks der 
Richtlinie in Übereinstimmung mit der Genfer Konvention und den in Artikel 78 AEUV erwähn-
ten einschlägigen anderen Verträgen auszulegen.8 Man kann also davon ausgehen, dass der 
Gerichtshof den systematischen Ansatz verfolgt, die (Neufassung der) AR so auszulegen, dass 
sie im Einklang mit den entsprechenden Bestimmungen der Genfer Konvention steht. Dieser 
vom EuGH vertretene Auslegungsansatz geht insofern sogar noch weiter, als er nicht nur Ziel 
und Zweck der einschlägigen Bestimmungen, sondern der gesamten EU-Regelung beurteilt, 
einschließlich der Schutzstandards für Grundrechte in der EU-Charta sowie der allgemeinen 

6 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, 12. September 2001, KOM (2001) 510 endgültig, S. 28.
7 EuGH, Urteil vom 9. November 2010, verbundene Rechtssachen C-57/09 und C-101/09, B und D, EU:C:2010:661, Rdnr. 77; EuGH, Urteil vom 2. März 2010, 
verbundene Rechtssachen C-175/08, C-176/08, C-178/08 und C-179/08, Salahadin Abdulla u. a., EU:C:2010:105, Rdnr. 52; EuGH, Urteil vom 17. Juni 2010, Rechts-
sache C-31/09, Nawras Bolbol gegen Bevándorlási és Állampolgársági Hivatal, EU:C:2010:351, Rdnr. 3.
8 Bolbol, op. cit., FN 7, Rdnr. 37f.; B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 77f.; EuGH, Urteil vom 19. Dezember 2012, Rechtssache C-364/11, El Karem El Kott u. a., EU:C:2012:826, 
Rdnr. 42f.; EuGH, Urteil vom 26. Februar 2015, Rechtssache C-472/13, Andre Lawrence Shepherd gegen Bundesrepublik Deutschland, EU:C:2015:117, Rdnr. 22f.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52001PC0510
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52001PC0510
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=175/08&td=ALL
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=31/09&td=ALL
http://www.webstarts.com/support/2011/02/how-do-i-create-a-link-to-another-web-page-using-text/http:/curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&num=C-31/09
http://intranet:9000/Pages/HomePage.aspxhttp:/curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&num=C-364/11
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?td=ALL&language=de&jur=C,T,F&num=472/13
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Rechtsgrundsätze, die zu den Grundwerten der Organisation gehören.9 Ein solcher Ansatz gilt 
auch für die Artikel 12 und 17, die weitgehend die Ausschlussgründe aus Artikel 1 Abschnitte D, 
E und F Genfer Konvention übernommen haben.

1.2	 Artikel 12: Die Grundprinzipien der Ausschlussklauseln

Die beiden kurzen Absätze, aus denen Artikel  12 besteht, enthalten zwei unterschiedliche 
Gründe für den Ausschluss einer Person von der Anerkennung als Flüchtling:

Absatz 1 dreht sich um den Begriff der Subsidiarität internationalen Schutzes. Mit anderen 
Worten: Dem vom Land der Staatsangehörigkeit oder vom Staat des früheren gewöhnlichen 
Aufenthalts gewährten Schutz ist Vorrang und Priorität einzuräumen.10 Folglich besteht keine 
Notwendigkeit, die Flüchtlingseigenschaft eines Drittstaatsangehörigen anzuerkennen, wenn 
die Person bereits ausreichenden Schutz genießt, und zwar entweder durch Organisationen 
oder Institutionen der Vereinten Nationen mit Ausnahme des UNHCR (Buchstabe a) oder von 
dem Land, in dem sie ihren Aufenthalt genommen hat (Buchstabe b). Es besteht eine direkte 
Korrelation zwischen Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 1D der Genfer Konvention, 
während Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b unmittelbar den Inhalt der Ausschlussklausel in Arti-
kel 1E der Genfer Konvention widerspiegelt.

Der zweite Absatz von Artikel 12 sieht die in Artikel 1F der Genfer Konvention aufgeführten 
Ausschlussgründe als abschließende Regelungen vor mit dem Ziel, die Integrität und Glaub-
würdigkeit des vorgesehenen Flüchtlingsstatus zu bewahren. Zwei Gründe stehen hinter die-
sen Ausschlussklauseln: Erstens sind bestimmte Handlungen so schwerwiegend, dass ihre 
Urheber des internationalen Flüchtlingsschutzes unwürdig sind. Zweitens sollte es der Rechts-
rahmen für Flüchtlinge den Urhebern schwerwiegender Straftaten nicht ermöglichen, sich 
einer strafrechtlichen Verantwortung zu entziehen.11 Die Bedeutung dieser Gründe wurde 
vom EuGH unterstrichen, der den den Ausschlussgründen in Artikel 12 Absatz 2 zugrunde lie-
genden Zweck hervorhebt, nämlich in Übereinstimmung mit der Genfer Konvention die Glaub-
würdigkeit des vorgesehenen Schutzsystems zu erhalten.12 Nach Auffassung des EuGH hindert 
dieser Vorbehalt zum Schutz des Flüchtlingsstatus die Mitgliedstaaten daran, Personen die 
Rechtsstellung des Flüchtlings zu gewähren, die nach Artikel 12 Absatz 2 hiervon ausgeschlos-
sen sind, oder ihnen unter Gefahr der Verwechslung mit der Rechtsstellung des Flüchtlings 
einen anderen Status zu gewähren.13 Eine solche Situation kann mit Blick auf Artikel 3 (der 
Neufassung) der AR auftreten, demzufolge Mitgliedstaaten günstigere Normen zur Entschei-
dung über die Flüchtlingseigenschaft erlassen oder beibehalten können,,sofern diese mit der 
Richtlinie vereinbar sind.14

9 EASO, Artikel 15 Buchstabe a der Anerkennungsrichtlinie (2011/95/EU): Rechtliche Analyse, Dezember 2014, S. 11; EASO, Eine Einführung in das Gemeinsame 
Europäische Asylsystem: Eine rechtliche Analyse (demnächst erscheinend); siehe ferner V. Moreno Lax, „Of Autonomy, Autarky, Purposiveness and Fragmen-
tation: The Relationship between EU Asylum Law and International Humanitarian Law“, in D. Cantor und J.-F. Durieux (Hrsg.), Refugee from Inhumanity? War 
refugees and International Humanitarian Law (Martinus Nijhoff, 2014), S. 298.
10 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 8. Februar 2005, Nr. 1 C 29.03, BVerwGE 122, S. 376, 387.
11 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 104; UNHCR, Hintergrundvermerk zur Anwendung der Ausschlussklauseln: Artikel 1F des Abkommens von 1951 über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge, September 2003, Absatz 3.
12 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 104. 
13 Ebenda.
14 Ebenda, Rdnr. 115.

https://easo.europa.eu/wp-content/uploads/Article-15c-Qualification-Directive-201195EU-A-judicial-analysis.pdfhttps:/easo.europa.eu/wp-content/uploads/Article-15c-Qualification-Directive-201195EU-A-judicial-analysis.pdf
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
http://intranet:9000/Pages/HomePage.aspxhttp:/www.refworld.org/cgi-bin/texis/vtx/rwmain?page=search&docid=3f5857d24&skip=0&query=background note 1f
http://intranet:9000/Pages/HomePage.aspxhttp:/www.refworld.org/cgi-bin/texis/vtx/rwmain?page=search&docid=3f5857d24&skip=0&query=background note 1f
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
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1.3	 Obligatorischer Ausschluss

Artikel 12 sieht im Einklang mit Artikel 1 Abschnitte D, E und F Genfer Konvention einen obliga-
torischen Ausschluss vor. Der in Artikel 12 Absatz 2 verfolgte Ansatz unterscheidet sich in der 
Formulierung von Artikel 28 der Richtlinie 2001/55/EG über die Gewährung vorübergehenden 
Schutzes insofern, als den Mitgliedstaaten kein Ermessensspielraum in der Frage eingeräumt 
wird, ob ein Antragsteller doch als Flüchtling behandelt werden sollte, selbst wenn die Aus-
schlusskriterien erfüllt sind. Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe a der AR (Neufassung) verlangt von 
den Mitgliedstaaten unmissverständlich, die Flüchtlingseigenschaft abzuerkennen, wenn nach 
der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft festgestellt wird, dass die Person gemäß Arti-
kel 12 von der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft hätte ausgeschlossen werden müssen 
oder ausgeschlossen ist.

1.4	 Ausschluss im Rahmen des breiter gefassten europäischen 
Schutzkonzepts

Der Ausschluss einer Person von der Flüchtlingsanerkennung gemäß Artikel 12 Absatz 2 präju-
diziert nicht zwangsläufig die gesonderte Frage, ob diese Person in ihr Herkunftsland abgescho-
ben werden darf.15 Gleiches gilt für den Ausschluss von der Gewährung subsidiären Schutzes 
nach Artikel 17. Mit anderen Worten: Der Ausschluss greift weder einer Entscheidung über die 
Abschiebung eines Antragstellers vor, noch präjudizierter die dem Antragsteller offen stehen-
den Rechtsmittel. Ein Antragsteller, der von der Flüchtlingsanerkennung (Artikel 12) oder von 
der Gewährung subsidiären Schutzes (Artikel 17) ausgeschlossen wird, kann ggf. auf den Schutz 
gegen Rückführung setzen, der von Artikel 4 EU-Charta16 und Artikel 3 EMRK17 gewährt wird. 
Diese weitere Erwägung zeigt, wie wichtig es ist,,die Auslegung des EU-Asylrechts durch den 
EuGH und dessen Interpretationsansatz in diesen Fällen zu kennen. Sie ist ferner Ausdruck des 
oben unter 1.1 dargestellten Ansatzes, also des breiter gefassten europäischen Schutzkonzepts 
als einer Synergie aus Flüchtlingsschutz und ergänzender Elemente des Schutzes durch Grund- 
und Menschenrechte. Allerdings geht dieser Ansatz nicht so weit, außerhalb des Anwendungs-
bereichs der (Neufassung der) AR einen zusätzlichen Status vorzusehen. Vor dem Hintergrund 
dieses Auslegungsansatzes ist bei der Beurteilung eines Antrags auf internationalen Schutz im 
Hinblick auf die Anwendung von Ausschlussklauseln dreierlei zu berücksichtigen18:

(1) Die zuständige Behörde oder das zuständige Gericht prüft, ob ein Drittstaatsange-
höriger Anspruch auf den Schutz als Flüchtling hat. Diese Entscheidung hängt von der 
Beurteilung der Frage ab, ob dem Antragsteller die Flüchtlingseigenschaft (Artikel  2 
Buchstabe d) zuerkannt werden kann, weil er begründete Angst vor Verfolgung (Arti-
kel 9) im Zusammenhang mit mindestens einem der in Artikel 10 genannten fünf Verfol-
gungsgründe haben muss. Des Weiteren muss geprüft werden, ob der Antragsteller die 
Kriterien für einen Ausschluss in Artikel 12 erfüllt.

Es sei an dieser Stelle angemerkt, dass in der (Neufassung der) AR nicht vorgeschrie-
ben ist, zunächst die Gewährung des Schutzes und erst dann zu prüfen, ob ein Aus-
schluss erforderlich ist, auch wenn dies vermutlich die gebräuchlichste Praxis ist. Einige 

15 Ebenda, Rdnr. 110.
16 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. C 326 vom 26.10.2012, S. 391.
17 Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der durch die Protokolle Nr. 11 und 14 geänderten Fassung), SEV Nr. 005, 4. November 
1950 (Inkrafttreten: 3. September 1953). 
18 EASO, Artikel 15 Buchstabe c der Anerkennungsrichtlinie (2011/95/EU) - Eine rechtliche Analyse, op. cit., FN 9, S. 11.

http://www.refworld.org/docid/3ae6b3b70.html
http://www.echr.coe.int/Documents/Convention_DEU.pdf
https://easo.europa.eu/wp-content/uploads/Article-15c-Qualification-Directive-201195EU-A-judicial-analysis.pdfhttps:/easo.europa.eu/wp-content/uploads/Article-15c-Qualification-Directive-201195EU-A-judicial-analysis.pdf
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Mitgliedstaaten sehen eine Prüfung der Ausschlusskriterien vor, bevor darüber entschie-
den wird, ob dem Antragsteller internationaler Schutz gewährt werden kann (z. B. Nie-
derlande19 und Spanien).

(2) Besteht kein Anspruch auf Flüchtlingsschutz,ist zu prüfen, ob dieser Person subsidi-
ärer Schutz nach Artikel 15 gewährt werden kann und ob der Antragsteller nicht gemäß 
Artikel 17 der (Neufassung der) Anerkennungsrichtlinie davon ausgeschlossen ist.

(3) Wenn eine Person keinen Anspruch auf internationalen Schutz hat, weil z. B. eine 
Ausschlussklausel greift, muss vor einer Abschiebung geprüft werden, ob der Antrag-
steller Abschiebungsschutz gemäß Artikel  4 und Artikel  19 Absatz  2 EU-Charta (siehe 
Erwägungsgrund  16 AR) sowie gemäß Artikel 3 EMRK genießt. Relevant ist in diesem 
Zusammenhang vor allem die Rechtsprechung des EGMR zu Artikel  3 EMRK in Fällen 
von Ausweisung und Abschiebung.20 Artikel  4 der EU-Charta und Artikel  3 EMRK ent-
halten das Verbot von Folter und unmenschlicher und erniedrigender Behandlung oder 
Strafe und schützen damit einen der für eine demokratische Gesellschaft grundlegenden 
Werte. Der EGMR hat den absoluten und unabdingbaren Charakter dieser Bestimmung 
bestätigt, der keine Ausnahme vom Umfang ihres Schutzes zulässt, die sich möglicher-
weise aufgrund des Verhaltens der Person aufdrängt. Das Straßburger Gericht hat also 
bekräftigt, dass der von Artikel 3 EMRK gebotene Schutz weiter reicht als der nach den 
Artikeln 32 und 33 Genfer Konvention.21 Auf der anderen Seite schützt Artikel 3 EMRK 
nur vor Abschiebung, bietet aber anders als Artikel 24 AR (Neufassung) kein Aufenthalts-
recht und schon gar nicht einen Anspruch auf einen Aufenthaltstitel.

1.5	 Funktionen des EuGH und des EGMR

Aufgabe des EuGH ist es, die einheitliche Auslegung des Unionsrechts zu gewährleisten. Gemäß 
Artikel 267 AEUV ist er befugt, Fragen von Gerichten von Mitgliedstaaten zum EU-Recht zu 
beantworten (im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens). Mit diesem Verfahren entschei-
det der EuGH nicht in der Sache. Er legt seine Auslegung der unionsrechtlichen Vorschrift vor, 
und daraufhin wird die Sache an das nationale Gericht zur Entscheidung des Falles auf der 
Grundlage dieser Auslegung zurückverwiesen. Diese Entscheidungen des EuGH sind für die 
Mitgliedstaaten verbindlich.22

Der EGMR hingegen verhandelt über Individualbeschwerden und Vorlagen von Staaten, wenn 
es in einem der 47 Signatarstaaten des Übereinkommens zu einem Verstoß gegen ein in der 
EMRK enthaltenes Menschenrecht gekommen sein soll. Anders als der EuGH entscheidet der 
EGMR in der Sache, wozu ggf. auch die Ermittlung des Sachverhalts gehört. Seine Urteile sind 
nur für die an der Beschwerde beteiligten Parteien bindend. Ansonsten sind die Urteile des 
EGMR von hohem rechtswissenschaftlichem Wert und liefern schlüssige Anhaltspunkte in Fäl-
len, in denen ähnliche Sachverhalte oder Fragen vor Gerichten verhandelt werden.

19 Siehe: Abteilung Verwaltungsrechtsprechung des Staatsrates (Niederlande), ABRvS 27 Oktober 2003, 200305116, Abschnitt 2.3.1.
20 EGMR, Urteil vom 7. Juli 1989, Soering gegen Vereinigtes Königreich, Beschwerde Nr. 14038/88, Rdnr. 85f.; EGMR, Urteil vom 20. März 1991, Cruz Varas gegen 
Schweden, Beschwerde Nr. 15576/89, Rdnr. 69f.; EGMR, Urteil vom 30. Oktober 1991, Vilvarajah gegen Vereinigtes Königreich, Beschwerde Nr. 13163/87, Rdnr. 107f.
21 EGMR, Urteil vom 15. November 1996, Chahal gegen Vereinigtes Königreich, Beschwerde Nr. 22414/93, Rdnr. 79f.; EGMR, Urteil vom 17. Dezember 1996, 
Ahmed gegen Österreich, Beschwerde Nr. 25694/96, Rdnr. 40f.; EGMR, Urteil vom 29. April 1997, H.L.R. gegen Frankreich, Beschwerde Nr. 24573/94, Rdnr. 35f.; 
EGMR, Urteil vom 28. Februar 2008, Saadi gegen Italien, Beschwerde Nr. 37201/06, Rdnr. 127; EGMR, Urteil vom 28. Juni 2011, Sufi und Elmi gegen Vereingtes 
Königreich, Beschwerde Nr. 8319/07, Rdnr. 212.
22 Eine Orientierungshilfe für Vorlagen beim EuGH bietet: EuGH, Empfehlungen an die nationalen Gerichte bezüglich der Vorlage von Vorabentscheidungsersu-
chen (2012/C 338/01) in: Amtsblatt C 338 vom 6.11.2012; siehe ferner IARLJ, Preliminary references to the Court of Justice of the European Union: A Note for 
national judges handling asylum-related cases, April 2014.
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2.	 Ausschluss von der Flüchtlingseigenschaft 
(Artikel 12)

2.1	 Artikel 12 Absatz 1: Ausschluss wegen anderweitiger 
Schutzgewährung

Artikel 12 Absatz 1 AR (Neufassung) befasst sich mit Personen, die von der Anerkennung als 
Flüchtling ausgeschlossen sind, da sie keinen Flüchtlingsschutz benötigen.23 Die Bestimmung 
enthält zwei Ausschlussgründe. Bei beiden Gründen wird dem Drittstaatsangehörigen die 
Anerkennung als Flüchtling verweigert, weil er bereits auf andere Weise ausreichenden Schutz 
erhält. Der Antragsteller ist nicht aufden Schutz durch den Flüchtlingsstatus angewiesen, weil 
er entweder den Schutz der Vereinten Nationen (Buchstabe a) oder des Aufenthaltslandes 
(Buchstabe b) genießt.

2.1.1	 Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a - Beistand durch die 
Vereinten Nationen

Es besteht eine direkte Verknüpfung zwischen Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 1D 
der Genfer Konvention, der sich auf Personen bezieht, die den Schutz oder Beistand einer 
Organisation oder einer Institution der Vereinten Nationen mit Ausnahme des UNHCR genie-
ßen. Diese Ausschlussklausel wurde vor dem besonderen Hintergrund der Flüchtlinge aus den 
palästinensischen Gebieten24 geschaffen, die Schutz vom Hilfswerk der Vereinten Nationen für 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA)25 erhalten. Nach Auffassung des EuGH soll mit 
dieser Bestimmung die Fortdauer des Schutzes der palästinensischen Flüchtlinge gewährleis-
tet werden, bis ihre Lage gemäß den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen endgültig geklärt worden ist.26

Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a umfasst zwei Sätze, die den beiden Unterabsätzen von Arti-
kel 1D der Genfer Flüchtlingskonvention entsprechen. Der erste Satz schließt Personen von 
der Anerkennung als Flüchtling aus, wenn sie bereits den Schutz einer Organisation oder 
einer Institution mit Ausnahme des UNHCR genießen. Er zieht eine klare Grenze zwischen 
dem Schutz durch Organisationen oder Einrichtungen (UNRWA) und den Schutz durch den 
UNHCR und grenzt diese beiden Schutzsysteme voneinander ab. Der erste Satz von Artikel 12 
Absatz 1 Buchstabe a sollte, wie alle Ausschlussklauseln, vor dem Hintergrund des breit ange-
legten europäischen Schutzkonzepts und unter Berücksichtigung der in der Rechtsprechung 
des EuGH beschriebenen Einschränkungen restriktiv ausgelegt werden, wie weiter unten noch 
näher ausgeführt werden wird.

Der zweite Satz von Artikel  12 Absatz  1 Buchstabe  a  enthält eine Ausnahme von dieser 
Ausschlussklausel: Wird der alternative Beistand durch das UNRWA, der Anlass für diese 

23 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 8. Februar 2005, 1 C 29.03, op.cit., FN 10, S. 387; siehe ferner I. Kraft, „Article 12 Directive 2011/95/EU“, 
in K. Hailbronner und D. Thym (Hrsg.), EU Immigration and Asylum Law – Commentary on EU Regulations and Directives, (2. Auflage, Hart/Beck/Nomos, 2016) 
(demnächst erscheinend), Abs. 1.
24 Diese Bezeichnung ist nicht als Anerkennung eines Staates Palästina auszulegen und lässt die Standpunkte der einzelnen Mitgliedstaaten zu dieser Frage 
unberührt.
25 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, op. cit., FN 6, S. 24. 
26 El Karem El Kott u. a., op. cit., FN 8, Rdnrn. 60 und 62.
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Ausschlussklausel ist, aus irgendeinem Grund, der vom Willen des Betroffenen unabhängig 
ist, nicht länger gewährt27, und ist die Lage in den palästinensischen Gebieten immer noch 
nicht grundsätzlich und endgültig geklärt, genießt der Antragsteller ipso facto den Schutz der 
Richtlinie.

2.1.1.1	 „gemäß Artikel 1D der Genfer Flüchtlingskonvention“

Mit der Resolution Nr.  302 (IV) vom 8. D ezember 1949 über Hilfe für Palästinaflüchtlinge 
wurde das Hilfswerk der UN für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA)28 gegründet 
und sein Einsatzgebiet festgelegt, zu dem der Libanon, Syrien, Jordanien, das Westjordanland 
(einschließlich Ost-Jerusalem) und der Gaza-Streifen gehören.

Historisch betrachtet wurden als Palästinaflüchtlinge Personen bezeichnet, die im gesamten 
Zeitraum zwischen Juni 1946 und Mai 1958 ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Palästina hatten 
und aufgrund des Konflikts von 1948 sowohl ihr Heim als auch ihre Existenzgrundlage verloren 
hatten. Später wurde Definition des Palästinaflüchtlings erweitert, um auch die aufgrund des 
Konflikts von 1967 auf Dauer Vertriebenen zu erfassen.29

Das Urteil des EuGH in der Rechtssache Bolbol30 hat den persönlichen Anwendungsbereichs 
dieser Klausel teilweise geklärt. Nach Auffassung des Gerichtshofs ist die Definition der Perso-
nen, die unter Artikel 12 Absatz 1 AR (Neufassung) fallen, auf diejenigen beschränkt, die tat-
sächlich die Hilfe des UNRWA in Anspruch genommen haben. Die Registrierung beim UNRWA 
sei ein ausreichender Nachweis der tatsächlichen Inanspruchnahme der Hilfe des UNRWA. 
Hilfe könne aber auch bei fehlender Registrierung geleistet werden; in diesem Fall müsse es 
dem Betroffenen möglich sein, den Nachweis dieser Hilfe auf andere Weise zu erbringen.31 Der 
EuGH unterstrich, diese Ausschlussklausel der Richtlinie sei eng auszulegen und könne daher 
nicht auch Personen erfassen, die nur berechtigt sind sich registrieren zu lassen, um Schutz 
oder Beistand vom UNRWA zu erhalten.32

Historisch gesehen wurde der Begriff „Palästinaflüchtling“ für Personen verwendet, deren 
gewöhnlicher Aufenthalt während des gesamten Zeitraums zwischen Juni 1946 und Mai 1948 
Palästina war, und die sowohl ihr Heim als auch ihre Existenzgrundlage verloren, weil sie auf-
grund des arabisch-israelischen Konflikts von 1948 aus dem Teil des Mandatsgebiets Palästina 
vertrieben wurden, der zu Israel wurde, und die nicht dorthin zurückkehren konnten.33 Die 
Definition des Palästinaflüchtlings wurde in der Folge ausgeweitet und umfasst nun als Ergeb-
nis des arabisch-israelischen Konflikts von 1967 auch die Personen, die aus dem seit 1967 von 
Israel besetzten palästinensischen Gebiet vertrieben wurden und nicht dorthin zurückkehren 
konnten.34

Erwähnenswert erscheint, dass nach Auffassung des UNHCR, die nicht genau der Rechtspre-
chung des EuGH entspricht, der Geltungsbereich von Artikel 1D der Genfer Konvention zwischen 

27 Ebenda, Rdnr. 58; siehe weiter unten 2.1.1.2.
28 UN-Generalversammlung, Hilfe für Palästinaflüchtlinge (2. Dezember 1950) A/RES/393.
29 UN-Generalversammlung, Infolge der Feindseligkeiten vom Juni 1967 und späterer Feindseligkeiten vertriebene Personen (15. Dezember 2004) A/RES/59/118; 
UN-Generalversammlung, Humanitäre Hilfe (4. Juli 1967) A/RES/2252 und spätere Resolutionen der UN-Generalversammlung.
30 Bolbol, op. cit., FN 7.
31 Ebenda, Rdnr. 52.
32 Ebenda.
33 UN-Generalversammlung, Palästina: Zwischenbericht des Vermittlers der Vereinten Nationen (11. Dezember 1948) A/RES/194.
34 UN-Generalversammlung, Humanitäre Hilfe,op. cit., FN 29 und spätere Resolutionen der UN-Generalversammlung, darunter UN-Generalversammlung, Infolge 
der Feindseligkeiten vom Juni 1967 und späterer Feindseligkeiten vertriebene Personen, op. cit., FN 29. a
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1948 und 1967 vertriebene Palästinaflüchtlinge sowie ihre Nachkommen abdeckt35, und vor 
allem, dass bei Personen, die unter den Anwendungsbereich von Artikel 1D der Flüchtlings-
konvention fallen, der Ausdruck „Schutz oder Beistand des UNRWA erhalten“ nicht nur Paläs-
tinenser erfasst, die tatsächlich den Schutz oder Beistand des UNRWA in Anspruch genommen 
haben, sondern auch diejenigen, die Anspruch auf solchen Schutz oder Beistand haben.36

2.1.1.2	 Wird ein solcher Schutz „aus irgendeinem Grund 
nicht länger gewährt“

Der Satzteil „aus irgendeinem Grund“ ist in seinem Kontext und mit Blick auf das Ziel und den 
Zweck von Artikel 1D der Genfer Konvention auszulegen, der darin besteht, die Kontinuität des 
Schutzes und des Beistands für Palästinaflüchtlinge zu gewährleisten und eine Überschnei-
dung der Kompetenzen von UNHCR und UNRWA zu vermeiden. Das zielt sowohl auf örtliche 
als auch zeitliche Kontinuität.

Der EuGH hatte Gelegenheit, diesen Satzteil auszulegen. Er hat die Klausel eng verstanden und 
im Wesentlichen auf die Bereitschaft zum Verlassen des Gebietes abgestellt, in dem Schutz 
gewährt wird, sowie auf andere Gründe für die Ausreise einer Person. In El Karem El Kott37 ver-
trat der EuGH die Auffassung, dass Schutz oder Beistand nicht länger gewährt werden, wenn:

1. 	die UNRWA oder Organisationen oder Institutionen der Vereinten Nationen mit Aus-
nahme des UNHCR aufgelöst werden (wenn also eine dauerhafte Lösung für das Palästi-
na-Problem gefunden wurde), oder wenn sie ihre Aufgabe nicht länger erfüllen können, 
oder38;

2. 	wenn der Antragsteller aufgrund von Umständen, die vom seinem Willen unabhängig 
sind, dazu gezwungen wurde, das Einsatzgebiet der UNRWA zu verlassen.39

Weiter befand der EuGH, es sei Sache der zuständigen Behörde im Mitgliedstaat, im Rahmen 
der individuellen Beurteilung des Antrags zu prüfen, ob der Antragsteller das Einsatzgebiet 
einer solchen Organisation oder Institution gezwungenermaßen oder freiwillig verlassen hat.40 
Im Anschluss daran sollte geprüft werden, ob die Person in die Mandatsgebiete zurückkehren 
und sich wieder unter den Schutz der UNRWA begeben kann.41 Zu der Frage, ob von einem 
Antragsteller gesagt werden könne, er habe das Schutzgebiet der UNRWA unfreiwillig verlas-
sen, befand der EuGH, dass das Verlassen dann als gezwungen anzusehen sei,,wenn „er sich 
in einer sehr unsicheren persönlichen Lage befindet und es dieser Organisation unmöglich 
ist, ihm in diesem Gebiet Lebensverhältnisse zu gewährleisten, die mir der ihr übertragenen 
Aufgabe im Einklang stehen“.42 Allein die Tatsache, dass der Antragsteller das Einsatzgebiet 
der UNRWA verlassen hat, führt also noch nicht dazu, dass „von dem Hilfswerk kein Schutz 
und Beistand mehr gewährt wird“. Eine bloße Abwesenheit von solch einem Gebiet oder die 
freiwillige Entscheidung, es zu verlassen, kann nicht als Wegfall des Beistands im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a zweiter Satz eingestuft werden.43

35 UNHCR, Anmerkungen über die Anwendbarkeit von Artikel 1D des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und von Artikel 12 Absatz 1 
Buchstabe a der EU-Anerkennungsrichtlinie auf palästinensische Flüchtlinge, die um internationalen Schutz ersuchen, Mai  2013, S. 2-3. 
36 Ebenda. 
37 El Karem El Kott u. a., op. cit., FN 8, Rdnr. 55.
38 Ebenda, Rdnr. 56.
39 Ebenda, Rdnr. 58.
40 Ebenda, Rdnrn. 55-67
41 Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 29. Januar 2010, Nr. 37.912.
42 El Karem El Kott u. a., op. cit., FN 8, Rdnr. 63.
43 El Karem El Kott u. a., op. cit., FN 8, Rdnr. 59.
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Die in der Rechtssache El Karem El Kott erörterten Fragen waren auch Gegenstand in der Recht-
sprechung nationaler Gerichte. In einer Entscheidung des belgischen Rats für Ausländerstreit-
sachen heißt es, Artikel 1D gelte nur, wenn sich „der Asylbewerber selber in großer Gefahr 
befindet“ und das UNRWA „nicht in der Lage ist, ihm in diesem Gebiet Lebensumstände zu 
gewährleisten, die mit der ihr übertragenen Aufgabe im Einklang stehen“.44

Die Rechtsprechung scheint hier gefestigt zu sein. Die Haltung des UNHCR ist fast deckungs-
gleich mit den Schlussfolgerungen, zu denen der EuGH in El Karem El Kott gekommen ist. Wie 
der EuGH erwähnt, umfasst nach Auffassung des UNHCR die Wendung „aus irgendeinem 
Grund nicht länger gewährt“ i) die Tatsache, dass die UNRWA als Agentur nicht mehr besteht, 
ii) die Unterbrechung der Arbeit der UNRWA und iii)  jeden objektiven Grund, aus dem die 
betreffende Person nicht in der Lage ist, den Schutz oder den Bestand der UNRWA (erneut) in 
Anspruch zu nehmen.45

2.1.1.3	 „genießt er ipso facto den Schutz dieser Richtlinie“

In El Karem El Kott befand der Gerichtshof, die Wendung „genießt er ipso facto den Schutz 
dieser Richtlinie“ sei so auszulegen, dass sie im Einklang mit Artikel 1D zweiter Unterabsatz der 
Genfer Konvention steht. Dort heißt es, Personen hätten „ipso facto“ Anspruch auf die von der 
Konvention gewährten „Vergünstigungen“.46

An diesem Punkt der Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz muss die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaats überprüft haben, ob der Antragsteller nicht nur tatsächlich den 
Beistand der UNRWA in Anspruch genommen hat, sondern auch, ob dieser Beistand/Schutz 
aus von ihm nicht zu kontrollierenden und von seinem Willen unabhängigen Gründen nicht 
mehr gewährt wird.47 Ferner müssen die Behörden des Mitgliedstaats der Frage nachgegangen 
sein, ob die Person in der Lage ist, (in Zukunft) in das Einsatzgebiet der UNRWA zurückzukeh-
ren, und dürfte entschieden haben, dass dies nicht möglich sein wird.48 Die Entscheidung hat 
also eine sachliche und eine örtliche Komponente.

Das bedeutet im Ergebnis, dass der Antragsteller an diesem Punkt nicht zwangsläufig begrün-
dete Furcht vor Verfolgung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe c der Richtlinie nachzuweisen 
hat.49 Einem solchen Antragsteller sollte nach Beantragung von Asyl in einem Mitgliedstaat die 
Flüchtlingseigenschaft unter der Bedingung zuerkannt werden, dass er nicht in den Anwen-
dungsbereich von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 12 Absatz 2 oder Artikel 12 Absatz 3 
der AR (Neufassung) fällt, da der „ipso facto-Anspruch“ keine bedingte Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft vorsieht. In Anbetracht der potenziell weit reichenden Rechtsfolgen ist eine 
sehr genaue Prüfung der Bedingungen von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a erster Satz (wie 
oben ausgeführt) geboten. Dies wurde vom Berufungsgericht im Vereinigten Königreich fol-
gendermaßen bestätigt: „Solch ein großes Paket von Rechten würde vermutlich nicht gewährt, 
[...] wenn nicht die Gruppe der Empfänger klar und präzise abgegrenzt wäre [...]“.50

44 Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 2. Mai 2013, Nr. 102283; Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 8. August 2013, Nr. 108.154468; 
Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 10.  April 2013, Nr.  100.713469; Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 31.  Januar 2013, 
Nr. 96.372470.
45 UNHCR, Anmerkungen über die Anwendbarkeit von Artikel 1D des Abkommens von 1951, op. cit., FN 35.
46 El Karem El Kott u. a., op. cit., FN 8, Rdnr. 71.
47 Ebenda, Rdnrn. 58, 61, 64-65.
48 Ebenda, Rdnr. 77.
49 Ebenda, Rdnr. 76.
50 Berufungsgericht (Vereinigtes Königreich), El-Ali gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2002] EWCA Civ. 1103, Rdnr. 50. 
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2.1.2	 Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b - Zuerkennung von Rechten 
durch das Aufenthaltsland

Dieser Unterabsatz von Artikel 12 befasst sich, ebenso wie Artikel 1E der Genfer Konvention, 
mit Situationen, in denen einem Antragsteller bestimmte Rechte (oder etwas Gleichwertiges) 
gewährt wurden, die ansonsten nur Staatsangehörigen des Landes gewährt werden, in dem 
sich der Antragsteller gerade aufhält. Er enthält drei kumulative Voraussetzungen. Sie können 
von ihrer Art her als zeitlich, territorial und materiell bezeichnet werden und werden nachste-
hend näher behandelt.

2.1.2.1	 „das Land, in dem er seinen Aufenthalt genommen 
hat“

Die in Artikel 12 Absatz 1 formulierte Voraussetzung, dass ein Antragsteller einen dauerhaften 
Aufenthalt haben muss, wie es auch Artikel 1E Genfer Konvention vorsieht, stellt ein territoriales 
oder physisches Element in der Anwendung dieses Unterabsatzes dar. Das heißt, dass vorüber-
gehende Aufenthalte wie ein Transit oder Besuche in einem bestimmten Mitgliedstaat keine 
hinreichende Grundlage für einen Ausschluss bilden. Die Materialien (travaux préparatoires) der 
Genfer Flüchtlingskonvention machen deutlich, dass die Schwelle für die Erfüllung dieser terri-
torialen Bedingung hoch angesetzt ist. In den Diskussionen legte der Delegierte des Vereinigten 
Königreichs dar, dass für die Zwecke von Artikel 1E der Ausdruck „seinen Wohnsitz nehmen“ 
gleichwertig sei mit „ständigen Aufenthalt nehmen“.51 Darüber hinaus wurde im Verlauf der Ver-
handlungen der französische Wortlaut von Artikel 1E der Flüchtlingskonvention von „élu domi-
cile“ in „a établi sa résidence“ geändert, um den Aspekt der Dauerhaftigkeit zu unterstreichen.

Bis heute scheint es, wenn überhaupt, nur wenig bedeutsame Rechtsprechung zu dieser Frage 
zu geben.52 Nach Auffassung des UNHCR bedeutet ein freiwilliger Verzicht auf Aufenthalt nicht, 
dass Artikel 1E Genfer Konvention nicht mehr anzuwenden ist, sofern die Person weiterhin 
Anspruch auf einen sicheren Aufenthaltsstatus einschließlich des Rechts auf Wiedereinreise 
sowie die Rechte und Pflichten hat, die mit dem Besitz der Staatsangehörigkeit des Landes 
verbunden sind.53

2.1.2.2	 „von den zuständigen Behörden anerkannt wird“

Das zeitliche Element von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b bezieht sich auf den Zeitpunkt, ab 
dem von dem Antragsteller gesagt werden kann, dass er tatsächlich die Rechte hat, die andern-
falls nur die Staatsangehörigen des Landes besitzen. Es ist nur dann erfüllt, wenn die Person 
derzeit anerkanntermaßen im Land diese Rechte und Pflichten hat und sie nicht nur in der 
Vergangenheit hatte. Haben die zuständigen Behörden des betreffenden Landes den Antrag-
steller in der Vergangenheit als Person anerkannt, die solche Rechte hatte, ihr aber jetzt diese 
Anerkennung entzogen, ist Artikel 12 Absatz1 Buchstabe b nicht anzuwenden. Dies bedeutet 
nämlich, dass der Antragsteller erneut des Flüchtlingsschutzes bedarf. Ferner gilt dies nur für 

51 UNHCR, Anmerkungen des UNHCR über die Anwendbarkeit von Artikel 1E des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, März 2009, Absätze 
10-11.
52 Artikel 1E der Genfer Flüchtlingskonvention fand in einer Reihe kanadischer Rechtssachen Anwendung. Ein Überblick über diese Rechtssachen ist zu finden 
unter: http://www.irb-cisr.gc.ca/Eng/BoaCom/references/LegJur/Pages/RefDef10.aspx. 
53 UNHCR, Anmerkungen des UNHCR über die Anwendbarkeit von Artikel 1E, op. cit., FN 51, Rdnr. 10. 

http://www.refworld.org/docid/49c3a3d12.html
http://www.irb-cisr.gc.ca/Eng/BoaCom/references/LegJur/Pages/RefDef10.aspx
http://www.refworld.org/docid/49c3a3d12.html


20 — Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 der Anerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU)

Personen, denen diese Rechte gewährt wurden, nicht für Personen, die darauf möglicherweise 
in Zukunft Anspruch haben.54

2.1.2.3	 „Rechte und Pflichten, die mit dem Besitz der 
Staatsangehörigkeit dieses Landes verknüpft sind“

Im Hinblick auf die inhaltliche oder materielle Qualität der Rechte und Pflichten, die dem 
Antragsteller gewährt sein müssen, sollte er zumindest gegen Abschiebung und Ausweisung 
geschützt sein. Wie Staatsangehörige des Landes sollte auch er Freizügigkeit genießen, ein-
schließlich des Rechts, das Land zu verlassen und wieder dorthin einzureisen. Diese Rechte 
und Pflichten müssen nicht in jeder Hinsicht mit denen identisch sein, die die Staatsangehö-
rigen des betreffenden Landes genießen. Es kann durchaus Unterschiede geben; so muss der 
Antragsteller beispielsweise nicht das aktive oder passive Wahlrecht haben, und auch für die 
Bekleidung bestimmter öffentlicher Ämter kann es Einschränkungen geben.55

2.2	 Artikel 12 Absatz 2: Ausschluss wegen Unwürdigkeit des 
internationalen Schutzes

2.2.1	 Gemeinsame Erwägungen zu allen drei Ausschlussgründen

Artikel 12 Absatz 2 spiegelt die in Artikel 1F Genfer Konvention aufgeführten Ausschlussgründe 
wider mit dem Ziel der Erhaltung der Integrität und Glaubwürdigkeit des Flüchtlingsstatus (siehe 
weiter oben unter 1.2). Die Bestimmung nennt drei getrennte Ausschlussgründe, die sich in 
ihrem sachlichen Anwendungsbereich teilweise überschneiden: Begehung international rele-
vanter Verbrechen, also Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen oder Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a); Begehung schwerer nichtpoliti-
scher Straftaten vor der Einreise in den Mitgliedstaat (Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b) oder 
Begehung von Handlungen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwider-
laufen (Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c). Nach der Behandlung einiger gemeinsamer grund-
legender Aspekte wird auf die spezifischen Bestandteile der einzelnen Bestimmungen im 
Detail eingegangen (2.2.2 - 2.2.4). An die detaillierte Analyse schließt sich eine Diskussion über 
übergeordnete Aspekte an, wie persönliche Verantwortung (2.3), bei der es um spezifische 
Probleme der Zuordnung aufgrund der Teilnahme an den genannten Handlungen geht; Recht-
fertigungs-, Entschuldigungs- und Schuldausschlussgründe sowie mildernde Umstände (2.4); 
und die Frage, ob Strafverbüßung bei der Anwendung von Ausschlussgründen eine Rolle spie-
len kann (2.5). Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass Verfahrensaspekte wie z. B. das 
abgesenkteBeweismaß („wenn schwerwiegende Gründe zu der Annahme berechtigen“) bei 
der individuellen Prüfung der Ausschlussgründe eine wichtige Rolle spielen (s.u. Abschnitt 4).

54 Ebenda, Rdnr. 7.
55 Ebenda., Rdnrn. 13-16.
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2.2.1.1	 Das Ziel

In den Debatten über die Anerkennungsrichtlinie im Rat wurde darüber diskutiert, ob das Kon-
zept des Ausschlusses von der Flüchtlingseigenschaft mit dem obersten Ziel des Ausschlusses 
derjenigen Personen, die als des Schutzes unwürdig gelten, auch auf die Fälle des Artikel 33 
Absatz 2 Genfer Konvention ausgedehnt werden sollte. Diese Bestimmung regelt Ausnahmen 
von dem in Artikel 33 Absatz 1 Genfer Konvention verankerten Grundsatz der Nichtzurückwei-
sung (non-refoulement), wenn ein Flüchtling aus schwerwiegenden Gründen als eine Gefahr 
für die Sicherheit des Landes anzusehen ist, in dem er sich befindet, oder wenn er eine Gefahr 
für die Allgemeinheit dieses Staates bedeutet, weil er wegen eines besonders schweren Ver-
brechens rechtskräftig verurteilt wurde.56 Die einschlägige Bestimmung in der AR (Neufassung) 
ist Artikel 12 Absatz 2, der anders als Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d über den Ausschluss von 
der Gewährung subsidiären Schutzes57, diese zusätzliche Erwägung bezüglich des Ausschlus-
ses vom Flüchtlingsschutz nicht enthält. Letztendlich sind die Ausnahmen vom Grundsatz der 
Nichtzurückweisung nicht in Artikel 12 Absatz 2 aufgenommen worden, sondern sind in Arti-
kel 14 Absätze 4 und 5 eingeflossen.58 Diese wichtige Nuance ist darauf zurückzuführen, dass 
die in Artikel 1 Abschnitte D-F Genfer Konvention aufgeführten Ausschlussgründe als abschlie-
ßend angesehen wurden.59 Die Entscheidung, keine Erwägungen bezüglich der nationalen 
Sicherheit und/oder Gefahrenabwehr zu berücksichtigen, ist vor dem Hintergrund des Norm-
zwecks von Artikel 12 Absatz 2 zu sehen, der auf den Erhalt der Integrität und Glaubwürdigkeit 
des Flüchtlingsstatus beschränkt ist.60 Der EuGH hat in B und D die Auffassung vertreten, mit 
den Ausschlussgründen, um die es in dieser Rechtssache ging (Artikel 12 Absatz 2 Buchsta-
ben b und c), sollten Handlungen geahndet werden, die in der Vergangenheit begangen wur-
den. Diese Ausschlussgründe

wurden „mit dem Ziel geschaffen […], von der Flüchtlingsanerkennung Personen auszu-
schließen, die als des sich aus ihr ergebenden Schutzes unwürdig angesehen werden, 
und zu verhindern, dass diese Anerkennung den Urhebern bestimmter schwerwiegen-
der Straftaten ermöglicht, sich einer strafrechtlichen Verantwortung zu entziehen“.61

Der Tenor dieser Entscheidung sowie die ihr zugrunde liegenden Erwägungen werden auch 
in einer späteren Entscheidung des deutschen Bundesverwaltungsgerichts deutlich, in der es 
heißt, der Ausschluss sei dazu gedacht, den Status eines „bona fide“-Flüchtlings nicht in Miss-
kredit zu bringen62.

56 Rat der Europäischen Union, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, Nr. 9038/02 vom 17. Juni 2002, S. 20; Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, 
die anderweitig internationalen Schutz benötigen, Nr. 10596/02 vom 9. Juli 2002, S. 22, und Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die 
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, 
Nr. 11356/02 vom 6. September 2002, S. 17.
57 Siehe auch das einheitliche Konzept in Artikel 28 Absatz 1 Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorüber-
gehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit 
der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten, ABl. L 212 vom 7.8.2001, S. 12. 
58 I. Kraft, „Artikel 12 Richtlinie 2011/95/EU“, op. cit., FN 23, Absätze 9-10.
59 Rat der Europäischen Union, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen,Nr. 12620/02 vom 3. Oktober 2002, S. 19.
60 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 115.
61 Ebenda., Rdnrn. 103-104.
62 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, 10 C 24.08, DE:BVerwG:2009:101109U1C24.08.0, BVerwGE 135, S. 252, Rdnr. 41.
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http://www.consilium.europa.eu/register/de/content/out/?&typ=ENTRY&i=ADV&DOC_ID=ST-11356-2002-INIT
http://www.consilium.europa.eu/register/de/content/out/?&typ=ENTRY&i=ADV&DOC_ID=ST-11356-2002-INIT
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2.2.1.2	 Ausschluss unabhängig von einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Aufnahmestaat

Erwägungen zur Sicherheit, Gefahrenabwehr und Vermeidung von Gefahren für die Gesell-
schaft spielen bei der Prüfung eines Ausschlusses von der Flüchtlingseigenschaft keine Rolle. 
Berücksichtigt werden können sie jedoch im Zusammenhang mit der Ablehnung oder Aber-
kennung der Flüchtlingseigenschaft gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 5.63 Denn nach Auffassung 
des EuGH kann eine möglicherweise von einem Flüchtling für den betreffenden Mitgliedstaat 
ausgehende gegenwärtige Gefahr nicht im Rahmen des Artikel 12 Absatz 2, sondern nur im 
Rahmen von Artikel  14 Absatz  4 oder Artikel  21 Absatz  2 Berücksichtigung finden.64 Dem 
Wortlaut von Artikel  12 ist zu entnehmen, dass die Ausschlussgründe als Bestrafung für in 
der Vergangenheit begangene Handlungen gedacht sind. In Anbetracht der Tatsache, dass die 
hinter dem Ausschluss stehende Zielsetzung erstens auf der Prämisse fußt, dass diese Perso-
nen als des Schutzes unwürdig angesehen werden, und zweitens, dass Urhebern schwerwie-
gender Straftaten nicht ermöglicht werden darf, sich einer strafrechtlichen Verantwortung zu 
entziehen, kann der Ausschluss von der Flüchtlingsanerkennung nicht vom Bestehen einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Aufnahmemitgliedstaat abhängig gemacht werden.65 Bei der 
Beurteilung der Ausschlusskriterien in Artikel 12 Absatz 2 darf nur auf das bisherige Verhalten 
der Person in der Vergangenheit abgestellt werden. Die Prüfung darf nicht prospektiv auf eine 
Prognose gerichtet werden, ob die Person derzeit eine Gefahr für das Aufnahmeland bedeutet 
oder irgendwann in der Zukunft bedeuten kann.

2.2.1.3	 Keine weitere Beurteilung der Verhältnismäßigkeit 
(keine Abwägung)

Ein Ausschluss hängt nicht von einer Beurteilung der Verhältnismäßigkeit in dem konkreten Fall 
ab. Dies wird deutlich, wenn man den Wortlaut von Artikel 12 Absatz 2 systematisch mit dem 
abweichenden Wortlaut von Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Richtlinie 2001/55/
EG66 über die Gewährung vorübergehenden Schutzes vergleicht. Diese Richtlinie besagt aus-
drücklich, dass die Schwere der zu erwartenden Verfolgung gegen die Art der Straftat, derer 
der Betroffene verdächtigt wird, abzuwägen ist. Die (Neufassung der) AR enthält keine solche 
Bestimmung. Ohne auf dieses Argument einzugehen befand der EuGH in B und D, dass, sofern 
die in Artikel 12 Absatz 2 enthaltenen Voraussetzungen erfüllt sind, die betreffende Person 
zwingend von der Anerkennung als Flüchtling auszuschließen ist.67 Der Gerichtshof hat darauf 
verwiesen, dass der Ausschluss in Artikel 12 Absatz 2 von der Schwere der begangenen Hand-
lungen abhängt, die von einem solchen Grad sein muss, dass die betreffende Person keinen 
berechtigten Anspruch auf den Schutz erheben kann, der mit der Flüchtlingseigenschaft im 
Sinne von Artikel 2 Buchstabe d verbunden ist. Weiter hat er ausgeführt:

Da die zuständige Behörde bereits im Rahmen ihrer Beurteilung der Schwere der began-
genen Handlungen und der individuellen Verantwortung der betreffenden Person alle 
Umstände berücksichtigt hat, die für diese Handlungen und für die Lage dieser Person 
kennzeichnend sind, kann sie, wenn sie zu dem Ergebnis gelangt, dass Artikel 12 Absatz 2 

63 Rat der Europäischen Union, Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen,Nr. 13623/02 vom 30. Oktober 2002, S. 3.
64 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 101.
65 Ebenda, Rdnr. 104.
66 Richtlinie 2001/55/EG des Rates über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes, op. cit., FN 57.
67 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 107.
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Anwendung findet, nicht (...) zur Vornahme einer Verhältnismäßigkeitsprüfung verpflich-
tet sein, die eine erneute Beurteilung des Schweregrads der begangenen Handlungen 
einschließt.68

Daher kann keine weitere Verhältnismäßigkeitsprüfung verlangt werden.69

2.2.2	 Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a: Verbrechen gegen 
den Frieden, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit

Diese Ausschlussklausel findet auf Handlungen Anwendung, die nach internationalem Recht 
strafbar sind. Zur Definition von Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen oder Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit verweist Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a auf „internationale 
Vertragswerke, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbre-
chen festzulegen“. Formulierung und Entstehungsgeschichte der Bestimmung belegen einen 
dynamischen Ansatz, bei dem der Normgeber davon ausgeht, dass sich internationales Recht 
im Zeitverlauf weiterentwickelt. Daher muss die Feststellung, ob Verbrechen gegen den Frie-
den, Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne von Artikel  12 
Absatz 2 begangen wurden, primär vor dem Hintergrund des Römischen Statuts des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 (Römisches Statut)70 getroffen werden, das den 
aktuellen Stand der Entwicklungen im internationalen Strafrecht mit Blick auf diese Strafta-
ten widerspiegelt.71 Dabei sind Probleme des intertemporalen Rechts bezüglich der zeitlichen 
Anwendung des Begriffs „Kriegsverbrechen“ auf bestimmte Handlungen zu bedenken: So galt 
vor dem Abschluss des Römischen Statuts beispielsweise die Rekrutierung von Kindern nicht 
generell als Kriegsverbrechen. Ein Gericht, das eine vor 1998 eingetretene Situation zu beur-
teilen hat, in der es zu einem solchen Verhalten kam, kann dieses Verhalten deshalb nicht als 
Kriegsverbrechen einstufen. Generell gilt, dass von Kriegsverbrechen ursprünglich nur in inter-
nationalen bewaffneten Konflikten ausgegangen wurde; heutzutage ist die Auffassung weit 
verbreitet, dass Kriegsverbrechen auch in einem nicht-internationalen bewaffneten Konflikt 
begangen werden können.72

Ferner sei daran erinnert, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein übergeordnetes oder 
internationales Tatbestandsmerkmal enthalten und eine ganze Reihe spezifischer zugrunde 
liegender Straftaten umfassen. Diese spezifischen Straftaten sind größtenteils in den Artikeln 7 
und 8 des Römischen Statuts aufgeführt (siehe Anhang A).

68 Ebenda, Rdnr. 109.
69 Eine andere Ansicht, der zufolge die Verhältnismäßigkeitsprüfung Teil der Entscheidung über die Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 ist, ist zu finden in: UNHCR, 
Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5: Anwendung der Ausschlussklauseln: Artikel 1F des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
4. September 2003.
70 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, 2187 UNTS 90, 17. Juli 1998 (Inkrafttreten: 1. Juli 2002). 
71 UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, S. 4; siehe ferner Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, 
op. cit., FN 62, Rdnr. 31;, sowie Versammlung der Vertragsstaaten des Status des Internationalen Strafgerichtshofs, Verbrechenselemente, Official Records of the 
Review Conference of the Rome Statute of the International Criminal Court, Kampala, 31. Mai - 11. Juni 2010 (Veröffentlichung des Internationalen Strafgerichts-
hofs, RC/11) zu den Anforderungen an den objektiven Tatbestand (actus reus) und den subjektiven Tatbestand (mens rea) der einzelnen Straftaten, die in die 
Zuständigkeit des IStGH fallen.
72 IStGHJ, Entscheidung vom 2. Oktober 1995, Ankläger gegen Dusko Tadic genannt „Dule“ (Entscheidung über das Rechtsmittel der Verteidigung im Zwischenstreit 
über die Unzuständigkeitseinrede), T-94-1, Rdnr. 134.
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2.2.2.1	 Verbrechen gegen den Frieden - Aggression

Nach dem Londoner Abkommen73 ist der sachliche Anwendungsbereich eines Verbrechens 
gegen den Frieden weit gefasst und umfasst „Planen, Vorbereitung und Einleitung oder Durch-
führung eines Angriffskriegs oder eines Kriegs unter Verletzung internationaler Verträge, 
Abkommen oder Zusicherungen oder Beteiligungen an einem gemeinsamen Plan oder an 
einer Verschwörung zur Ausführung einer der vorgenannten Handlungen“.74

Das Römische Statut verwendet eine andere Terminologie, denn es spricht nicht von Verbre-
chen gegen den Frieden, sondern definiert in Artikel 5 Buchstabe d die Gerichtsbarkeit des 
IStGH im Hinblick auf das „Verbrechen der Aggression“. Dieses Verbrechen ist in Artikel 8bis75 
definiert, und zwar mit einer Reihe von in der Resolution 3314  (XXIX) der Vereinten Natio-
nen aufgeführten Handlungen (siehe Anhang  A). Bei allen handelt es sich um Handlungen 
eines Staates gegen die Souveränität, die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unab-
hängigkeit eines anderen Staates. Solche Handlungen werden vom „Verbrechen der Aggres-
sion“ erfasst, wenn sie ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Umfang nach eine offenkundige 
Verletzung der Charta der Vereinten Nationen darstellen. Ein Verbrechen der Aggression nach 
dem Römischen Statut kann also nur im Rahmen eines internationalen bewaffneten Konflikts 
begangen werden und erfordert das Tätigwerden eines Staates; eine Einzelperson kann ein 
solches Verbrechen nicht begehen. Darüber hinaus beschränkt Artikel 8bis Absatz 1 des Römi-
schen Statuts den Anwendungsbereich dieses Verbrechens ratione personae auf „eine Person, 
die tatsächlich in der Lage ist, das politische oder militärische Handeln eines Staates zu kont-
rollieren oder zu lenken“.

Die Definition des „Verbrechens der Aggression“ wurde 2010 auf der Konferenz zur Überarbei-
tung des IStGH-Statuts in Kampala angenommen.76 Auch wenn die Gerichtsbarkeit des IStGH 
für dieses Verbrechen bis 2017 ausgesetzt ist,77 sind die in Artikel 8bis aufgeführten wesent-
lichen Tatbestandsmerkmale schon heute im Zusammenhang mit einem Ausschluss gemäß 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a („Verbrechen gegen den Frieden“) anwendbar. So wurde der 
Ausschlussgrund „Verbrechen gegen den Frieden“ in Belgien von der ständigen Kommission 
für Flüchtlingsangelegenheiten gegen einen somalischen Antragsteller angewandt, der nach-
weislich in die Planung und Führung eines internationalen bewaffneten Konflikts mit Äthiopien 
beteiligt war.78

2.2.2.2	 Kriegsverbrechen

Kriegsverbrechen sind schwerwiegende Verletzungen des Humanitären Völkerrechts, die 
unmittelbar durch internationales Recht pönalisiert werden.79 Mit Blick auf den Ausschluss 
von der Flüchtlingseigenschaft sind die Definitionen von Kriegsverbrechen in Artikel 8 Absatz 2 
Römisches Statut zu finden, das wiederum die Definitionen aus den vier Genfer Konventionen 
von 1949 und deren Zusatzprotokollen bis 1977 sowie anderen einschlägigen Vertragswerken 

73 Statut für den Internationalen Militärgerichtshof - Anhang zum Abkommen zwecks Aburteilung und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher der europäischen 
Achse („Londoner Abkommen“), 82 UNTS 280, 8. August 1945 (Inkrafttreten: 8. August 1945).
74 Ebenda, Artikel 6 Buchstabe a; siehe ferner UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz: Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 11.
75 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 8bis Absatz 2. 
76 Konferenz der Vertragsparteien des Römischen Statuts, Resolution RC/Res.6, angenommen 11. Juni 2010, 13. Plenartagung.
77 Zum 16. Juli 2015 haben 23 Staaten die Änderungen des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs in Bezug auf das Verbrechen der Aggression, 
akzeptiert oder ratifiziert, Resolution RC/Res.6 der Konferenz zur Revision des Römischen Statuts, 11. Juni 2010 (registriert: 8. Mai 2013).
78 Ständige Kommission für Flüchtlingsangelegenheiten (Belgien), Entscheidung vom 6. August 2002, Nr. 99-1280/W7769.
79 Siehe z. B. Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), Gewohnheitsrechtliche Regeln des humanitären Völkerrechts, Regel 156: Definition von Kriegsver-
brechen, Dezember 2006.
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und dem internationalen Gewohnheitsrecht widerspiegelt. Bei der intertemporalen Frage, ob 
Handlungen, die vor der Annahme des IStGH-Statuts begangen wurden, Kriegsverbrechen im 
oben genannten Sinne sind, müssen diese Handlungen vor dem Hintergrund dieser Vertrags-
werke und des internationalen Gewohnheitsrechts geprüft werden.

Kriegsverbrechen können nur im Rahmen eines bewaffneten Konflikts begangen werden, also 
in einer Situation, „in der es zu bewaffneter Gewalt zwischen Staaten oder zu anhaltender 
bewaffneter Gewalt zwischen staatlichen Behörden und organisierten bewaffneten Gruppen 
oder zwischen solchen Gruppen innerhalb eines Staates kommt“.80 Die Vorschriften, in denen 
ein bestimmtes Verhalten in einem bewaffneten Konflikt als Kriegsverbrechen definiert wird, 
unterscheiden sich je nach dem Charakter des bewaffneten Konflikts.

Kriegsverbrechen in einem internationalen bewaffneten Konflikt sind in Artikel  8 Absatz  2 
Buchstaben a und b des Römischen Statuts definiert. Ein internationaler bewaffneter Konflikt 
liegt vor, wenn die Streitkräfte eines Staates in einem anderen Staat intervenieren, unabhängig 
davon, ob es eine offizielle Kriegserklärung gegeben hat, sowie in Situationen von Besatzung, 
auch wenn kein bewaffneter Widerstand erfolgt.81 Ein internationaler bewaffneter Konflikt liegt 
ebenfalls vor, wenn ein Staat indirekt in einem bewaffneten Konflikt in einem anderen Staat 
an der Seite einer nichtstaatlichen bewaffneten Gruppe interveniert, die gegen die Streitkräfte 
des betreffenden Staates kämpft, sofern er die Gesamtkontrolle über die Gruppe ausübt. In 
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a des Römischen Statuts geht es um schwere Verletzungen der vier 
Genfer Abkommen von 1949, wohingegen in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b andere schwere 
Verstöße gegen die in einem internationalen bewaffneten Konflikt anwendbaren Gesetze und 
Gebräuche abgehandelt werden, darunter schwere Verstöße gegen das Zusatzprotokoll Nr. 1, 
bestimmte Verstöße gegen das Übereinkommen über die Sicherheit von Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetem Personal vom 9. Dezember 1994, sowie Handlungen, die 
nach dem internationalen Gewohnheitsrecht als Kriegsverbrechen gelten.

Kriegsverbrechen in einem nicht-internationalen bewaffneten Konflikt sind in Artikel 8 Absatz 2 
Buchstaben c und e des Römischen Statuts definiert. Fälle innerer Unruhen und Spannungen 
wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten oder andere ähnliche Handlungen sind von 
Handlungen zu unterscheiden, die einen bewaffneten Konflikt, der keinen internationalen 
Charakter aufweist, im Sinne des gemeinsamen Artikels 3 der Genfer Abkommen von 1949 
ausmachen. Eine bewaffnete Auseinandersetzung muss ein Mindestmaß an Intensität aufwei-
sen, und es muss Konfliktparteien mit einem gewissen Organisationsgrad geben, darunter eine 
Kommandostruktur und die Fähigkeit, Militäroperationen durchzuführen.82 Artikel 8 Absatz 2 
Buchstabe s des Römischen Statuts spricht von schweren Verstößen gegen den gemeinsamen 
Artikel 3 der vier Genfer Abkommen von 1949, darunter Angriffe auf Leib und Leben gegen 
Personen, die nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten teilnehmen, einschließlich der Ange-
hörigen der Streitkräfte, welche die Waffen gestreckt haben, und der Personen, die durch 
Krankheit, Verwundung, Gefangennahme oder eine andere Ursache außer Gefecht befindlich 
sind. Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e des Römischen Statuts deckt andere schwere Verstöße 

80 IStGHJ, Ankläger gegen Dusko Tadic, op. cit., FN 72, Rdnr. 70; siehe ferner IStGHJ-Berufungskammer, Urteil vom 15. Juli 1999, Ankläger gegen Dusko Tadic, 
(Urteil), IT-94-1-A, Rdnr. 146.
81 Artikel 2, Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), Genfer Abkommen über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten (Viertes Genfer Abkommen), 
75 UNTS 287, 12.  August 1949 (Inkrafttreten: 21. Oktober 1950).
82 IStGH, Der Ankläger gegen Dusko Tadic, op. cit., FN 80, Rdnrn. 561-568; siehe ferner IStGH, Urteil vom 30. November 2005, Der Ankläger gegen Fatmir Limaj, 
IT-03-66-T, Rdnrn. 94-170.
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gegen die innerhalb des feststehenden Rahmens des Völkerrechts anwendbaren Gesetze und 
Gebräuche im bewaffneten Konflikt ab, der keinen internationalen Charakter hat.83

Damit eine Handlung ein „Kriegsverbrechen“ darstellt, reicht es nicht aus, dass sie zu Zeiten 
eines bewaffneten Konflikts erfolgte; vielmehr muss auch eine funktionaler Zusammenhang 
§(Nexus) zwischen der Handlung und dem bewaffneten Konflikt bestehen. Das bedeutet, dass 
die Handlung in „engem“ oder „offensichtlichem“ Zusammenhang mit dem bewaffneten Kon-
flikt gestanden haben muss, oder dass der bewaffnete Konflikt „für die Fähigkeit des Täters, 
das Verbrechen zu begehen, für seine Entscheidung zur Tatbegehung, für die Art und Weise 
der Begehung oder für den Zweck der Tat von wesentlicher Bedeutung sein muss“.84

Kriegsverbrechen können nicht nur von Angehörigen der Streitkräfte, sondern auch von Zivil-
personen begangen werden, sofern ein ausreichender Nexus mit dem bewaffneten Konflikt 
gegeben ist. Um als Kriegsverbrechen eingestuft zu werden, müssen die fraglichen Handlun-
gen gegen geschützte Personen oder Objekte gerichtet sein. Einen geschützten Status haben 
Zivilpersonen, medizinisches Personal oder Seelsorger, die nicht unmittelbar an den Feind-
seligkeiten teilnehmen, aber auch Personen, die unter bestimmten Umständen zu einer der 
Konfliktparteien gehören, wenn sie beispielsweise vom Feind gefangen genommen wurden 
oder aus anderen Gründen außer Gefecht befindlich sind, oder wenn sie auf eine Art und 
Weise angegriffen werden, die nach den geltenden Regeln der Kriegsführung verboten ist.85 
So sieht beispielsweise das Verbot der Zwangsverpflichtung von Kindern in Artikel 4 Absatz 3 
des Zusatzprotokolls II  zu den Genfer Abkommen von 1949 für Kinder in nicht internatio-
nalen bewaffneten Konflikten besonderen Schutz vor. Darüber hinaus ist die Eingliederung 
von Kindern unter fünfzehn Jahren gemäß Artikel 8 Römisches Statut ein Kriegsverbrechen.86 
Viele Kriegsverbrechen knüpfen als Verletzungsdelikte an Tod, Verwundung, Zerstörung oder 
unrechtmäßige Aneignung von Eigentum an. Bei einigen Kriegsverbrechen reicht es hingegen 
aus, wenn die Handlung geschützte Personen oder Objekte gefährdet; dies trifft beispielsweise 
auf Angriffe gegen die Zivilbevölkerung zu, selbst wenn bei dem Angriff gar keine Zivilpersonen 
zu Schaden kommen. Handlungen können auch als Kriegsverbrechen eingestuft werden, wenn 
sie gegen wichtige Werte gerichtet sind, auch wenn Personen oder Objekte physisch dadurch 
nicht direkt gefährdet werden.87

Zu den subjektiven Tatbestandsmerkmalen (mens rea), die für die Begehung von Kriegsver-
brechen erforderlich sind, gehören das Wissen um die tatsächlichen Umstände, die einen 
bewaffneten Konflikt konstituieren, sowie das Wissen um den geschützten Status der ange-
griffenen Person bzw. des angegriffenen Objekts. Den Definitionen mancher Kriegsverbrechen 
zufolge muss auch der Vorsatz vorliegen, eine Zivilbevölkerung oder ein besonderes geschütz-
tes Objekt anzugreifen.88 Kriegsverbrechen lassen sich nicht mit einem Hinweis auf die ange-
strebten Ziele rechtfertigen oder relativieren, wenn also beispielsweise ein „guter politischer 

83 Gemeint sind: Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer 
nicht internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll II), 1125 UNTS 609, 8. Juni 1977 (Inkrafttreten: 7. Dezember 1978); UN-Generalversammlung, Übereinkom-
men über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal, 2051 UNTS 363, 9. Dezember 1994 (Inkrafttreten: 15. Januar 1999); 
UN-Generalversammlung, Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 1577 UNTS 3, 20. November 1989 (Inkrafttreten: 2. September 1990); UN-Sicherheitsrat, 
Statut des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien (zuletzt geändert am 7. Juli 2009), 25. Mai 1993; UN-Sicherheitsrat, Statut des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für Ruanda (zuletzt geändert am 13. Oktober 2006), 8. November 1994; UN-Sicherheitsrat, Statut des Sondergerichtshofs für Sierra 
Leone, 16. Januar 2002, sowie internationales Gewohnheitsrecht.
84 IStGHJ (Berufungskammer), Urteil vom 12.  Juni 2002, Ankläger gegen Kunarac u.  a.., IT-96-23 und IT-96-23/1-A, Rdnr. 58. In den Verbrechenselementen, 
angenommen von der Versammlung der Vertragsstaaten des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs, wird das Erfordernis eines Nexus für die 
einzelnen in Artikel 8 des IStGH-Statuts als Kriegsverbrechen aufgeführten Handlungen folgendermaßen formuliert: „Die Handlung wurde im Zusammenhang mit 
einem [internationalen] bewaffneten Konflikt begangen und war damit verknüpft.“
85 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 16. Februar 2010, 10 C 7.09, DE:BVerwG:2010:160210U10C7.09.0, BVerwGE 136, S. 89, Rdnrn. 30f. 
86 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 29. April 2013, M.G. - Befreiungstiger von Tamil Eelam, Nr. 12018386.
87 IKRK, Regel 156: Definition von Kriegsverbrechen, op. cit., FN 79. Siehe ferner Versammlung der Vertragsstaaten des Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs, Verbrechenselemente, op. cit., FN 71.
88 Orientierungshilfe bezüglich der objektiven und subjektiven Tatbestandsmerkmale, die der Definition von Kriegsverbrechen im IStGH-Statut zufolge vorhanden 
sein müssen, ist zu finden in: IStGH, Verbrechenselemente, Ebenda, Nr. 79.
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Zweck“ wie die Einsetzung einer Regierung verfolgt werden sollte, die ein parlamentarisches, 
demokratisches System errichten wollte.89

Handlungen in einem bewaffneten Konflikt, die nach den geltenden Regeln des humanitären 
Völkerrechts zulässig sind, fallen nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 12 Absatz 2 Buch-
stabe a. Solche Handlungen erfüllen dann im Einklang mit den einschlägigen „internationalen 
Vertragswerken“ bezüglich Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b in der Regel auch nicht den Aus-
schlussgrund einer schweren nichtpolitischen Straftat.90 Dies ist insbesondere in einem nicht 
internationalen Konflikt von Belang, in dem Angriffe gegen Militärpersonal oder militärische 
Objekte nach nationalem Recht als Straftat geahndet werden können, selbst wenn sie keine 
Verletzung der anwendbaren Regeln des humanitären Völkerrechts darstellen. Werden solche 
Handlungen im Einklang mit der im humanitären Völkerrecht verankerten Pflicht begangen, 
zwischen legitimen Zielen und geschützten Personen oder Objekten zu unterscheiden und 
bei der Durchführung militärischer Angriffe auf die Verhältnismäßigkeit zu achten, würden 
sie demzufolge die Kriterien erfüllen, mit deren Hilfe der „politische“ Charakter einer Straftat 
bestimmt wird. Aus diesem Grund wäre also Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b auf solche Hand-
lungen nicht anzuwenden.91 In einer Entscheidung zu Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c befand 
das Oberste Gericht des Vereinigten Königreichs in der Rechtssache Al-Sirri, dass ein Angriff 
auf ISAF-Truppen kein Kriegsverbrechen sondern eine Handlung ist, die den Zielen und Grund-
sätzen der Vereinten Nationen zuwiderläuft.92

2.2.2.3	 Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Nach der ersten Definition in der Londoner Charta handelte es sich um sehr schwere Verbre-
chen, „begangen vor dem Krieg oder während des Krieges“. Die Definition von Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit hat sich seitdem weiterentwickelt, unter anderem durch die Arbei-
ten der Völkerrechtskommission sowie durch Bestimmungen in den Statuten des IStGHJ und 
des IStGHR, und fand ihre nunmehrige Formulierung in Artikel 7 des IStGH-Statuts. Für die 
Ausschlussgründe nach Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a sind Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit i)  fundamental unmenschliche Handlungen, die im Rahmen eines ii) systematischen 
oder ausgedehnten Angriffs gegen die iii) Zivilbevölkerung begangen werden.

Bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit bedarf es keines Zusammenhangs mehr zu einem 
bewaffneten Konflikt; sie können während eines bewaffneten Konflikts oder in Friedenszeiten 
begangen werden. Diese Entwicklung wird auch an den Definitionen spezifischer Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit deutlich, wie sie in eigenen Übereinkommen kodifiziert sind, die 
insbesondere Völkermord93 und Apartheid94 betreffen.

Die Spanne der zugrunde liegenden Einzeltaten, die zu Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
werden können, wenn sie unter den in Artikel  7 des IStGH-Statuts festgelegten Bedingun-
gen begangen werden, wurde erweitert und umfasst nun eine Reihe von Handlungen, die in 
der Londoner Charta noch nicht aufgeführt waren. So wies beispielsweise der französische 
Staatsrat die Berufung der Witwe des ehemaligen Präsidenten J. Habyarimana von Ruanda 

89 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 17. März 2010, JS gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2010] UKSC 15, Rdnr. 32.
90 Bundesverwaltungsgericht(Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 43.
91 Ebenda.; vgl. Kommission für Flüchtlingsangelegenheiten (Frankreich), Urteil vom 25. Januar 2007, M. K.S, 552944.
92 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2012] UKSC 54, Rdnr. 68.
93 UN-Generalversammlung, Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, 78 UNTS 277, 9. Dezember 1948 (Inkrafttreten: 12. Januar 1951); 
Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 6. 
94 UN-Generalversammlung, Konvention über die Bekämpfung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid, 1015 UNTS 243, 30. November 1973 (Inkrafttreten: 
18. Juli 1976).
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zurück, der die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft durch die Beschwerdekommission für 
Flüchtlinge (Commission des recours des réfugiés, CRR) im Einklang mit Artikel 1F der Genfer 
Konvention verweigert worden war, weil sie in den Anfängen des Völkermords an den Tutsi 
eine zentrale Rolle gespielt hatte. Nach Auffassung des Staatsrats war die von ihr gewährte 
moralische Unterstützung hinreichend schwerwiegend, um sie von der Flüchtlingsanerken-
nung auszuschließen.95

In Artikel 7 Absatz 1 des IStGH-Statuts wird der Begriff „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ 
durch Einzeltaten definiert, wie vorsätzliche Tötung, Versklavung, Folter oder Verfolgung, „die 
im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung und 
in Kenntnis des Angriffs begangen werden“.

In der internationalen Rechtsprechung der Strafgerichte wird „ausgedehnt“ definiert als „mas-
sive, häufige, groß angelegte Aktion, die kollektiv mit großer Ernsthaftigkeit durchgeführt wird 
und sich direkt gegen zahlreiche Opfer richtet“.96 „Systematisch“ bezeichnet Handlungen, die 
sich beschreiben lassen als „sorgfältig organisierte Aktion, die einem wiederkehrenden Mus-
ter auf der Grundlage einer gemeinsamen Strategie folgt, und für die erhebliche öffentliche 
oder private Ressourcen bereitstehen“, „organisierter Charakter der Gewalttaten und Unwahr-
scheinlichkeit ihres zufälligen Auftretens“ oder „Verbrechensmuster im Sinne einer nicht zufäl-
ligen und regelmäßigen Wiederholung ähnlichen kriminellen Verhaltens“.97

Zur Art der Handlungen heißt es in Artikel 7 Absatz 1 des IStGH-Statuts, sie müssten „aus-
gedehnt“ oder (nicht und) „systematisch“ sein. Auf jeden Fall müssen sie „im Rahmen eines 
Angriffs gegen die Zivilbevölkerung begangen werden“. Gemäß Artikel  7 Absatz  2 Buch-
stabe a IStGH-Statut bedeutet dies „eine Verhaltensweise, die mit der mehrfachen Begehung 
der in Absatz  1 genannten Handlungen gegen eine Zivilbevölkerung verbunden ist, in Aus-
führung oder zur Unterstützung der Politik eines Staates oder einer Organisation, die einen 
solchen Angriff zum Ziel hat“. Die Tat muss sich also in einen funktionalen Gesamtzusammen-
hang einfügen, damit ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorliegt; verklammernd wirkt 
dabei das finale „Politikelement“.98 Das bedeutet nicht, dass eine Person eine Tat mehrfach 
begangen haben muss; auch eine Einzeltat kann ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
sein, wenn sie Bestandteil eines kohärenten Systems ist oder einer Serie systematischer und 
wiederholter Taten.99

Das Erfordernis eines Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung bedeutet nicht, dass die Handlun-
gen gegen die gesamte Bevölkerung eines bestimmten Staats oder Gebiets gerichtet sein müs-
sen. Vielmehr stellte der IStGHJ klar, dass das Element „Bevölkerung“ Verbrechen kollektiver 
Art umfasst und damit Einzeltaten oder isolierte Taten ausschließt, die zwar möglicherweise 
auch Kriegsverbrechen oder Verbrechen sind, gegen nationales Recht verstoßen, aber doch 
nicht die Schwere von Verbrechen gegen die Menschlichkeit erreichen.100

Mit Blick auf das subjektive Tatbestandsmerkmal, das für die Begehung eines Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit erforderlich ist, heißt es in Artikel  7 Absatz  1 des IStGH-Status 

95 Staatsrat (Frankreich), Urteil vom 16. Oktober 2009, Nr. 311793. Vgl. ferner Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 12.  Juni 2013, M.M., 
Nr. 09017369. 
96 IStGHR (Strafkammer), Urteil vom 2. September 1998, Ankläger gegen Jean-Paul Akayesu, ICTR-96-4-T, Rdnr. 580.
97 IStGHJ (Berufungskammer), Urteil vom 12. Juni 2002, Ankläger gegen Kunarac u. a.., IT-96-23 und IT-96-23/1-A, Rdnr. 93f.; IStGHJ, Urteil vom 29. Juli 2004, 
Ankläger gegen Tihomior Blaskic, IT-95-14-A, Rdnrn. 101f.; IStGHJ, Urteil vom 17. Dezember 2004, Ankläger gegen Dario Kordic und Mario Cerkez, IT-95-14/2-A, 
Rdnr. 94; IStGHR, Ankläger gegen Akayesu, op. cit., FN. 96, Rdnr. 580. Siehe ferner Bericht der Völkerrechtskommission an die Generalversammlung, Sitzungspro-
tokolle der 51. UN-Generalversammlung, Beilage (Nr. 10), 94 U.N.Doc. A/51/10 (1996).
98 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 39.
99 IStGHJ, Ankläger gegen Dusko Tadic, Urteil vom 7. Mai 1997, IT-94-1-T, Rdnr. 644.
100 Ebenda.

http://www.unictr.org/sites/unictr.org/files/case-documents/ictr-96-4/trial-judgements/en/980902.pdf
http://www.icty.org/x/cases/kunarac/acjug/en/kun-aj020612e.pdf
http://www.icty.org/x/cases/blaskic/acjug/en/bla-aj040729e.pdf
http://www.icty.org/x/cases/kordic_cerkez/acjug/en/cer-aj041217e.pdf
http://www.unictr.org/sites/unictr.org/files/case-documents/ictr-96-4/trial-judgements/en/980902.pdf
http://www.icty.org/x/cases/tadic/tjug/en/tad-tsj70507JT2-e.pdf
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ausdrücklich „in Kenntnis des Angriffs“. Den Verbrechenselementen zufolge bedeutet dies, 
dass der Täter „wusste, dass die Verhaltensweise Teil eines ausgedehnten oder systematischen 
Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung war oder sein sollte“. Er musste sich also dieser kontext-
abhängigen Elemente bewusst sein; nicht erforderlich ist, dass er für den Angriff insgesamt 
verantwortlich war. Um schwerwiegende Gründe für die Annahme zu finden, dass eine Person 
ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hat und damit nach Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe a ausgeschlossen werden kann, muss auch festgestellt werden, ob sie die Anforde-
rungen sowohl der objektiven als auch der subjektiven Tatbestandsmerkmale (actus reus und 
mens rea) für das oder die zugrunde liegende(n) Verbrechen erfüllt hat. Artikel 7 IStGH-Statut 
besagt ferner, dass eine diskriminierende Absicht als Teil der subjektiven Tatbestandsmerk-
male für die Begehung eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit nur dann vorliegen muss, 
wenn dies in der Definition der zugrunde liegenden Einzeltat konkret verlangt wird, wie dies 
bei dem Verbrechen der Verfolgung101 und bei dem Verbrechen des Völkermords102 der Fall ist.

2.2.3	 Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b: Schwere nichtpolitische 
Straftat

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b wird eine Person von der Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft ausgeschlossen, wenn sie - vorbehaltlich gewisser örtlicher und zeitlicher Ein-
schränkungen - eine schwere nichtpolitische Straftat begangen hat. Bei der Prüfung der Frage, 
ob die betreffenden Handlungen in den sachlichen Anwendungsbereich dieses Ausschluss-
grundes fallen, sollten Richter folgende Punkte bedenken: i) das Erfordernis, dass die fragli-
che(n) Handlung(en) ein Verbrechen ist/sind, ii) die Quakifikation als schwere Straftat, iii) den 
nichtpolitischen Charakter sowie iv) die territorialen und zeitlichen Elemente, vor allem die 
Voraussetzung, dass die Straftat außerhalb des Aufnahmelandes begangen worden sein muss, 
bevor die Person dort als Flüchtling aufgenommen wurde. Der Rechtsprechung zu diesem 
Thema ist zu entnehmen, dass der Maßstab für das Vorliegen einer schweren Straftat mit Blick 
auf den Ausschluss eine eigenständige internationale Bedeutung hat und nicht nur aus dem 
nationalen Recht heraus definiert werden darf.103 Der EuGH hat zu Artikel 12 Absatz 2 Buchsta-
ben b und c entschieden, dass die zuständige Behörde eine Entscheidung unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalles zu treffen hat.

2.2.3.1	 Sachlicher Anwendungsbereich 
(I) - Tatbestandsmerkmale

Die strafrechtliche Verantwortung verlangt im Allgemeinen, dass die betreffende Person die 
maßgeblichen Tatbestandsmerkmale vorsätzlich und wissentlich erfüllt hat. Fehlt ein Tatbe-
standsmerkmal - objektiv (actus reus) oder subjektiv (mens rea) -, das nach der einschlägigen 
Definition und der notwendigen Schuldform strafrechtlicher Verantwortung erforderlich ist, 
führt dies zu dem Ergebnis, dass keine Straftat begangen wurde. Gerichte müssen der Frage 

101 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe h. Die Begehung dieses Verbrechens erfordert ein gezieltes 
Vorgehen gegen das/die Opfer aufgrund der Identität der Gruppe oder des Kollektivs oder gegen die Gruppe als solche, und zwar aus „politischen, rassischen, 
nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen Gründen, Gründen des Geschlechts. (...) oder aus anderen nach dem Völkerrecht universell als unzulässig 
anerkannten Gründen“.
102 Ebenda, Artikel 6, wo es heißt „in der Absicht (...), eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören“.
103 Berufungsgericht (England und Wales) (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 2. April 2012, AH (Algerien) gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2012] 
EWCA Civ 395, Rdnrn. 49-50; Höheres Gericht (Kammer für Asyl und Einwanderung) (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 30. Oktober 2012, AH (Artikel 1F(b) – 
„schwerwiegend“) Algerien gegen SSHD, [2013] UKUT 382; Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 4. September 2012, 10 C 13.11, BVerwGE 144, 
S. 127, Rdnr. 20; Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 16. Februar 2010, Nr. 10 C 7.09, BVerwGE 136, S. 89, Rdnr. 47; Bundesverwaltungsgericht 
(Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 41; UNHCR, Handbuch und Leitlinien über Verfahren und Kriterien für die Bestimmung des 
Flüchtlingsstatus nach der Konvention von 1951 und dem Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1967, Dezember 2011, Rdnr. 151.
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nachgehen, ob das Verhalten und die Geistesverfassung des Antragstellers die Merkmale eines 
Tatbestands erfüllt hat. Neben der Erfüllung der objektiven und subjektiven Merkmale104 ist 
zu prüfen, ob Rechtfertigungs-, Entschuldigungs oder Schuldausschließungsgründe vorliegen. 
„Trägt eine Person eine Einlassung vor, die anerkanntermaßen die strafrechtliche Verantwor-
tung aufhebt, gibt es keine strafrechtlichen Konsequenzen und das Verhalten kann somit nicht 
als kriminell betrachtet werden. Dann wurde keine Straftat begangen“.105

Da der Begriff „Straftat“ in verschiedenen Rechtsordnungen eine unterschiedliche Bedeutung 
hat, kann die Frage, ob ein bestimmtes Verhalten eines Drittstaatsangehörigen die Tatbe-
standsmerkmale erfüllt, und ob es sich ggf. um eine schwere Straftat handelt, aus verschiede-
nen Blickwinkeln betrachtet werden, nämlich:

•	 aus dem des Heimatlandes des Antragstellers;
•	 aus dem des nationalen Rechts des Aufnahmelandes;
•	 oder aus einem gemeinsamen internationalen Blickwinkel.

Vor dem Hintergrund verschiedener Rechtsordnungen, in denen ein- und dasselbe Verhalten 
in einem Staat als Verbrechen gilt, während es in einem anderen nicht einmal als Vergehen 
angesehen wird, wäre es sinnvoll, internationale Standards anzuwenden.106 Darüber hinaus 
entspräche die Anwendung internationaler Standards den Zwecken eines Ausschlusses nach 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b, nämlich der Erhaltung der Glaubwürdigkeit des Schutzsys-
tems durch Ausschluss von Personen, die des Schutzes unwürdig sind, und der Vermeidung, 
dass sich Personen, die bestimmte schwere Straftaten begangen haben, der strafrechtlichen 
Verantwortung entziehen können.107

Die praktische Relevanz dieser Frage zeigte sich in einem Fall vor dem niederländischen Staats-
rat: Es ging darum, ob auf eine Antragstellerin der Ausschlussgrund einer schweren nichtpo-
litischen Straftat wegen ihrer Beteiligung an der traditionellen Verstümmelung weiblicher 
Genitalien in Sierra Leone angewandt werden sollte. Von Seiten der Antragstellerin wurde 
vorgetragen, diese Praxis sei im Herkunftsland nicht strafbar und könne daher nicht als Straf-
tat betrachtet werden. Der niederländische Staatsrat wies diesen Vortrag mit dem Argument 
zurück, die Einstufung einer Handlung als schwere nichtpolitische Straftat im Sinne dieses 
Ausschlussgrundes müsse mit Blick auf internationale Standards erfolgen, und die Tatsache, 
dass diese Menschenrechtsverletzung im Heimatland der Antragstellerin nicht als strafwür-
dig angesehen werde, sei an sich kein Grund, sie zum Zweck der Entscheidung über einen 
Ausschluss nicht als Straftat zu betrachten.108 Unsicher bleibt, ob dem Aspekt der notwendi-
gen mens rea in Situationen genügend Rechnung getragen wird, in denen der Antragsteller 
sich nicht darüber im Klaren war, dass er eine Straftat beging. Dies kann der Fall sein, wenn 
die begangene(n) Handlung(en) im Herkunftsland verbreitet praktiziert wird/werden oder als 
akzeptable Verhaltensweise gilt/gelten.

104 Vgl. Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 30 (subjektives Tatbestandsmerkmal) (siehe ferner weiter unten Anhang A).
105 Berufungsgericht in Verwaltungssachen (Australien), Urteil vom 16. Juni 2010, Re YYMT and FRFJ (2010), 115 ALD 590, zitiert in: J.C. Hathaway und M. Foster, 
The Law of Refugee Status (2. Auflage, Cambridge, 2014), S. 553.
106 Kammer für Asyl und Einwanderung des Höheren Gerichts (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 25. Juli 2013, AH (Artikel 1F(b)), [2013] UKUT 00382.
107 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 115.
108 Staatsrat (Niederlande), Urteil vom 10. Februar 2014, 201208875/1V/1. 
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2.2.3.2	 Sachlicher Anwendungsbereich (II) - Erfordernis der 
Schwere („schwere Straftat“)

Als schwere Straftat gilt ein Kapitalverbrechen oder eine sonstige Straftat, die in den meisten 
Rechtsordnungen als besonders schwerwiegend qualifiziert ist und entsprechend strafrecht-
lich verfolgt wird.109 Bei der Beurteilung der Schwere können als Richtschnur verschiedene 
Kriterien herangezogen werden, darunter:

•	die Art der Tat: Hier geht es unter anderem um das Ausmaß an Gewalt, die Vorgehensweise, 
den eventuellen Einsatz einer tödlichen Waffe usw.;

•	die Bestrafung: Hier könnte auf die Höchststrafe abgehoben werden, die bei einer Verurtei-
lung zu erwarten wäre, oder auf die Länge der Strafe, die tatsächlich verhängt wurde;

•	der tatsächliche Schaden: Hier muss der tatsächliche Schaden beurteilt werden, der entwe-
der der Person/dem Opfer oder an der Sache entsteht;

•	 die Form des Verfahrens, mit dem die Straftat geahndet wird: Bei diesem Kriterium müssen 
die anzuwendenden Verfahrensnormen betrachtet werden, z. B. die Frage, ob die Tat als 
Vergehen oder als Straftat gilt.110

Jeder dieser Faktoren kann für sich genommen oder in Kombination mit anderen zu dem 
Schluss führen, dass es sich um eine „schwere“ Straftat im Sinne von Artikel  12 Absatz  2 
Buchstabe b handelt.

Es besteht Uneinigkeit darüber, ob mildernde Umstände, die die Strafbarkeit noch nicht entfal-
len lassen111 (z. B. Nötigung, Alter/Reife,112 psychische Verfassung, Anordnungen von Vorgesetz-
ten usw.), und erschwerende Umstände (z. B. die Tatsache, dass der Antragsteller vorbestraft 
ist113, der Einsatz von Zivilpersonen oder Minderjährigen114) auch bei der Entscheidung darü-
ber zu berücksichtigen sind, ob das Verhalten die Schwelle erreicht und als schwere Straftat 
gewertet werden sollte. Der EuGH hat entschieden, dass der Ausschluss einer Person von der 
Anerkennung als Flüchtling gemäß Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b (oder c) keine auf den Ein-
zelfall bezogene Verhältnismäßigkeitsprüfung voraussetzt115 (siehe weiter oben 2.2.1.3), da die 
zuständige Behörde bereits im Rahmen ihrer Beurteilung der Schwere der begangenen Hand-
lungen und der individuellen Verantwortung der betreffenden Person alle Umstände berück-
sichtigt hat, die für diese Handlungen und für die Lage dieser Person kennzeichnend sind.116 
Sowohl der Court of Appeal als auch das Upper Tibunal (Vereinigtes Königreich) haben unter-
strichen, dass „schwer“ in diesem Zusammenhang eine eigenständige internationale Bedeu-
tung hat und nicht nur nach nationalem Recht oder anhand der Länge der verhängten oder der 
zu erwartenden Strafe definiert werden darf.117

109 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 41.
110 UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 14.
111 Siehe die Abschnitte 2.2.3.5 und 2.3.9.
112 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 20.  Dezember 2010, Nr. 1000487: In diesem Fall, in dem es um einen ehemaligen Kindersoldaten 
ging, wurde argumentiert, in Anbetracht der besonderen Schutzwürdigkeit und Zwangssituation des Antragstellers gebe es keinen Grund für die Anwendung 
irgendeiner der Ausschlussklauseln.
113 Siehe UNHCR, Handbuch und Leitlinien zu Verfahren und Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Dezember 2011, Absatz 157.
114 Siehe Fakultativprotokoll betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes, op. cit., FN 83, 
in dem für Zwangsrekrutierung oder Teilnahme an Feindseligkeiten das Mindestalter von 18 Jahren festgelegt ist.
115 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 111.
116 Ebenda, Rdnr. 109.
117 Court of Appeal (Vereinigtes Königreich), AH (Algerien) gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 103, Rdnrn. 49-50; Upper Tribunal (Kammer 
für Asyl und Einwanderung) (Vereinigtes Königreich), AH (Artikel 1F(b) – „schwerwiegend“) Algerien gegen SSHD, op. cit., FN 103.
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Beispiele schwerer Straftaten sind unter anderem Mord, Mordversuch118, Vergewaltigung119, 
bewaffneter Raub, Folter, gefährliche Körperverletzung, Menschenhandel120, Entführung, 
schwere Brandstiftung, Drogenhandel121 und Verschwörung zum Zweck der Förderung ter-
roristischer Gewalt122. Auch schwere Wirtschaftsverbrechen mit erheblichen Verlusten (z. B. 
Unterschlagung123) können als schwere Straftaten gewertet werden.124

2.2.3.3	 Sachlicher Anwendungsbereich (III) - nichtpolitischer 
Charakter der begangenen Straftat

Eine schwere Straftat wird als nichtpolitisch angesehend, wenn andere Motive bei der kon-
kreten Tatbegehung vorherrschend sind. Bei der Beurteilung ihres politischen Charakters sind 
auch der Kontext und die Methoden wichtig.125 In der Rechtsprechung ist häufig auf Ausliefe-
rungsfälle verwiesen worden; diese können unter Umständen als Inspirationsquelle bei der 
Auslegung herangezogen werden, da in diesen Fällen ähnliche (allerdings oftmals nicht identi-
sche) Erwägungen angestellt wurden.

Ausgangspunkt jeder Prüfung dieses Merkmals sollte das Motiv des Täters sein. Je nach 
Delikttypus und den verfolgten Zielen kann es dabei erhebliche Unterschiede geben. Allge-
mein gilt, dass eine Tat dann nichtpolitisch ist, wenn sie überwiegend aus persönlichen Beweg-
gründen oder aus Gewinnstreben begangen worden ist. Besteht keine eindeutige Verbindung 
zwischen dem Verbrechen und dem angeblichen politischen Ziel, überwiegen nichtpolitische 
Beweggründe und kennzeichnen die Tat damit als nichtpolitisch.126

Der UNHCR schränkt die Reichweite politisch motivierter Straftaten noch weiter mit der Zusatz-
bedingung ein, dass ein Verbrechen nur dann als politisch betrachtet werden kann, wenn die 
damit verfolgten politischen Ziele mit den Menschenrechtsgrundsätzen in Einklang stehen.127 
Es hat sich allerdings in dieser Frage noch keine klare Meinung gebildet, und gewisse Zweifel 
an dieser Position stützen sich auf die Annahme, das Flüchtlingsrecht sei politisch neutral.128

Dessen ungeachtet gilt, dass auch bei einer politischen Motivation des Täters der letzte Halb-
satz von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b eine normative Schranke enthält, in dem es heißt: 
„... insbesondere grausame Handlungen können als schwere nichtpolitische Straftaten einge-
stuft werden, auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt werden.“ Diese Klausel 
ist Ausdruck von Ansätzen aus dem Auslieferungsrecht und der Auslieferungspraxis, die zur 
Beantwortung der Frage entwickelt wurde, ob ein Verbrechen als politisch eingestuft wer-
den kann. Das politische Element der Straftat muss schwerer wiegen als ihr Charakter eines 
gewöhnlichen Verbrechens, damit sie als „politisch“ gelten kann. Man kenn eine eindeutige 
Tendenz beobachten, bestimmte Kategorien besonders abscheulicher Verbrechen von den 

118 Staatsrat (Griechenland), Urteil vom 8. Mai 2012, 1661/2012; in diesem Fall hatte ein indischer Sikh eine Haftstrafe in Rumänien wegen Verschwörung zum 
Mord an dem indischen Botschafter im Jahr 1991 verbüßt.
119 Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), Urteil vom 30. September 2008, Nr. 16.779.
120 Verwaltungsgerichtshof (Tschechische Republik) (Große Kammer), Urteil vom 7. September 2010, A.S. gegen Innenministerium, 4 Azs 60/2007-119.
121 Staatsrat (Niederlande), Urteil vom 27. September 2013, 201202758/1/V2.
122 Upper Tribunal (Kammer für Asyl und Einwanderung) (Vereinigtes Königreich), AH (Artikel 1F(b) – „schwerwiegend“) Algerien gegen SSHD, op. cit., FN 103.
123 Staatsrat (Niederlande), Urteil vom 30. Dezember 2009, 200902983/1/V1.
124 Einen Überblick über die Rechtsprechung in verschiedenen Ländern bietet: J. Rikhof, „The Criminal Refugee:„ “The Treatment of Asylum Seekers with a Cri-
minal Background in Domestic and International Law“ (Republic of Letters Publishing, 2012), S. 310f.; siehe ferner S. Kapferer, „Exclusion Clauses in Europe:„ “A 
Comparative Overview of State Practice in France, Belgium and the United Kingdom“, International Journal of Refugee Law, (12, (Beilage 1) 2000), S. 195, S. 199 f.
125 UNHCR, Handbuch und Leitlinien zu Verfahren und Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Absatz 152; UNHCR, Leitlinien für 
internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 15.
126 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 16. Februar 2010, op. cit., FN 103, Rdnr. 48.
127 UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 15.
128 G. Gilbert, ‘The Protection of Refugees in International Law post September 11’, Yearbook of International Humanitarian Law (6, 2003), S. 389, S. 407.
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Rechten auszuschließen, die die Genfer Konvention üblicherweise Tätern mit politischen Moti-
ven gewährt. Die gängige Praxis im Auslieferungsrecht und in der Anwendung von Artikel 1F 
Buchstabe b der Genfer Konvention postuliert eine Abwägung, bei der das Endziel des Täters 
und die Taten, mit denen dieses Ziel erreicht werden soll, gegeneinander abgewogen werden. 
Mit dieser Abwägung wird geprüft, ob das Verbrechen zu seinen Zielen in einem angemesse-
nen Verhältnis steht. Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b kann regelmäßig auf Gewalttaten ange-
wandt werden, die gemeinhin als „terroristisch“ gelten.129 Im Einklang hiermit hat der EuGH 
entschieden, dass terroristische Handlungen, die durch ihre Gewalt gegenüber der Zivilbevöl-
kerung gekennzeichnet sind, auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt werden, 
als schwere nichtpolitische Straftaten anzusehen sind.130

2.2.3.4	 Territorialer und zeitlicher Geltungsbereich - 
Außerhalb des Aufnahmelandes vor der Aufnahme

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b grenztZeit und Ort der Begehung des Verbrechens ein. Mit 
diesen Bestandteilen der Bestimmung soll gewährleistet werden, dass der Ausschlussgrund 
von den gefahrenabhängigen Regelungen in Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 21 Absatz 2 unter-
schieden werden kann. 131

Nach der (Neufassung der) Anerkennungsrichtlinie ist unter einer außerhalb des Aufnahme-
landes begangenen Straftat eine Straftat zu verstehen, die entweder im Herkunftsland oder in 
einem Drittland begangen wurde, also nicht in dem Land, in dem Schutz als Flüchtling bean-
tragt wird. Es kommt vor, dass eine Handlung oder ein Verbrechen im Hoheitsgebiet des Her-
kunftslandes oder eines Drittlandes begonnen und dann aus demselben politischen Motiv im 
Hoheitsgebiet des Asyllandes fortgesetzt wird. Zu der Formulierung „bevor er als Flüchtling 
aufgenommen wurde“ heißt es näher in der Richtlinie: „... vor dem Zeitpunkt der Ausstellung 
eines Aufenthaltstitels aufgrund der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft“. Diese Klarstel-
lung weicht vom Wortlaut von Artikel 1F Buchstabe b der Genfer Konvention ab und legt den 
zeitlichen Rahmen fest. In Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b wird die Wendung „als Flüchtling auf-
genommen“ verwendet, und das Wort sollte in seiner normalen Bedeutung im Zusammenhang 
mit der Richtlinie und ihrer Zielsetzung verstanden werden. Taten, die im Aufnahmeland began-
gen werden, allerdings bevor die Person als Flüchtling aufgenommen wurde, könnten danach 
für einen Ausschluss in Erwägung gezogen werden. Nach Auffassung des UNHCR hat die Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft deklaratorische Wirkung, sodass der Begriff „Aufnahme“ in 
diesem Zusammenhang allein die physische Anwesenheit im Aufnahmeland umfasst.132

2.2.4	 Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c: Handlungen, die 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwiderlaufen

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c bestimmt, dass ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenlo-
ser von der Anerkennung als Flüchtling ausgeschlossen ist, wenn schwerwiegende Gründe zu 
der Annahme berechtigen, dass er sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen 

129 Für nähere Informationen zu Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c siehe Abschnitt 2.2.4.2.
130 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 81; EuGH, Urteil vom 24. Juni 2015, Rechtssache C-373/13, H. T. gegen Land Baden-Württemberg, EU:C:2015:413, Rdnr. 84.
131 Zu Artikel 21 Absatz 2 siehe: H.T. gegen Land Baden-Württemberg, ebenda, Rdnr. 56 f.
132 UNHCR, Kommentierte Anmerkungen zur Richtlinie 2004/83/EG des Rates, Januar 2005, S. 27.
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und Grundsätzen der Vereinten Nationen, wie sie in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 
der Charta der Vereinten Nationen verankert sind, zuwiderlaufen.

2.2.4.1	 Sachlicher Anwendungsbereich

Der Wortlaut von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c unterscheidet sich insofern geringfügig von 
dem von Artikel 1F Buchstabe c der Genfer Konvention, als hier ausdrücklich die Präambel 
und die Artikel 1 und 2 der Charta der Vereinten Nationen erwähnt werden, ohne dass sich 
dadurch jedoch sein sachlicher Anwendungsbereich ändert. Mit Blick auf den potenziell breit 
gefassten Begriff „Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen“ hat das Oberste Gericht des 
Vereinigten Königreichs in Al-Sirri133, unter anderem unter Berücksichtigung der Argumenta-
tion des EuGH in B und D, Folgendes ausgeführt:

Der Artikel [Artikel  1F Genfer Konvention] sollte restriktiv ausgelegt und mit Vorsicht 
angewandt werden. Es sollte eine hohe Schwelle vorhanden sein, „festgelegt anhand der 
Schwere der fraglichen Tat, der Art der Tatbegehung und -organisation, ihrer internatio-
nalen Auswirkungen und langfristigen Ziele und der Implikationen für den internationa-
len Frieden und die internationale Sicherheit“. Und es sollten schwerwiegende Gründe 
zu der Annahme berechtigen, dass die betreffende Person individuelle Verantwortung 
für derartige Taten trägt.

Nach Ansicht des Gerichts war klar, dass die Wendung „die den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen zuwiderlaufen“ eine eigenständige Bedeutung hat.134 Nach Auffassung des 
UNHCR sollte die Verwendung von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c auf Situationen beschränkt 
sein, in denen die Taten grundlegend gegen die Grundsätze und Ziele der Vereinten Nationen 
verstoßen.135

Da sich die Auslegung von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c weiterentwickelt hat, wurde immer 
deutlicher, dass es Überschneidungen zwischen dieser Bestimmung und Artikel 12 Absatz 2 
Buchstaben a und b gibt. In Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c wird von „Handlungen“ und nicht 
von „Verbrechen“ gesprochen; dies kann zur Folge haben, dass eine der Anwendungsbereich 
über die Feststellung strafrechtlicher Verantwortlichkeit hinausgeht. Mangels expliziter Bezug-
nahme in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c oder Artikel 1F Buchstabe c der Genfer Konvention 
auf „nichtpolitische Straftaten“ ist der Schluss zulässig, dass es keine Ausnahme für „politische 
Straftaten“ gibt.136 Der Court of Appeal (Vereinigtes Königreich) hat das Argument zurückge-
wiesen, dass Grundsätze der strafrechtlichen Verantwortung für die Beurteilung herangezo-
gen werden sollten, ob eine Person sich Handlungen schuldig gemacht hat, die unter Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe c fallen, da die Handlungen, die zu einem Ausschluss nach Artikel 1F Buch-
stabe c führen, keine Straftaten sein müssen. 137 Relevant sind nach Auffassung des Gerichts die 
Rolle, der Grad und das Ausmaß der Aktivitäten der Person. Der Supreme Court (Vereinigtes 
Königreich) hat in Al-Sirri138 entschieden, Artikel  1F Buchstabe  c  der Genfer Konvention sei 

133 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 16.
134 Ebenda, Absatz 36. Das Oberste Gericht (Vereinigtes Königreich) befand in seinem Urteil vom 17. März 2010, JS gegen Staatssekretär für das Innenministerium, 
[2010] UKSC 15, Rdnr. 2, dass es nur eine richtige Auslegung von Artikel 1F Buchstabe a der Genfer Konvention geben kann, wobei eine eigenständige Bedeutung 
eher im internationalen denn im nationalen Recht zu finden ist; eine Auslegung, von der mit Sicherheit angenommen werden kann, dass sie auch auf Artikel 1F 
Buchstabe c der Genfer Konvention anzuwenden ist.
135 UNHCR, Hintergrundvermerk zur Anwendung der Ausschlussklauseln: Artikel 1F des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 4. September 
2003, Absatz 47.
136 Special Immigration Appeals Commission (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 31. Juli 2000, Staatssekretär für das Innenministerium gegen Mukhtiar Singh und 
Paramjit Singh, SC 4/99.
137 Court of Appeal (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 24. März 2009, MH (Syrien) gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2009] EWCA Civ 226, Rdnr. 30.
138 Supreme Court (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 13.
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auf Handlungen anzuwenden, die zwar nicht unter die Definitionen von Verbrechen gegen 
den Frieden, Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit in internationa-
len Vertragswerken im Sinne von Artikel 1F Buchstabe a der Genfer Konvention fallen, jedoch 
vergleichbar ungeheuerlich sind, wie anhaltende Menschenrechtsverletzungen und Handlun-
gen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen.139 Nach Auffas-
sung des Supreme Court des Vereinigten Königreichs ist Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c ein 
Auffangtatbestand.

Wenn Handlungen unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a  fallen, laufen sie auch den Zielen 
und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwider. Mit seinem ausdrücklichen Verweis auf 
die Definitionen von Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Verbrechen 
gegen den Frieden in internationalen Vertragswerken bietet Artikel 1F Buchstabe a jedoch spe-
zifischere Kriterien für die Beantwortung der Frage, ob die fraglichen Handlungen einen Aus-
schlussgrund erfüllen. Ähnlich stellt sich die Lage bei Fällen dar, in denen es um gewöhnliche 
Straftaten geht; auch hier müssen Asylrichter bei ihrer Beurteilung prüfen, ob es sich bei den 
Handlungen um schwere nichtpolitische Straftaten im Sinne von Artikel  12 Absatz  2 Buch-
stabe b handelt, obwohl solche Handlungen auch unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c fallen 
können, wenn sie hinreichend schwer sind und die oben beschriebene internationale Dimen-
sion aufweisen. Ungeachtet des Überschneidungspotenzials liegt Rechtsprechung nationaler 
Gerichte vor, die allein Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c in Fällen angewandt haben, in denen 
feststand, dass die Straftaten den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwider-
laufen. Dies war beispielsweise der Fall in der Entscheidung über Jean-Claude Duvalier, den 
früheren Präsidenten der Republik Haiti. Der französische Staatsrat war der Auffassung, er 
habe während seiner Präsidentschaft seine Autorität dazu benutzt, schwerwiegende Men-
schenrechtsverletzungen zu verschleiern, und diese Verletzungen könnten als Handlungen 
betrachtet werden, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen.140 
Das Nationale Gericht für Asylrecht (Frankreich) kam zu einem ähnlichen Schluss bezüglich 
eines Staatsangehörigen der Zentralafrikanischen Republik. Die betreffende Person war Mit-
glied der Präsidentengarde. Nach Auffassung des Gerichts berechtigten schwerwiegende 
Gründe zu der Annahme, er habe innerhalb der Präsidentengarde eine besondere Verantwor-
tung zu einer Zeit getragen, in der systematische Verstöße bekannt und von der internationa-
len Gemeinschaft verurteilt wurden. Ferner befand das Gericht, er habe keine Bemühungen 
unternommen, diese Taten zu verhindern oder sich von ihnen zu distanzieren, weshalb er von 
der Anerkennung als Flüchtling ausgeschlossen wurde.141

2.2.4.2	 Terrorismus

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c wird zunehmend in Fällen herangezogen, bei denen es um 
terroristische Taten geht. Im Erwägungsgrund 22142 (die gleiche Formulierung findet sich auch 
in Erwägungsgrund 31 der Richtlinie 2011/95 (Neufassung der Anerkennungsrichtlinie)) und in 
der Entscheidung in der Rechtssache B und D werden terroristische Handlungen dem Anwen-
dungsbereich des Artikels ausdrücklich zugeordnet. In der Rechtssache B und D stellt der EuGH 

139 Supreme Court (Kanada), Urteil vom 4.  Juni 1998, Pushpanathan gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), [1998] 1 SCR 982, 
Rdnr. 65.
140 Staatsrat (Frankreich), Urteil vom 31. Juli 1992, Nr. 13003572.
141 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 7.  Oktober 2010, Nr. 13003572.
142 Erwägungsgrund 22 der Richtlinie 2004/83 lautet: Handlungen im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen sind in der Präambel 
und den Artikeln 1 und 2 der Charta der Vereinten Nationen dargelegt; sie sind unter anderem in den Resolutionen der Vereinten Nationen zu Antiterrormaß-
nahmen verankert, in denen erklärt wird, dass die „Handlungen, Methoden und Praktiken des Terrorismus im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen stehen“ und dass die „wissentliche Finanzierung und Planung terroristischer Handlungen sowie die Anstiftung dazu ebenfalls im Widerspruch 
zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen stehen“.
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fest, den Resolutionen 1373(2001) und 1377(2001) des UN-Sicherheitsrates sei zu entneh-
men, dass dieser von den Grundsatz ausgehe, dass Handlungen des internationalen Terroris-
mus in einer allgemeinen Weise und unabhängig von der Beteiligung eines Staates den Zielen 
und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen.143 Zwar gibt es keine weltweit aner-
kannte Terrorismus-Definition,doch findet sich in Al-Sirri144 eine hilfreiche Beschreibung durch 
das Gericht, der zufolge Terrorismus besteht aus:

[...] der Begehung, Organisation, Anstiftung oder Androhung schwerer Gewalttaten 
gegen Personen oder Objekte mit dem Ziel, eine Bevölkerung einzuschüchtern oder eine 
Regierung oder internationale Organisation zu nötigen, in einer bestimmten Weise zu 
handeln bzw. nicht zu handeln.

Nach Auffassung des Gerichts steht fest, dass die Wendung „Handlungen, die den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen“ eine eigenständige Bedeutung hat, und 
es bestätigte, dass die Definition von Terrorismus gemäß geltendem nationalem Recht und 
„bei Bedarf in einem Fall nach Artikel 1F Buchstabe c so zu verstehen ist, dass sie ihre Bedeu-
tung im Anwendungsbereich von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie behält“.145

Mit dem Hinweis, der EuGH spreche trotz Erwägungsgrund  22 der Richtlinie (bzw. Erwä-
gungsgrund  31 AR (Neufassung)) in der Diskussion von Artikel  12 Absatz  2 Buchstabe  c  in 
B und D durchgängig von „internationalem“ Terrorismus, übernahm das Oberste Gericht in 
Al-Sirri146 Absatz 17 der Leitlinien und des Hintergrundvermerks des UNHCR:

Artikel 1F Buchstabe c wird nur unter extremen Umständen durch eine Aktivität aus-
gelöst, die die Grundlagen des Zusammenlebens der internationalen Gemeinschaft 
angreift. Eine solche Aktivität muss eine internationale Dimension aufweisen. Verbre-
chen, die den internationalen Frieden, die Sicherheit und die friedlichen Beziehungen 
zwischen Staaten berühren können, sowie schwere und anhaltende Verletzungen von 
Menschenrechten fallen in diese Kategorie.

Natürlich fallen viele terroristische Handlungen unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b (siehe 
z. B. Rdnr. 81 von B und D) und gegebenenfalls sogar unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a, 
wenn nämlich Handlungen, die, würden sie in Friedenszeiten begangen, als terroristische 
Handlungen gelten würden, im Verlauf eines bewaffneten Konflikts stattfinden und damit nach 
den einschlägigen Definitionen Kriegsverbrechen sind oder Verbrechen gegen die Menschlich-
keit gleichkommen.

In der französischen Rechtsprechung wird die Ausschlussklausel des Artikel 12 Absatz 2 Buch-
stabe  c  seit 2006 in Terrorismus-Fällen herangezogen. Nach dieser Rechtsprechungslinie 
kommt diese Bestimmung zum Einsatz, wenn der Antragsteller bereitwillig an der Konzeption 
und Begehung terroristischer Handlungen durch eine politisch motivierte Organisation einer 
solchen Größe und einer solchen Kapazität teilgenommen hat, dass sie sich auf die internati-
onale Lage auszuwirken vermag. Mit Blick auf die von den Liberation Tigers of Tamile Eelam 
(LTTE) in ihrem Kampf gegen Sri Lanka verwendeten Methoden und angesichts der internati-
onalen Dimension ihrer Aktivitäten schloss das französische Nationale Gericht für Asylrecht 

143 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 83; bestätigt in H.T., op. cit., FN 130, Rdnr. 85.
144 Supreme Court (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 39; siehe ferner H.T., op. cit., FN 7, 
Rdnr. 81.
145 Ebenda, Rdnr. 36.
146 Ebenda, Rdnr. 38; siehe ferner Rahmenbeschluss 2002/475/JI des Rates zur Terrorismusbekämpfung (konsolidierte Fassung, geändert durch denRahmenbe-
schluss 2008/919/JI des Rates); Europarat, Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus, CM(2015)61 final.
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einen Militär-Ingenieur von der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft aus, der für eine 
Selbstmordeinheit der Black Sea Tigers verantwortlich war. In der Entscheidung wird ferner auf 
die Resolution 1373(2001) des UN-Sicherheitsrats verwiesen, der zufolge terroristische Hand-
lungen ausdrücklich den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen.147

2.2.4.3	 Persönlicher Geltungsbereich

Frühere Interpretationsansätze zum persönlichen Geltungsbereichs von Artikel  1F Buch-
stabe c der Genfer Konvention verlangten, dass eine Person, um den Zielen und Grundsätzen 
der Vereinten Nationen zuwider handeln zu können, eine Machtposition in einem Staat oder 
einem staatenähnlichen Gebilde innegehabt und zu einer Verletzung dieser Grundsätze unmit-
telbar beigetragen haben muss.148 Ein Beispiel für diesen älteren Ansatz ist der Ausschluss des 
früheren haitianischen Diktator Jean-Claude Duvalier von der Flüchtlingsanerkennung durch 
Frankreich unter Berufung auf Artikel  1F Buchstabe  c  der Genfer Konvention. Das Gericht 
vertrat die Auffassung, er habe als Folge der unter seiner Macht begangenen verwerflichen 
Handlungen gegen die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten verstoßen, die ohne 
Zweifel zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen gehörten.149

Der Schwerpunkt hat sich jedoch zunehmend von der Stellung des Täters hin zu der Art der 
Handlungen verlagert. Zwar können viele der unter diese Bestimmung fallenden Handlungen 
ihrer Art nach nur von Personen begangen werden, die in einem Staat eine Machtposition 
innehaben und diesem Staat dabei helfen, gegen die in der Präambel sowie in den Artikeln 1 
und  2 der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsätze zu verstoßen.150 Dessen 
ungeachtet gilt es heute als akzeptiert, dass auch Personen, die keine staatlichen Verantwor-
tungsträger waren, ausgeschlossen werden können. Das Berufungsgericht des Vereinigten 
Königreichs hat in Al-Sirri befunden, dass Artikel 1F Buchstabe c auf nichtstaatliche Akteure 
angewandt werden kann.151 Auch der UNHCR vertritt die Auffassung, dass die fragliche Person 
nicht unbedingt in allen Fällen eine Machtposition in einem Staat oder einem staatenähnli-
chen Gebilde innehaben muss.152

Schließlich geht aus B und D153 hervor, dass ein Ausschluss von der Flüchtlingsanerkennung 
gemäß Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c nicht davon abhängt, dass von der betreffenden Person 
eine gegenwärtige Gefahr für den Aufnahmemitgliedstaat ausgeht (siehe weiter oben 2.2.1.2).

147 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Entscheidung vom 27. Juni 2008, Nr. 07014895; Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Entscheidung vom 
15. Juli 2014, Nr. 11016153. 
148 UNHCR, Handbuch und Leitlinien zu Verfahren und Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Absatz 163; Bundesverwaltungsge-
richt (Deutschland), Urteil vom 1. Juli 1975, Nr. 1 C 44.68, Buchholz 402.24. § 28 AuslG Nr. 9.
149 Staatsrat (Frankreich), Urteil vom 31. Juli 1992, 81962 und 81963; siehe ferner Immigration and Refugee Board (für Einwanderer und Flüchtlinge zuständige 
Stelle) (Kanada), Entscheidung vom 19. August 1991, M90-07224, 5 RefLex 41, wo ein früherer Minister des liberianischen Kabinetts, der anhaltende Gewalt 
gegen Zivilisten in Liberia gebilligt hatte, ausgeschlossen wurde, zitiert von J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 587.
150 Staatsrat (Niederlande), 1992, JMS gegen Staatssekretär für Justiz, berichtet in: Intl. Journal of Refugee Law (7, 1995), 129; Federal Court of Appeal (Kanada), 
Urteil vom 19. Dezember 1995, Pushpanathan gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), [1996] 2 F.C. 49, Rdnr. 51, insofern bestätigt 
durch den Supreme Court (Kanada), Pushpanathan gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), op. cit., FN 139; Ständige Kommission 
für Flüchtlingsangelegenheiten (Belgien), Entscheidung vom 18. Januar 1996, 95/1017/F390, zitiert von J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 588; 
Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 31. März 2011, 10 C 2.10, DE:BVerwG:2011:310311U10C2.10.0, BVerwGE 139, S. 272, Rdnr. 38; Bundesver-
waltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 7. Juli 2011, 10 C 26.10, DE:BVerwG:2011:070711U10C26.10.0, BVerwGE 140, S. 114, Rdnr. 28.
151 Court of Appeal (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2009] EWCA Civ 222, Rdnr. 39.
152 UNHCR, Öffentliche Erklärung des UNHCR zu den beim Gerichtshof der Europäischen Union anhängigen Rechtssachen Bundesrepublik Deutschland gegen 
B und D , Juli 2009, S. 29.
153 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 95.
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2.3	 Individuelle Verantwortlichkeit (Artikel 12 Absatz 3)

2.3.1	 Kriterien für die Bestimmung individueller Verantwortlichkeit

Richter haben bei der Anwendung von Artikel  12 Absatz  2 zu prüfen, ob schwerwiegende 
Gründe zu der Annahme berechtigen, dass der Antragsteller „eine Straftat begangen hat...“ 
(Artikel 12 Absatz 2 Buchstaben a und b) oder „sich Handlungen zuschulden kommen ließ...“ 
(Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c). Ein ähnlicher Wortlaut findet sich in Artikel 1F der Genfer 
Konvention. In diesem Zusammenhang stellt sich zunächst die Frage, ob das einschlägige Ver-
halten in den sachlichen Geltungsbereich eines oder mehrerer Ausschlussgründe fällt (siehe 
hierzu weiter oben Abschnitt  2.2). Ist das der Fall und war die betreffende Person an den 
Handlungen beteiligt, ohne sie mit eigener Hand begangen zu haben, stellt sich als nächstes 
die Frage, ob ihr für Handlungen, die andere begangen haben, eine Verantwortlichkeit zuzu-
rechnen ist. Letzteres ist die Frage, die im Mittelpunkt von Artikel 12 Absatz 3 steht. Diese 
Bestimmung besagt, dass Artikel 12 Absatz 2 „auf Personen Anwendung findet, die andere zu 
den darin genannten Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran 
beteiligen“.

In B und D befand der EuGH, die Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 Buchstaben b und c sei 
unter anderem von einer Prüfung der Frage abhängig, „ob der betreffenden Person eine indi-
viduelle Verantwortung dieser Handlungen zugerechnet werden kann, wobei dem in Artikel 12 
Absatz 2 der Richtlinie verlangten Beweisniveau Rechnung zu tragen ist“.154 Der Gerichtshof 
beschäftigte sich mit dieser Frage vor dem konkreten Hintergrund einer möglichen Anwendung 
der genannten Ausschlussgründe wegen der Mitgliedschaft einer Person in einer „terroristi-
schen“ Vereinigung, doch ist die individuelle Verantwortlichkeit in allen Fällen festzustellen, in 
denen die Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 erwogen wird.

Grundsätzlich hängen die Kriterien für die Bestimmung individueller Verantwortlichkeit von 
dem jeweiligen Ausschlussgrund ab. Die individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit für Ver-
brechen nach internationalem Recht, wie sie in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a aufgeführt 
sind, entspricht demzufolge den Regelungen in den Artikeln 25, 28 und 30 des IStGH-Statuts 
(siehe Anhang A).

Bei der Beurteilung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Straftaten, die unter Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe b fallen, kann man nicht auf explizite Regeln in einem internationalen Ver-
tragswerk zurückgreifen. Es herrscht Übereinstimmung, dass die strafrechtliche Verantwort-
lichkeit für unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b fallende Straftaten nicht auf Fälle beschränkt 
ist, in denen der Antragsteller die fraglichen Handlungen selbst begangen hat. Sie liegt vielmehr 
auch dann vor, wenn eine Beteiligung an der Planung, Anordnung, Aufforderung, Anstiftung 
oder anderweitigen Herbeiführung der Begehung der Straftat durch eine andere Person gege-
ben ist, oder wenn ein Beitrag zur Begehung einer zum Ausschluss führenden Handlung durch 
andere im Wege der Beihilfe oder auf der Grundlage einer Verabredung zu einem Verbrechen/
Mittäterschaft (joint criminal enterprise/common purpose liablity) erfolgt.155 Das ergibt sich 
aus Artikel 12 Absatz 3, demzufolge Personen, die andere zu in Artikel 12 Absatz 2 genannten 
Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise daran beteiligen, von der 
Flüchtlingsanerkennung auszuschließen sind. Das Oberste Gericht des VereinigtenKönigreichs 
führte in JS (Sri Lanka) aus, dass „Artikel 12 Absatz 3 nicht [...] zu einer erweiterten Anwendung 

154 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 99.
155 Siehe UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 18.
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von Artikel 1F führt, sondern lediglich das zum Ausdruck bringt, worüber im Völkerrecht bereits 
Einigkeit besteht“.156 Das Bundesverwaltungsgericht (Deutschland) ist der Auffassung, dass 
die Teilnahme an einer schweren nichtpolitischen Straftat im Sinne von Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe b eine Orientierung an den Regeln des nationalen Strafrechts erfordert.157 Dessen 
ungeachtet sollte aber auch den in anderen Mitgliedstaaten geltenden Standards Rechnung 
getragen werden.158 Auch wenn die Bestimmungen des IStGH-Statuts über die strafrechtli-
che Verantwortlichkeit nicht unmittelbar auf Straftaten anwendbar sind, die unter Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe b fallen, bieten sie doch einen Maßstab für den internationalen Standard 
der Zurechnung von Straftaten, der bei der Prüfung dieses Ausschlussgrundes hilfreich sein 
kann.

Weitere Schwierigkeiten treten auf bei der Erarbeitung gemeinsamer Standards für die indi-
viduelle Verantwortlichkeit für „Handlungen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen zuwiderlaufen“ (Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c). Bei diesem Ausschlussgrund ist 
keine Anwendung strafrechtlicher Kriterien erforderlich, weil keine verbrecherische Hand-
lung erfolgt sein muss. Handlungen zur Unterstützung einer terroristischen Organisation 
müssen also keinen Bezug zu einzelnen terroristischen Aktionen haben, um unter Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe c und Absatz 3 fallen zu können. Folglich können auch logistische Unter-
stützungshandlungen von hinreichendem Gewicht die Bedingungen von Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe  c  in Verbindung mit Artikel  12 Absatz  3 erfüllen. 159 Gleiches gilt für gewichtige 
ideologische und propagandistische Aktivitäten zugunsten einer terroristischen Organisati-
on.160 Die Zurechnung bei der Beteiligung an unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c fallenden 
Handlungen ist nicht auf Fälle beschränkt, in denen der Asylbewerber objektiv die Möglichkeit 
tatsächlicher Einflussnahme auf die Begehung von Terrorakten hatte oder solche Taten öffent-
lich gebilligt oder dazu aufgerufen hat. Denn Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c und Artikel 12 
Absatz 3 verlangt keinen spezifischen Bezug zwischen der Unterstützungshandlung und einem 
einzelnen Terrorakt. Für eine Beteiligung an Handlungen, die den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen zuwiderlaufen, bedarf es weder einer räumlich-organisatorischen Nähe 
innerhalb der Organisation zur Ausführung terroristischer Taten noch deren Rechtfertigung in 
der Öffentlichkeit.161

Die Art der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in einem konkreten Fall hängt von dem jewei-
ligen Sachverhalt ab und die Gerichte müssen das Verhalten und die subjektive Intention des 
Antragstellers in Bezug auf die unter Artikel 12 Absatz 2 fallenden Handlungen prüfen.

2.3.2	 Der Antragsteller als Täter von zum Ausschluss führenden 
Handlungen

Deuten die Fakten eines Falls darauf hin, dass der Antragsteller der Täter (oder Mittäter) einer 
Handlung ist, die unter Artikel 12 Absatz 2 fällt, muss geprüft werden, ob er die objektiven 
Tatbestandsmerkmale zusammen mit den erforderlichen subjektiven Tatbestandsmerkmalen 
erfüllt, also vorsätzlich und wissentlich gehandelt hat, wie es in der einschlägigen Definition 

156 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), IS gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 134, Rdnr. 33.
157 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 7. Juli 2011, op. cit., FN 150, Rdnr. 38; Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 4. September 
2012, op. cit., FN 103, Rdnr. 24.
158 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 7. Juli 2011, op. cit., FN 150, Rdnr. 38.
159 Ebenda, Rdnr. 39.
160 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 19. November 2013, 10 C 26.12, DE:BVerwG:2013:191113U1026.12.0, ZAR 2014, S. 338, Rdnr. 15 f.; 
Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 15. Juli 2014, Nr. 11016153; Beschwerdekommission für Flüchtlinge (Frankreich), Entscheidung vom 
5. Juni 2006, Nr. 04049586.
161 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), op. cit., FN 160, Rdnr. 16.
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heißt.162 Die von der Versammlung der Vertragsstaaten des IStGH-Statuts angenommenen 
Verbrechenselemente bieten wertvolle Orientierung zu den Anforderungen an actus reus und 
mens rea bei Völkermord, dem Verbrechen der Aggression, Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit.163

2.3.3	 Internationale Standards für die Bestimmung individueller 
Verantwortlichkeit

Bei der Beantwortung der Frage, ob ein Antragsteller individuell verantwortlich ist für ein Ver-
brechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlich-
keit, sind internationale Standards heranzuziehen und ggf. anzuwenden (siehe weiter oben 
2.3.1). Dies steht im Einklang mit der ausdrücklichen Erwähnung „internationaler Vertrags-
werke“ in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a. Dem IStGH-Statut kommt in diesem Zusammen-
hang besondere Bedeutung zu, da es auf internationaler Ebene die jüngste Kodifizierung von 
Standards im Zusammenhang mit der individuellen Verantwortlichkeit bildetund den Ansätzen 
und Traditionen verschiedener Rechtsordnungen Rechnung trägt. Wertvolle Orientierung bie-
tet auch die Rechtsprechung internationaler Strafgerichte und des IStGH.

Die Relevanz internationaler Standards wird zunehmend auch an Entscheidungen nationaler 
Gerichte zu Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a oder Artikel 1F Buchstabe a der Genfer Konvention 
deutlich. So befand beispielsweise das Oberste Gericht des Vereinigten Königreichs, dass das 
Römische Statut des IStGH „nunmehr als Ausgangspunkt für die Prüfung der Frage dienen 
sollte, ob ein Antragsteller von der Asylgewährung aufgrund von Artikel 1F Buchstabe (a)“ der 
Genfer Konvention164 ausgeschlossen ist, und dass „es angebracht ist, sofort das IStGH-Statut 
heranzuziehen, da es derzeit von mehr als einhundert Staaten ratifiziert ist und derzeit mit 
Sicherheit eine der umfassendsten und maßgeblichsten Darlegungen der international ange-
stellten Überlegungen zu den Grundsätzen ist, die für die Verantwortlichkeit für die meisten 
schweren internationalen Verbrechen gelten […]“.165 In der gleichen Entscheidung erwähnt das 
Gericht noch eine weitere Quelle, nämlich das Statut des IStGHJ und dessen Rechtsprechung 
zu Fragen der Mittäterschaft.166

In Deutschland vertritt das Bundesverwaltungsgericht folgende Ansicht:

Ob Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit […] vorliegen, bestimmt 
sich daher gegenwärtig in erster Linie nach den im Römischen Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs […] ausgeformten Tatbeständen dieser Delikte. Denn darin manifes-
tiert sich der aktuelle Stand der völkerrechtlichen Entwicklung bei Verstößen gegen das 
Humanitäre Völkerrecht. 167

In anderen Ländern wurde bei einigen Ausschlussentscheidungen eine Prüfung der individuel-
len Verantwortlichkeit ohne ausdrückliche Bezugnahme auf internationale Vertragswerke oder 
die Rechtsprechung internationaler Gerichte vorgenommen. Dies könnte zwar ein Hinweis 

162 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 30. 
163 IKRK, Verbrechenselemente, op. cit., FN 71.
164 Supreme Court (Vereinigtes Königreich), IS gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 164, Rdnr. 8.
165 Ebenda, Rdnr. 9; siehe ferner Rdnrn. 10-14.
166 Ebenda, Rdnrn. 15-20; siehe ferner Immigration and Asylum Tribunal (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 14. Oktober 2002, Gurung gegen Staatssekretär für 
das Innenministerium, [2002] UKIAT 04870, Rdnr. 109. Ähnliche Ansätze wurden auch von außereuropäischen obersten Gerichten vertreten. Siehe beispielsweise 
Supreme Court (Kanada), Urteil vom 19.  Juli 2013, Ezokola gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), 2013 SCC 40, Rdnrn. 48-53; 
Supreme Court (Neuseeland), Urteil vom 27. August 2010, Generalstaatsanwalt (Minister für Einwanderung) gegen den Tamilen X und Anor, [2010] NZSC 107, 
Rdnrn. 52-54.
167 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 31, siehe ferner Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), 
Urteil vom 16. Februar 2010, op. cit., FN 85, Rdnrn. 26, 41-43.
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darauf sein, dass Asylrichter Kriterien aus dem nationalen Strafrecht herangezogen haben, das 
sich je nach Tradition in den Ländern mit Common Law und kontinentaleuropäischem Recht 
unterscheiden kann, doch sind sich die Ergebnisse insgesamt ähnlich.168 In den meisten jünge-
ren Entscheidungen hat man sich bemüht, internationale Standards auszulegen und anzuwen-
den und auf nationale Bestimmungen nur dort zurückzugreifen, wo dies noch erforderlich ist.

Im Gegensatz zu Artikel  12 Absatz  2 Buchstabe  a  wird in den Ausschlussklauseln in Arti-
kel 12 Absatz 2 Buchstaben b und c nicht ausdrücklich auf internationales Recht verwiesen. 
Insbesondere beim Ausschluss wegen „schwerer nichtpolitischer Straftaten“ sind gewisse 
Abweichungen zwischen den Mitgliedstaaten festzustellen. Bei der Bestimmung individuel-
ler Verantwortlichkeit aufgrund von Tatbeteiligung haben sich jedoch mehrere Staaten auf 
Konzepte gestützt, die denen ähnlich sind, die für die Anwendung der Ausschlussgründe von 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a in Fällen von Tatbeteiligung entwickelt wurden.169 Im Vereinig-
ten Königreich heißt es beispielsweise in der Asylum Instruction – Exclusion: Article 1F of the 
Refugee Convention (Asylanweisung zum Ausschluss nach Artikel 1F der Genfer Konvention), 
dass der vom Obersten Gericht in der Frage eines freiwilligen Beitrags zur Begehung von Ver-
brechen durch andere in JS (Sri Lanka) formulierte Test auch generell für Artikel 1F der Genfer 
Konvention gilt.170 In Belgien befand der Rat für Ausländerstreitsachen, dass der Antragsteller, 
dem individuelle Verantwortlichkeit für schwere nichtpolitische Straftaten zugesprochen wor-
den wurde, keine der in Artikel 31 Absatz 1 Buchstaben c und d des IStGH-Statuts aufgeführten 
Einreden geltend machen könne.171

Zwar weicht der Wortlaut von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c von den beiden vorherigen Aus-
schlussklauseln insofern ab, als er verlangt, dass sich der Antragsteller Handlungen innerhalb 
ihres Geltungsbereichs „zuschulden kommen ließ“, doch bekräftigte der EuGH in B und D172, 
dass eine Beurteilung der individuellen Verantwortung auch bei Anwendung dieser Aus-
schlussklausel erforderlich ist.

2.3.4	 „Anstiften...“

Individuelle Verantwortlichkeit kann sich aus der Planung, Anordnung, Aufforderung oder Her-
beiführung der Begehung einer Straftat durch eine andere Person ergeben. Je nach der Art der 
individuellen Verantwortlichkeit unterscheiden sich die Anforderungen an die objektiven und 
subjektiven Tatbestandsmerkmale. Die nach dem internationalen Gewohnheitsrecht maßgeb-
lichen Kriterien sind in der Rechtsprechung der Internationalen Strafgerichtshöfe für das ehe-
malige Jugoslawien bzw. Ruanda entwickelt worden.173

2.3.5	 Beitrag („[…] oder sich in sonstiger Weise daran 
beteiligen“)

Ein Ausschluss kann auch erwogen werden, wenn der Antragsteller nachweislich einen Bei-
trag zur Begehung von zum Ausschluss führenden Handlungen durch eine andere Person oder 
eine Gruppe von Personen geleistet hat. Je nach den Gegebenheiten sind solche Fälle vor 

168 Siehe J. Rikhof, op. cit., FN 124, S. 271 f. 
169 Ebenda., S. 347-349.
170 Vereinigtes Königreich, Asylum Instruction – Exclusion: Article 1F of the Refugee Convention (30. Mai 2012), Absatz 3.3; Rat für Ausländerstreitsachen (Belgien), 
Urteil vom 3. November 2009, 33.720.
171 Ebenda.
172 B und D, op. cit., FN 7, Rdnrn. 95-99.
173 Eine detaillierte Extrapolation der Rechtsprechung des IStGHJ würde den Rahmen dieser rechtlichen Analyse sprengen. Für nähere Informationen siehe J. 
Rikhof, op. cit., FN 124. 
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dem Hintergrund der Kriterien für Beihilfe oder im Rahmen der Verabredung zu einem Ver-
brechen/Mittäterschaft (joint criminal enterprise/common purpose liability) zu betrachten. Es 
kommt darauf an, zwischen diesen verschiedenen Arten individueller Verantwortlichkeit zu 
unterscheiden.174

Das schwedische Berufungsgericht für Migrationsangelegenheiten (Migrationsöverdomsto-
len) prüfte den Fall eines ranghohen Funktionärs der irakischen Ba‘ath-Partei, bei dem davon 
ausgegangen werden konnte, dass er über die verbrecherischen Absichten und Aktionen der 
Ba‘ath-Partei gegen Regimekritiker sehr gut Bescheid wusste.175 Nach Auffassung des Gerichts 
musste eine gründliche Bewertung seiner Funktion vorgenommen und berücksichtigt werden, 
dass er in seiner Zeit an der Universität Informationen über Dissidenten weitergegeben hatte. 
Ferner prüfte das Gericht Berichte über die Ereignisse nach Weitergabe der Informationen 
und über den Zweck der Überwachungstätigkeit des Klägers. Nach Ansicht des Gerichts lag 
kein Grund zu der Annahme vor, dass Personen aufgrund der vom Berufungskläger bereitge-
stellten Informationen Misshandlungen der Art ausgesetzt waren, die unter die Definition von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit fällt, und dass kein besonderer Grund zu der Vermutung 
bestand, dass er zur Begehung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit angestiftet oder sich 
in sonstiger Weise daran beteiligt hatte.

2.3.5.1	 Beihilfe

Beihilfe erfordert, dass die Person einen wesentlichen Beitrag zu der/den begangenen Straf-
tat(en) geleistet hat. Die in der internationalen Rechtsprechung in Strafsachen entwickelten 
Kriterien besagen, dass dies in Form praktischer Unterstützung, Ermutigung oder morali-
scher Unterstützung erfolgen kann, die erhebliche Auswirkung auf die Begehung des Verbre-
chens hatte176, auch wenn ein Kausalzusammenhang zwischen der Verhaltensweise und der 
Begehung des/der Verbrechen(s) im Sinne einer conditio sine qua non nicht vorhanden sein 
muss.177 Ob eine bestimmte Verhaltensweise derartige Wirkung gehabt hat, muss im Einzelfall 
anhand des jeweiligen Sachverhalts festgestellt werden. Darüber hinaus muss der Beitrag in 
Form einer vorsätzlichen Verhaltensweise der Person und in dem Wissen erfolgt sein, dass 
ihre Handlungen die Begehung dieser Verbrechen unterstützen oder erleichtern.178 Ein Bei-
spiel hierfür wäre die Bereitstellung von Geldern in dem Wissen, dass diese Gelder für die 
Begehung schwerer Straftaten verwendet werden.179 Für Beihilfe ist es nicht erforderlich, dass 
die Person die Absichten des/der Haupttäter(s) teilt. Es genügt, dass sie sich der Haupttatbe-
standsmerkmale des/der Verbrechen(s) bewusst war.

In der Rechtssache MT Zimbabwe vor dem Höheren Gericht (Kammer für Asyl und Einwan-
derung) (Vereinigtes Königreich) wurde festgestellt, dass die Berufungsklägerin, die Kriminal-
beamtin bei der Polizei in Simbabwe war, in zwei Fällen an Folterungen beteiligt war.180 Das 
Gericht führte aus, sie sei am Ort des Geschehens anwesend gewesen, habe eine Machtstel-
lung gehabt und sei, auch wenn ihre Hauptaufgabe während des Zwischenfalls darin bestan-

174 Für eine Diskussion von Arten von individueller Verantwortlichkeit mit Herausarbeitung des Unterschieds zwischen Beihilfe auf der einen und Verabredung zu 
einem Verbrechen (joint criminal enterprise) auf der anderen Seite siehe IStGHJ (Berufungskammer), Ankläger gegen Tadic, op. cit., FN 80, Rdnrn. 196 bis 229.
175 Berufungsgericht für Migrationsangelegenheiten (Schweden), Urteil vom 25. Oktober 2012, UM287-10, MIG 2012.
176 Siehe z. B. IStGHJ (Berufungskammer), Ankläger gegen Tihomior Blaskic, op. cit., FN 97, Rdnr. 48; IStGHJ, Urteil vom 10. Dezember 1998, Ankläger gegen Anto 
Furundzija, IT-95-17-T, Rdnr. 249; IStGHJ, Ankläger gegen Dragoljub Kunarac, Radomir Kovac und Zoran Vukovic, op. cit., FN 97.
177 Siehe z. B. IStGHJ, Ankläger gegen Anto Furundzija, op. cit., FN 176, Rdnr. 209.
178 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 15. Juli 2010, Nr. 11016153C.
179 UNGA, Internationales Übereinkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus, 2178 UNTS 197, 9. Dezember 1999 (Inkrafttreten: 10. April 2002), 
siehe Artikel 2.
180 Höheres Gericht (Kammer für Einwanderung und Asyl) (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 2. Februar 2012, MT (Artikel 1F Buchstabe a - Beihilfe) Zimbabwe 
gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2012] UKUT 00015(IAC).
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den habe, Notizen zu machen, sich doch voll der Tatsache bewusst gewesen, dass ihre Kollegen 
einen Häftling misshandelten, und sie selbst habe gegen ihn, dem die Augen verbunden waren, 
Drohungen ausgestoßen, und ihre Drohungen sowie die ihrer Kollegen hätten ihn befürchten 
lassen, er solle in den Fluss geworfen werden und ertrinken, wenn er nicht mit ihnen zusam-
menarbeiten und ihnen gewisse Informationen geben würde. Das Höhere Gericht befand, ihr 
Verhalten während dieses Zwischenfalls käme einer erheblichen Erleichterung der Begehung 
des Verbrechens der Folter gleich, ihre Beteiligung an diesem Zwischenfall sei mit dem Vorsatz 
eines erheblichen Beitrags erfolgt, und ihre Funktion habe mit zu dem gemeinsamen Ziel bei-
getragen, den Mann in Todesangst zu versetzen. Zu einem späteren Zwischenfall, bei dem sie 
anwesend war, hieß es, sie sei sich voll der Tatsache bewusst gewesen, dass die Schläge, die 
die anwesenden Polizisten einschließlich ihrer Person dem Opfer verabreichten, einem ernst-
haften Schaden gleichkamen. Nach Auffassung des Höheren Gerichts stand unumstößlich fest, 
dass ihr Verhalten während dieses Zwischenfalls erhebliche Auswirkung auf die tatsächliche 
Begehung des Verbrechens der Folter hatte. Das Höhere Gericht stellte fest, ihre Beteiligung 
an dem Zwischenfall käme der Beihilfe zu einem Verbrechen gegen die Menschlichkeit gleich.

2.3.5.2	 Verabredung zu einem Verbrechen (joint criminal 
enterprise) / Mittäterschaft (common purpose 
liability)

Damit individuelle Verantwortung auf der Grundlage der Beteiligung eines Antragstellers an 
einer Verabredung zu einem Verbrechen (joint criminal enterprise) (oder durch Mittäterschaft 
(common purpose liability)) festgestellt werden kann, müssen mehrere Personen mit einem 
gemeinsamen Plan oder einem gemeinsamen Ziel vorhanden sein, der/das entweder in der 
Begehung von Straftaten besteht oder zu dessen Umsetzung die Begehung von Straftaten 
gehört. Diese Art von individueller Verantwortung erfordert einen erheblichen Beitrag zur 
Förderung dieses gemeinsamen Plans oder zur Funktionsweise eines Systems, das zur Umset-
zung des Plans aufgebaut wurde. Nach Auffassung der Berufungskammer des IStGHJ muss der 
Angeklagte zwar nicht einmal teilweise die objektiven Tatbestandsmerkmale erfüllt haben, 
doch muss er an der Förderung des gemeinsamen Zwecks im Kern des kriminellen Vorhabens 
beteiligt gewesen sein, und sie merkte an, dass „nicht jede Art von Verhalten einem ausrei-
chenden Beitrag zur Straftat entspricht und strafrechtliche Verantwortung nach sich zieht“181, 
und dass der Begriff der „[Verabredung zu einem Verbrechen/joint criminal enterprises] kein 
offenes Konzept ist, das Verurteilungen auf der Grundlage von Schuld durch Mittäterschaft 
zulässt“.182

Die Verabredung zu einem Verbrechen (joint criminal enterprise) sollte nicht jedes Mal, wenn 
der Antragsteller Mitglied einer Gruppe oder Organisation war, die an der Begehung von zum 
Ausschluss führenden Handlungen beteiligt war, vorrangige Erwägung sein. Ob es sich hierbei 
um die zutreffende Form der Beteiligung handelt, und nicht etwa um Beihilfe, hängt vom jewei-
ligen Sachverhalt ab. So wurde beispielsweise in der Sache MT Zimbabwe die Beteiligung der 
Antragstellerin an der Begehung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Rahmen einer 
Verabredung zu einem Verbrechen (joint criminal enterprise) oder als Mittäterin geprüft, doch 
wurde entschieden, dass aufgrund des Sachverhalts individuelle Verantwortung in Form von 
Beihilfe gegeben war, da die Antragstellerin keine wesentliche Führungsrolle gespielt hatte.183

181 IStGH (Berufungskammer), Urteil vom 3. April 2007, Ankläger gegen Brđanin, IT-99-36, Rdnr. 427.
182 Ebenda., Rdnr. 428.
183 Höheres Gericht (Kammer für Einwanderung und Asyl) (Vereinigtes Königreich), MT (Artikel 1F Buchstabe a - Beihilfe) Zimbabwe gegen Staatssekretär für das 
Innenministerium, op. cit., FN 180.
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2.3.6	 Kommandoverantwortung oder Verantwortlichkeit als 
Vorgesetzter für Personen in Machtpositionen

Neben den anderen Gründen für die strafrechtliche Verantwortlichkeit nach dem Römischen 
Statut für internationale Verbrechen ist ein militärischer Befehlshaber oder ein Vorgesetzter 
in einer zivilen Hierarchie oder eine tatsächlich als solcher handelnde Person strafrechtlich 
verantwortlich für Verbrechen, die von Truppen unter seiner oder ihrer tatsächlichen Befehls- 
bzw. Führungsgewalt als Folge seines oder ihres Versäumnisses begangen wurden, eine ord-
nungsgemäße Kontrolle über diese Truppen auszuüben.184 In Fällen, in denen Antragsteller, 
die Machtpositionen in einer militärischen oder zivilen Hierarchie in Zusammenhängen inne-
hatten, zu denen Hinweise darauf vorliegen, dass zum Ausschluss führende Verbrechen von 
Angehörigen dieser Strukturen begangen wurden, müssen Asylrichter die Möglichkeit eines 
Ausschlusses auf dieser Grundlage prüfen. Der erste Schritt in derartigen Fällen sollte jedoch 
immer darin bestehen, das direkte Verhalten oder die direkten Handlungen des Antragstellers 
zu prüfen, bevor der Frage nachgegangen wird, welche Handlungen die ihnen unterstehenden 
Personen begangen haben und was sie von diesen Handlungen wussten.

In einer Entscheidung des Bezirksgerichts von Den Haag (Rechtbank, Niederlande) ging es 
um die Anwendung von Artikel 1F der Genfer Konvention auf einen ehemaligen Offizier der 
syrischen Armee wegen von den Angehörigen seiner Einheit verübter Verbrechen. Nach Auf-
fassung des Gerichts waren die Kriterien für Kommandoverantwortung gemäß Artikel 28 ISt-
GH-Statut nicht erfüllt, weil nicht nachgewiesen worden war, dass Untergebene unter dem 
tatsächlichen Befehl und der tatsächlichen Kontrolle des Antragstellers zum Ausschluss füh-
rende Handlungen begangen hatten.185

2.3.7	 Mitgliedschaft

Ein Ausschluss wird häufig bei Personen erwogen, die als Teil einer für schwere Straftaten oder 
verabscheuungswürdige Handlungen verantwortlichen Gruppe oder Organisation handelten. 
Auch in derartigen Fällen ist eine Prüfung des Einzelfalls geboten, bei der (jedoch nicht nur) 
Situationen zu betrachten sind, in denen die fragliche Gruppe oder die von ihren Mitgliedern 
begangenen Verbrechen als „terroristisch“ bezeichnet worden sind.

Der EuGH befand in B  und  D, dass allein der Umstand, „dass die betreffende Person einer 
[für zum Ausschluss führende Handlungen verantwortlichen] Organisation angehört hat, nicht 
automatisch zur Folge haben kann, dass sie von der Anerkennung als Flüchtling auszuschlie-
ßen ist“.186 Ferner ist es nach Auffassung des EuGH für einen Ausschluss erforderlich, dass 
der Person im Rahmen einer individuellen Beurteilung die Verantwortung für zum Ausschluss 
führende Handlungen zugerechnet werden kann, und zwar anhand sowohl objektiver als auch 
subjektiver Kriterien.187 Hierfür hat der Asylrichter im Mitgliedstaat unter anderem Folgendes 
zu prüfen:

die Rolle, die die betreffende Person bei der Verwirklichung der fraglichen Handlungen 
tatsächlich gespielt hat, ihre Position innerhalb dieser Organisation, der Grad der Kennt-
nis, die sie von deren Handlungen hatte oder haben musste, die etwaigen Pressionen, 

184 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 28.
185 Bezirksgericht Den Haag (Niederlande), Urteil vom 14. Juli 2015, AWB 14/11801, NL:RBDHA:2015:8571.
186 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 88; bestätigt in H.T., op. cit., FN 130, Rdnr. 87.
187 B und D, op. cit., FN 7, Rdnrn. 95-96. 
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denen sie ausgesetzt gewesen wäre, oder andere Faktoren, die geeignet waren, ihr Ver-
halten zu beeinflussen.188

Selbst wenn also ein Antragsteller Mitglied einer Gruppe oder eines Regimes war, die/das 
an zum Ausschluss führenden Handlungen beteiligt war, ist ein Ausschluss nur gerechtfertigt, 
wenn er nachweislich persönlich solche Handlungen begangen hat oder nachweislich an der 
Verwirklichung dieser Handlungen auf eine der Weisen beteiligt war, aus denen eine individu-
elle Verantwortlichkeit entsteht.

In einer vor B und D ergangenen Entscheidung befand das Oberste Gericht (Vereinigtes König-
reich), es sei erforderl ich, sich „auf die tatsächliche Funktion der betreffenden Personen zu kon-
zentrieren, dabei alle sachlichen Aspekte dieser Funktion zu berücksichtigen, um entscheiden zu 
können, ob der erforderliche Grad an Beteiligung besteht“.189 Das Gericht erstellte die nachste-
hende nicht erschöpfende Liste relevanter Faktoren, die bei dieser Beurteilung zu prüfen sind:

i.	 die Art und (möglicherweise von einiger Bedeutung) die Größe der Organisation und hier 
vor allem des Teils der Organisation, mit dem der Asylbewerber am meisten zu tun hatte;

ii.	 die Frage, ob die Organisation verboten war, und wenn ja, von wem sie verboten wurde;
iii.	 die Frage, wie es zur Rekrutierung des Asylbewerbers kam;
iv.	 seine Verweildauer in der Organisation und die Frage, ob er ggf. Gelegenheiten hatte, sie 

zu verlassen;
v.	 seine Position, sein Rang, sein Ansehen und sein Einfluss in der Organisation;
vi.	 sein Wissen um die von der Organisation begangenen Kriegsverbrechen und
vii.	 seine eigene persönliche Beteiligung und Rolle in der Organisation, darunter vor allem 

seine etwaigen Beiträge zur Begehung von Kriegsverbrechen. 190

Nach Auffassung des Nationalen Gerichts für Asylrecht in Frankreich müssen in jedem Fall die 
persönlichen Fakten jedes einzelnen Antragstellers geprüft werden, und zwar vor dem Hin-
tergrund des allgemeinen Wissens über die Gruppe, wie z. B. die Häufigkeit von Gewaltan-
wendung, ihre Kommando- oder Organisationsstrukturen, der Grad an Fragmentierung der 
Gruppe und der Rang der einzelnen Personen in der Gruppe sowie ihre Fähigkeit, die Aktionen 
der Gruppe zu beeinflussen.191 In dem fraglichen Fall ging es um den Ausschluss eines Staats-
angehörigen der Zentralafrikanischen Republik, eine hohen Offiziers und ehemaligen Mitglieds 
der Präsidentengarde in Zeiten, in denen diese Einheit schwere Menschenrechtsverletzungen 
beging.

Auch der UNHCR hat festgestellt, dass „[d]ie Tatsache, dass eine Person irgendwann hochran-
giges Mitglied einer repressiven Regierung oder Mitglied einer an rechtswidriger Gewalt betei-
ligten Organisation war, an sich noch keine individuelle Verantwortlichkeit für zum Ausschluss 
führende Handlungen zur Folge hat“.192

2.3.8	 Vermutung individueller Verantwortlichkeit

Unter gewissen Umständen kann eine individuelle Verantwortlichkeit für zum Ausschluss 
führende Handlungen im Zusammenhang mit Personen vermutet werden, die für in den 

188 Ebenda, Rdnr. 97. 
189 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), IS gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 134, Rdnr. 55; siehe ferner Oberstes Gericht (Kanada), 
Ezokola gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), op. cit., FN 166.
190 Ebenda, Rdnr. 30.
191 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 7. Oktober 2014, op. cit., FN 141.
192 UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Rdnr. 19.
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Anwendungsbereich von Artikel 12 Absatz 2 fallende Straftaten verantwortlichen repressiven 
Regimes oder Organisationen angehören oder mit ihnen verbunden sind, einschließlich Orga-
nisationen oder Gruppen, die als „terroristische Organisationen oder Gruppen“ bezeichnet 
werden. Hierfür ist zunächst erforderlich, dass ihre Mitgliedschaft freiwillig ist. Des Weiteren 
muss zuverlässiger- und vernünftigerweise davon ausgegangen werden können, dass die Mit-
glieder solcher Gruppen oder Regimes einzeln an Handlungen beteiligt waren, die zum Aus-
schluss führen. Verantwortlichkeit kann auch vermutet werden, wenn eine Person freiwillig 
Mitglied einer Regierung geblieben ist, die eindeutig an in den Anwendungsbereich von Arti-
kel 12 Absatz 2 fallenden Handlungen beteiligt war. 193

Gehörte der Antragsteller einer Gruppe an, die an potenziell zum Ausschluss führenden Hand-
lungen beteiligt war, bedeutet dies nicht, dass es ausreichen würde, prüfte der Asylrichter 
nur diese Gruppe betreffende Fakten. In derartigen Fällen muss sich der Asylrichter Gedan-
ken über die Natur der Gruppe und ihre Aktivitäten machen, muss sich aber auch mit der 
Rolle, den Verantwortlichkeiten und den Aktivitäten des Antragstellers beschäftigen. Eine Ver-
mutung kann angebracht sein, wenn mit ausreichenden Informationen zu belegen ist, dass 
„schwerwiegende Gründe zu der Annahme berechtigen“, dass Personen in Positionen, wie sie 
der Antragsteller innehatte, für von anderen begangene Handlungen verantwortlich sind.

In B und D führte der EuGH aus:

Eine staatliche Stelle, die bei dieser Prüfung feststellt, dass die betreffende Person... eine 
hervorgehobene Position in einer sich terroristischer Methoden bedienenden Organisa-
tion innehatte, kann vermuten, dass diese Person eine individuelle Verantwortung für 
von dieser Organisation im relevanten Zeitraum begangene Handlungen trägt, jedoch 
bleibt nichtsdestoweniger die Prüfung sämtlicher erheblicher Umstände erforderlich, 
bevor die Entscheidung erlassen werden kann, die betreffende Person gemäß Arti-
kel 12 Absatz 2 Buchstabe b oder c der Richtlinie von der Anerkennung als Flüchtling 
auszuschließen.194

Liegen ausreichende Informationen dazu vor, dass „schwerwiegende Gründe zu der Annahme 
berechtigen“, hat dies nicht automatisch zur Folge, dass Artikel 12 Absatz 2 angewandt wird. 195 
Es bedeutet vielmehr, dass der Antragsteller im Sinne eines fairen Verfahrens (Waffengleich-
heit) über die Anwendung dieser Vermutung und die ihr zugrunde liegenden Beweise in 
Kenntnis gesetzt wird und Gelegenheit erhält, die Vermutung zu widerlegen. Tritt eine solche 
Vermutung der Verantwortlichkeit ein, muss allerdings große Sorgfalt darauf verwendet wer-
den, Fragen wie die tatsächlichen Aktivitäten der Person und der Gruppe zu prüfen, und der 
Staat sollte „dem Asylrichter die Einzelperson betreffende Beweise zur Verfügung stellen, und 
weniger solche, die auf Annahmen bezüglich kollektiver Schuld oder Unschuld beruhen“.196

2.4	 Einreden und mildernde Umstände

Im Sinne einer korrekten Ausschlussentscheidung müssen Umstände, die möglicherweise eine 
individuelle Verantwortlichkeit verneinen, umfassend betrachtet werden. Ein Ausschluss kann 
nicht angewandt werden, wenn der Antragsteller beispielsweise wegen fehlender geistiger 

193 Nähere Informationen weiter unten in Abschnitt 4.1.2 zur Beweislast.
194 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 98.
195 Ebenda, Rdnr. 88; bestätigt in H.T., op. cit., FN 130, Rdnr. 87.
196 Siehe J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 534.

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=373/13&td=ALL


Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 der Anerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU) — 47

Befähigung, eines unfreiwilligen Rausches oder Unreife nicht in der Lage war, die erforderli-
chen subjektiven Tatbestandsmerkmale zu erbringen.197 Unter bestimmten Umständen kann 
fehlendes Wissen um eine wesentliche Tatsache auch bedeuten, dass der subjektive Tatbe-
stand nicht erfüllt ist.198

Auch wenn Entscheidungen über einen Ausschluss auf der Grundlage von Artikel  12 Absatz 2 
einem anderen Ansatz als dem bei der Feststellung der Schuld in Strafverfahren folgen, sollten 
doch Faktoren, die Einreden oder mildernde Umstände im Zusammenhang mit der strafrecht-
lichen Verantwortung darstellen, immer dann berücksichtigt werden, wenn die Umstände 
eines Falls darauf hindeuten, dass ein Antragsteller möglicherweise z. B. unter Zwang oder in 
Selbstverteidigung oder zur Verteidigung einer anderen Person gehandelt hat.199

Die Anwendung einer Ausschlussklausel ist nicht gerechtfertigt, wenn der Antragsteller eine 
stichhaltige Einrede geltend machen kann. „[...] Trägt eine Person eine Einrede vor, die aner-
kanntermaßen die strafrechtliche Verantwortung aufhebt, gibt es keine strafrechtlichen Kon-
sequenzen und kann das Verhalten somit nicht als kriminell betrachtet werden. Dann wurde 
keine Straftat begangen“. 200

Nach internationalen Standards kann die Einrede der Anordnung durch Vorgesetzte nur unter 
begrenzten Umständen gelten, wenn nämlich die Person gesetzlich verpflichtet war, der 
Anordnung Folge zu leisten, und sie nicht wusste, dass die Anordnung rechtswidrig ist und die 
Anordnung nicht offensichtlich rechtswidrig war. Im IStGH-Statut heißt es ausdrücklich, dass 
Anordnungen zur Begehung von Völkermord oder von Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
offensichtlich rechtswidrig sind; somit kann im Rahmen der Prüfung eines Ausschlusses ein 
an der Begehung dieser Verbrechen beteiligter Antragsteller nicht die Einrede der Anordnung 
durch Vorgesetzte geltend machen. Selbst wenn die Einrede der Anordnung durch Vorgesetzte 
nicht möglich ist, wird möglicherweise ausgeübter Zwang zu prüfen sein.201

Die Einrede des Zwangs (oder der Nötigung) kann gelten, wenn die fragliche Handlung sich dar-
aus ergibt, dass die betreffende Person notwendiger- und angemessenerweise die Androhung 
des unmittelbaren Todes oder der fortgesetzten oder unmittelbaren schweren Körperverlet-
zung für sich oder eine andere Person abwenden möchte. Maßnahmen zur Selbstverteidigung 
oder zur Verteidigung anderer oder zur Verteidigung von Eigentum müssen sowohl vertretbar 
sein als auch in einem angemessenen Verhältnis zu einer Bedrohung aus einem rechtswidri-
gen Angriff stehen.

Auch wenn die Umstände nicht dem Erfordernis einer vollständigen Einrede entsprechen, kön-
nen beispielsweise Elemente des Zwangs oder der Nötigung als mildernde Umstände gelten, 
die bei der Beurteilung des Ausmaßes der Schuld eines Antragstellers zu berücksichtigen sind. 
Hierbei wären auch erschwerende Faktoren wie der Einsatz anderer (einschließlich Zivilperso-
nen und Minderjähriger) bei der Begehung einer zum Ausschluss führenden Handlung oder 
die Existenz von Vorstrafen zu berücksichtigen.202

197 UNHCR, Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 5, op. cit., FN 69, Absatz 21; siehe ferner Übereinkommen über die Rechte des Kindes, op. cit., FN 83, und 
die Anwendung der Strafmündigkeit. 
198 Vergleiche zu Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b weiter oben 2.2.3.1.
199 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 31 Absatz 1 Buchstaben c und d; UNHCR, Hintergrundvermerk zur Anwendung 
der Ausschlussklauseln, op. cit., FN 135, Absatz 66-71.
200 Verwaltungsberufungsgericht (Australien), Re YYMT and FRFJ (2010), op. cit., FN 105, zitiert in J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 553.
201 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, op. cit., FN 70, Artikel 31 und 33.
202 Siehe UNHCR, Handbuch und Leitlinien zu Verfahren und Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Absatz 157.
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2.5	 Sühne

Gegenstand der Erörterung ist die Relevanz der Sühne. Der EuGH ist auf diesen Aspekt noch 
nicht eingegangen. Die verschiedenen Konzepte sind Ausdruck der unterschiedlichen Blick-
winkel, aus denen das in Artikel 12 Absatz 2 verankerte Ziel des Ausschlusses betrachtet wird.

Nach Auffassung der einen Seite hat die Sühne nur geringen Einfluss und kann in der Prüfung 
kurz abgehandelt werden. Mit Blick auf das Ziel von Artikel 12 Absatz 2, nämlich Personen von 
der Anerkennung als Flüchtling auszuschließen, die als des Schutzes unwürdig angesehen wer-
den, um die Glaubwürdigkeit des Schutzsystems zu erhalten203, ist es nicht erforderlich, dass 
der Antragsteller noch strafrechtlich verfolgt oder bestraft wird.204 Sühne oder Verfolgungs-
hindernisse in den Strafprozessordnungen (z. B. Verbüßung der Strafe, Freispruch aus Mangel 
an Beweisen, Verjährung oder Amnestie) sind nur in Verbindung mit einem Teil des doppel-
ten Ausschlussziels angemessen205, nämlich mit dem Wunsch, Situationen zu vermeiden, in 
denen sich Personen, die bestimmte schwere Straftaten begangen haben, der strafrechtlichen 
Verantwortung entziehen können. Das Ziel, Personen von der Anerkennung als Flüchtling aus-
zuschließen, die als des Schutzes unwürdig angesehen werden, gilt jedoch auch für Fälle von 
Sühne oder Strafverfolgungshindernissen. Daher haben diese Punkte keinen Einfluss auf die 
strittige Frage, ob erwogen werden sollte, der betreffenden Person die Flüchtlingseigenschaft 
zuzuerkennen.

Dessen ungeachtet erlaubt und verpflichtet Artikel  12 Absatz  2, die Straftat in der Vergan-
genheit und das Verhalten der Person seitdem zu prüfen und dann zu entscheiden, ob sie 
des Schutzes würdig ist. Unbeschadet früheren Fehlverhaltens kann das Verstreichen eines 
gewissen Zeitraums in Kombination mit Zeichen der Reue, Wiedergutmachung und Über-
nahme von Verantwortung für frühere Taten den Befund rechtfertigen, dass ein Ausschluss 
nicht länger gerechtfertigt ist. Im Falle der früheren Unterstützung terroristischer Aktivitäten 
beispielsweise kommt nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts (Deutschland) ein 
Ausnahmefall in Betracht, wenn der Betroffene sich von den Taten nicht nur distanziert, son-
dern inzwischen aktiv an der Verhinderung weiterer Terrorakte mitwirkt oder es sich um eine 
Jahrzehnte zurückliegende „Jugendsünde“ handelt.206

Als Vertreter der anderen Seite befand der französische Staatsrat207, dass die Ausschlussklau-
sel nicht länger anzuwenden ist, wenn der Antragsteller seine Strafe verbüßt hat. Nach seiner 
Auffassung spielen noch andere Faktoren eine Rolle, insbesondere die Frage, ob die Straftat 
nicht mehr geahndet werden muss oder strafbar ist.208 Zu den relevanten Faktoren gehören 
die Länge der verbüßten Strafe, die Zeit, die seit der Begehung des Verbrechens oder dem 
Ende der Strafverbüßung vergangen ist, sowie etwaige Bekundungen von Reue seitens des 
Betreffenden. Bei der Prüfung der Wirkung einer etwaigen Begnadigung oder Amnestie sollte 
bedacht werden, ob sie Ausdruck des demokratischen Willens des betreffenden Landes ist 
und ob die Person auf irgendeine andere Weise zur Rechenschaft gezogen wurde. In allen der-
artigen Fällen kann die Schwere des Verbrechens noch immer die Anwendung von Artikel 12 

203 Siehe oben: 2.2.1.1 Das Ziel
204 J. Rikhof, op. cit., FN 124, S. 319f.; siehe Oberstes Gericht (Kanada), Urteil vom 30. Oktober 2014, Febles gegen Kanada (Staatsbürgerschaft und Einwanderung), 
2014 SCC 68, [2014] 3 S.C.R. 431, Rdnr. 36.
205 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 104.
206 In Betracht gezogen vom Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Beschluss vom 14. Oktober 2008, 10 C 48.07, DE:BVerwG:2008:141008B10C48.07.0, BVer-
wGE 132, S. 79, Rdnr. 34.
207 Staatsrat (Frankreich), Urteil vom 4. Mai 2011, Nr. 320910; allerdings mit der Ausnahme, dass aus dem früher geahndeten Verbrechen keine Gefahr für die 
Bevölkerung des Aufnahmelandes entsteht. Diese Konzeption, die im Wesentlichen auf eine gegenwärtige oder künftige Gefahr oder ein Risiko abhebt, dürfte mit 
der Auffassung in B und D kaum vereinbar sein; op. cit., FN 7, Rdnr. 101.
208 J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 543f.

http://www.refworld.org/docid/545248c34.html
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?lang=de&ent=141008B10C48.07.0
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=57/09&td=ALL
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rechtfertigen. Dann stellt sich die Frage, ob noch immer davon auszugehen ist, dass der Antrag-
steller als des Flüchtlingsschutzes unwürdig zu betrachten ist, und ob die Verweigerung der 
Flüchtlingsanerkennung in seinem Fall mit dem Ziel und Zweck des Ausschlusses aufgrund der 
vor der Entscheidung über den Asylantrag begangenen Straftat in Einklang steht. Dies müsste 
unter Heranziehung der angemessenen Kriterien in jedem Einzelfall geprüft werden. Diese 
Rechtsprechung steht weitgehend in Einklang mit der Position des UNHCR.209

209 UNHCR, Handbuch und Leitlinien zu Verfahren und Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Absatz 157.

http://www.refworld.org/docid/4f33c8d92.html
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3.	 Ausschluss von der Gewährung subsidiären 
Schutzes (Artikel 17)

3.1	 Einleitung

Bei der Abfassung der Anerkennungsrichtlinie 2004/83/EG wurde beschlossen, Ausschluss-
klauseln bezüglich subsidiären Schutzes vorzusehen, die denen der Genfer Konvention ähnlich 
sind (ein Überblick über den Ausschluss von der Anerkennung als Flüchtling siehe weiter oben 
in Abschnitt 2). Das Ergebnis ist Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben a bis c der AR (Neufassung). 
Darüber hinaus wurde nach dem 11. September 2001 den in der Genfer Konvention veranker-
ten Ausschlussklauseln eine weitere hinzugefügt, nämlich Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d. Mit 
dieser Bestimmung soll verhindert werden, dass eine Person, die eine Gefahr für die Sicherheit 
oder die Allgemeinheit darstellt, unter anderem wegen Beteiligung an terroristischen Aktivitä-
ten, in der EU um subsidiären Schutz ersucht und ihn dort erhält.210

3.2	 Artikel 17 Absatz 1 - Ausschlussgründe

3.2.1	 Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a - Verbrechen gegen den 
Frieden, Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a ist eine Reproduktion von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a für 
den Bereich des subsidiären Schutzes und entspricht Artikel 1F Buchstabe a der Genfer Kon-
vention. Er sollte auf die gleiche Weise ausgelegt werden wie Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a, 
da der ihm zugrunde liegende Normzweck der gleiche ist und besagt, dass Menschen, die 
solche Taten begehen, als des internationalen Schutzes unwürdig gelten (siehe weiter oben 
2.2.2). Daher sind die in der Rechtsprechung des EuGH zum Ausschluss von der Flüchtlingsan-
erkennung formulierten Grundsätze auch in Fällen des Ausschlusses von der Gewährung sub-
sidiären Schutzes anzuwenden.

3.2.2	 Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b - Schwere Straftat

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b ist insofern genauso wie Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b und 
Artikel 1F Buchstabe b der Genfer Konvention aufgebaut, als eine schwere Straftat begangen 
worden sein muss. Geringfügige Delikte, die mit milden Strafen geahndet werden, können 
nach dieser Bestimmung kein Ausschlussgrund sein (siehe weiter oben 2.2.3.1 und 2.2.3.2). 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b weicht allerdings in zwei Aspekten von diesen Bestimmungen 
ab: Erstens umfasst der sachliche Anwendungsbereich dieser Bestimmung sowohl nichtpoliti-
sche als auch politische Straftaten. Zweitens besteht bezüglich der Begehung des/der Verbre-
chen(s) keine zeitliche oder territoriale Einschränkung. Das bedeutet, dass als Folge solcher 
Straftaten unabhängig von der Zeit und dem Ort ihrer Begehung die Ausschlussklausel ange-
wandt werden kann.

210 F. Boggia Cosadia, „Protection subsidiare et menace à l’ordre public: l’application de la clause d’exclusion de l’article 17(1)(d) de la directive 2004/83/CE du 
Conseil de l’Union européenne en France“, in V. Chetail und C. Laly-Chevalier (Hrsg.), Asile et extradition: Théorie et pratique de l’exclusion du statut de réfugié 
(Bruylant, 2014), S. 122; E. Guild und M. Garlick, „Refugee protection, counter-terrorism and exclusion in the European Union“ in Refugee Studies Quarterly, (29 
(4) 2010), S. 63; J. Mc Adam, „The European Qualification Directive:“„ “„The Creation of a Subsidiary Protection Regime“ in International Journal of Refugee Law 
(17, 2005), S. 461.
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Das Bundesverwaltungsgericht (Deutschland) stellte fest, dass das gewerbsmäßige Einschleu-
sen von Ausländern eine schwere Straftat im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b dar-
stellt. Nach Ansicht dieses Gerichts erfordert eine schwere Straftat ein Kapitalverbrechen oder 
eine sonstige Straftat, die in den meisten Rechtsordnungen als besonders schwerwiegend qua-
lifiziert ist und entsprechend strafrechtlich verfolgt wird. Daran gemessen ist die erwähnte 
Straftat eine solche von erheblicher Bedeutung im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b, 
weil sie mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft wird. Auch die 
konkrete Tatverwirklichung durch den Kläger war gewichtig, wie an der Verurteilung zu einer 
fünfjährigen Freiheitsstrafe deutlich wird. Das Gericht wies den Einwand des Klägers zurück, 
die von ihm begangenen Straftaten lägen weit zurück und es gehe von ihm keine gegenwärtige 
Gefahr aus. Nach Auffassung des deutschen Gerichts kann ein Antragsteller, der eine schwere 
Straftat begangen hat, als des Schutzes unwürdig erachtet werden und ist auszuschließen, 
auch wenn keine Wiederholungsgefahr (mehr) besteht und von dem Ausländer auch sonst 
keine aktuellen Gefahren für den Aufenthaltsstaat ausgehen.211

In Österreich bietet der Verfassungsgerichtshof Orientierung bei der Auslegung des Begriffs 
des Grades an Schwere, aufgrund dessen von der Gewährung subsidiären Schutzes ausge-
schlossen werden kann. In dieser Sache hob der Verfassungsgerichtshof eine Entscheidung 
des Asylgerichtshofs auf, mit der der von der zuständigen Behörde gewährte subsidiäre Schutz 
aberkannt worden war. Die Aufhebung erfolgte aufgrund der vom Antragsteller begangenen 
Diebstähle (Diebstahl, versuchter Diebstahl, Anstiftung bzw. sonstiger Beitrag zum Diebstahl, 
Unterschlagung, versuchte Entwendung). Der Verfassungsgerichtshof befand, dass die in 
Artikel  17 verlangte Schwere der Straftat nicht gegeben war. Damit schien der Gerichtshof 
die Möglichkeit eines Ausschlusses wegen einer erheblichen Zahl minderschwerer Vergehen 
zurückzuweisen und schränkte so den Anwendungsbereich eines kumulativen Ansatzes in der-
artigen Fällen ein. Der Antragsteller war zwar wegen der kleineren Vergehen verurteilt wor-
den, jedoch nicht wegen schwererer Straftaten, die eine höhere Strafe bedeutet hätten. Nach 
Auffassung des österreichischen Verfassungsgerichtshofs und seiner Auslegung von Artikel 17 
AR, können nur „schwere Straftaten“ zur Aberkennung des subsidiären Schutzes führen, nicht 
jedoch mehrere minderschwere Straftaten.212

In Frankreich prüfte der Verfassungsrat (Conseil Constitutionnel) zum einen die Verfassungs-
mäßigkeit des Gesetzes über die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern und das Recht auf 
Asyl, bot aber auch Orientierung bei der Auslegung des Begriffs „schwere Straftat“ zum Zweck 
des Ausschlusses von der Gewährung subsidiären Schutzes. Er befand, die Schwere einer Straf-
tat, die dazu führen kann, dass eine Person von der Gewährung subsidiären Schutzes ausge-
schlossen wird, könne nur vor dem Hintergrund des französischen Strafrechts geprüft werden. 
Es sei nur legitim, wenn das Parlament es dem Büro für den Schutz von Flüchtlingen und Staa-
tenlosen vorbehaltlich einer Überprüfung durch die Beschwerdekommission für Flüchtlinge 
(Commission des recours des réfugiés, das frühere Nationale Gericht für Asylrecht) überlasse, 
die praktische Situation des Antragstellers gründlich zu prüfen und dann zu entscheiden, ob 
die Handlungen in Anbetracht ihrer Natur, der Umstände, unter denen sie begangen wurden, 
und der Schwere des Verlustes für die Opfer einen schweren Verstoß gegen das normale Straf-
recht darstellen, der einen Ausschluss von der Gewährung subsidiären Schutzes rechtfertigt.213 
Die Vorgaben im Urteil des Verfassungsrates wurden dann vom Nationalen Gericht für Asyl-
recht und dem Staatsrat bei der Beurteilung der Schwere einer Straftat in Fällen der Anwen-
dung der einschlägigen Klausel über den Ausschluss von der Gewährung subsidiären Schutzes 

211 Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 25. März 2015, 1 C 16.14, DE:BVerwG:2015:250315U1C16.14.0, Rdnrn. 26ff.
212 Verfassungsgerichtshof (Österreich), Urteil vom 13. Dezember 2011, U 1907/10.
213 Verfassungsrat (Frankreich), Urteil vom 4. Dezember 2003, concernant la loi n°52-893 du 25 juillet 1952 relative au droit d’asile, Nr. 2003-485 DC.

http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?lang=de&ent=250315U1C16.14.0
http://www.conseil-constitutionnel.fr/conseil-constitutionnel/francais/les-decisions/acces-par-date/decisions-depuis-1959/2003/2003-485-dc/decision-n-2003-485-dc-du-04-decembre-2003.873.html
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angewandt. So erachtete beispielsweise der Gerichtshof Finanz- und Wirtschaftsstraftaten 
nicht als schwere Straftaten, da sie Menschen keinen Schaden zugefügt hätten.214

3.2.3	 Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c: Handlungen, die 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwiderlaufen

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c ist ein getreues Abbild von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c. 
Folglich ist die Auslegung durch den EuGH in seinem Urteil B und D maßgeblich (siehe weiter 
oben 2.2.4).

Das tschechische Oberste Verwaltungsgericht (Nejvyšší správní soud) befand, diese Ausschuss-
klausel müsse restriktiv ausgelegt werden und umfasse nicht alle Menschenrechtsverletzun-
gen. Eine Beteiligung an reinen Informationsgewinnungsaktivitäten könne nicht als Handlung 
betrachtet werden, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderläuft. In 
dem fraglichen Fall lebte der Antragsteller, ein kubanischer Staatsangehöriger, in der kommu-
nistischen Tschechoslowakei, wo er als Informant für die kubanische Regierung tätig war. Das 
tschechische Oberste Verwaltungsgericht wandte eine relativ hohe Schwelle an, die zeigt, dass 
er Ausschlussklauseln restriktiv auslegt und anwendet. Seiner Auffassung nach müssen zur 
Auslösung der Schwelle zur Aktivierung der Ausschlussklausel Handlungen aus schweren und 
fortgesetzten Menschenrechtsverletzungen bestehen, die einer Verfolgung gleichkommen215.

3.2.4	 Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d - Gefahr für die 
Allgemeinheit oder die Sicherheit des Mitgliedstaats

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d greift das Verbot der Zurückweisung in Artikel 33 Absatz 2 
Genfer Konvention auf. Diese Bestimmung unterscheidet sich von Artikel 1F der Genfer Kon-
vention. Artikel 1F der Genfer Konvention gilt, ähnlich wie Artikel 12 Absatz 2 der Neufassung 
der AR, für Personen, die begründete Furcht vor Verfolgung haben, aber aufgrund von in der 
Vergangenheit begangenen Handlungen keinen Anspruch auf internationalen Schutz haben. 
Artikel  33 der Genfer Konvention ist für Personen maßgeblich, die bereits als Flüchtlinge 
anerkannt wurden: Sie genießen mit der in Absatz 2 geregelten Ausnahme Schutz nach dem 
Grundsatz der „Nichtzurückweisung“. Artikel  33 Genfer Konvention war immer als Bestim-
mung gedacht, die als letztes Mittel herangezogen wird. Auf der einen Seite räumt diese Aus-
nahme Sicherheitsproblemen im Aufnahmestaat Vorrang vor potenziellen Risiken ein, denen 
ein anerkannter Flüchtling bei einer Rückkehr in sein Herkunftsland ausgesetzt sein könnte. 
Auf der anderen Seite verfügen Asylbehörden über einen Ermessensspielraum in polizeilichen 
und Sicherheitsangelegenheiten, der mit ihrem eigentlichen Auftrag nichts zu tun hat.216

Nach der französischen Rechtsprechung ist die Anwendung von Artikel  17 Absatz  1 Buch-
stabe  d  auf spezifische Fälle begrenzt, in denen schwerwiegende Gründe die Annahme 
rechtfertigen, dass der Antragsteller in Akte internationalen Terrorismus verwickelt war, der 
organisierten Kriminalität oder des internationalen Drogenhandels oder insbesondere unge-
heuerlicher sexueller Übergriffe verdächtigt wurde. Die fraglichen Handlungen können außer-
halb des Herkunftslandes des Antragstellers und nach oder vor dem Verlassen seines Landes 
begangen worden sein. In allen Fällen wurden die geprüften Handlungen im französischen 

214 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 23. Mai 2013, M.U., Nr. 11010862.
215 Nejvyšší správní soud (Tschechische Republik) Urteil vom 23. März 2011,J.S.A. gegen Innenministerium, 6 Azs 40/2010-70.
216 F. Boggia Cosadia, op. cit., FN 210, S. 137.

http://www.cnda.fr/content/download/34241/294949/version/1/file/Recueil_2013_VA.pdf
http://www.asylumlawdatabase.eu/en/case-law/czech-republic-supreme-administrative-court-23-march-2011-jsa-v-ministry-interior-6-azs
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Hoheitsgebiet und/oder im Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten vor der Ein-
reise des Antragstellers nach Frankreich begangen. Die Bestimmung kann allein oder in Verbin-
dung mit anderen Ausschlussklauseln angewandt werden. Für sich genommen wurde sie gegen 
einen Kosovaren angewandt, der Straftaten in den Bereichen Drogen- und Menschenhandel 
begangen und ein langes Vorstrafenregister vorzuweisen hatte.217 Gegen den Antragsteller 
hatte es mehrere Strafverfahren im Kosovo und in europäischen Ländern gegeben, und er war 
in der Schweiz zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren verurteilt worden. In einem anderen Fall 
ging es um einen türkischen Staatsangehörigen, der an einem Mordversuch in Belgien beteiligt 
war und später in den Niederlanden wegen „Mord, Drogendelikten, illegalen Waffenbesitzes, 
Entführung und Rückfallkriminalität“ zu einer Freiheitsstrafe von 16 Jahren verurteilt und dar-
über hinaus in der Türkei wegen Drogenhandel und Geldwäsche strafrechtlich verfolgt wurde. 
Ferner war er im Schengen-Raum ausgeschrieben.218 In einem weiteren Fall wurde Artikel 17 
Absatz 1 Buchstabe d in Verbindung mit Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b gegen marokkanische 
Staatsangehörige angewandt, die an terroristischen Taten und Aktivitäten beteiligt waren, 
entweder durch Anstiftung zur Begehung solcher Taten und durch Unterstützung der Täter219 
oder durch eher direkte Beteiligung an der Vorbereitung terroristischer Taten.220 Im ersten 
Fall war der Antragsteller ein marokkanischer Staatsangehöriger, gegen den ein von Interpol 
ausgestellter Haftbefehl wegen „Bildung einer kriminellen Vereinigung zur Begehung terroris-
tischer Taten“ und ein Auslieferungsersuchen der marokkanischen Behörden vorlagen, und 
auch die französischen Behörden waren auf ihn wegen seiner engen Beziehungen zur interna-
tionalen dschihadistischen Bewegung, insbesondere zu Al-Qaida, aufmerksam geworden. Im 
zweiten Fall ging es um einen Antragsteller, der in Frankreich wegen „Bildung einer kriminellen 
Vereinigung zur Vorbereitung terroristischer Taten“ zu fünf Jahren Haft verurteilt und lebens-
lang des Landes verwiesen wurde. Auch wenn er seine Strafe verbüßt hatte, galt er doch als 
Gefahr für die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die Sicherheit des Staates 
in Frankreich.

Im Fall einer nigerianischen Staatsangehörigen, die in Prostitution verwickelt gewesen war, 
wurde hingegen Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d nicht angewandt, sondern subsidiärer Schutz 
gewährt. Wegen Straftaten im Bereich Prostitution war sie zu einer Haftstrafe von 12 Monaten 
verurteilt worden. Danach war es ihr jedoch gelungen, sich von dem Netzwerk zu lösen, und 
sie hatte in einer Reihe von Strafverfahren gegen das Netzwerk ausgesagt. Ihr Strafmaß galt in 
Verbindung mit der Art der begangenen Straftaten nicht als ausreichend schwerwiegend, um 
den Schluss zuzulassen, sie sei eine Gefahr für die öffentliche Ordnung.221

3.3	 Artikel 17 Absatz 2

Bei der Anwendung von Artikel 17 Absatz 2 gelten die gleichen Grundsätze und Kriterien, wie 
sie in Artikel 12 Absatz 3 zur individuellen Verantwortlichkeit niedergelegt sind (siehe weiter 
oben Abschnitt 2.3).

217 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 29. Juni 2012, M. A., Nr. 10014511.
218 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 20. September 2012, M. M., Nr. 10018884.
219 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 21. April 2011, M. R., Nr. 10014066.
220 Nationales Gericht für Asylrecht (Frankreich), Urteil vom 15. Februar 2013, M. B., Nr. 10005048. 
221 Beschwerdekommission für Flüchtlinge (Frankreich), Entscheidung vom 1. Februar 2006, Mme. O., Nr. 533907.
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3.4	 Artikel 17 Absatz 3

Gemäß Artikel 17 Absatz 3 können die Mitgliedstaaten eine Person von der Gewährung subsidi-
ären Schutzes ausschließen, wenn sie Straftaten außerhalb des Geltungsbereichs von Absatz 1 
begangen hat. Es sei darauf hingewiesen, dass diese Ausschlussklausel im Hinblick auf subsidi-
ären Schutz weiter reicht als die die Flüchtlingsanerkennung betreffenden Klauseln. Allerdings 
müssen auch gemäß der AR (Neufassung) gewisse Kriterien erfüllt sein; so muss vor allem die 
Straftat vor der Aufnahme im Aufnahmestaat außerhalb dieses Landes begangen worden sein; 
es muss eine Straftat sein, die mit einer Freiheitsstrafe geahndet wird, und der Antragsteller 
muss aus dem entsprechenden Herkunftsland geflohen sein, um sich der Strafe zu entziehen.

Diese Bestimmung befasst sich mit dem Problem flüchtiger Rechtsbrecher. Straftaten, bei 
denen nach einer Verurteilung eine Haftstrafe zu verbüßen ist, und die vor der Aufnahme 
in einem Mitgliedstaat begangen wurden, hätten zur Folge, dass Personen von der Gewäh-
rung subsidiären Schutzes ausgeschlossen werden, wenn die Straftaten bei Begehung in dem 
betreffenden Mitgliedstaat ebenfalls mit einer Freiheitsstrafe bestraft würden. Diese Bestim-
mung gilt allerdings nur, wenn „die Person ihr Herkunftsland nur verlassen hat, um einer 
Bestrafung wegen dieser Straftaten zu entgehen“. Der eingeschränkte Geltungsbereich dieser 
Bestimmung wird deutlich an dem Wort „nur“, das darauf hinweist, dass eine Person, die aus 
verschiedenen Gründen geflohen ist, von denen einer gewesen sein mag, einer Bestrafung zu 
entgehen, nicht in den Geltungsbereich dieser Bestimmung fällt.



Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 der Anerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU) — 55

4.	 Verfahrensaspekte

4.1	 Wenn schwerwiegende Gründe die Annahme 
rechtfertigen

4.1.1	 Beweismaß

Es dürfte generell Einmütigkeit darüber bestehen, dass das Beweismaß bei der Bestimmung 
des Ausschlusses weniger verlangt als sowohl der strafrechtliche Standard (zweifelsfrei) als 
auch der zivilrechtliche Standard (Abwägung von Wahrscheinlichkeiten). 222 Im Hinblick auf den 
ersten Aspekt wies das Berufungsgericht des Vereinigtes Königreich in Al-Sirri gegen Staatsse-
kretär für das Innenministerium223 ausdrücklich das Argument zurück, es sei der strafrechtliche 
Standard anzuwenden; in der Folge wurde diese Auffassung vom Obersten Gericht bestätigt.224 
In gewisser Weise hängt die Einschätzung zwar von der jeweiligen Rechtstradition (Common 
Law oder Bürgerliches Recht) ab, doch wird generell die Ansicht vertreten, die Messlatte liege 
unterhalb einer Abwägung von Wahrscheinlichkeiten.225 Es scheint sich zunehmend die Auf-
fassung durchzusetzen, dass es besser ist, einfach die vom Normgeber gewählten Worte so zu 
verstehen, wie sie sind, und nicht zu versuchen, sie umschreiben zu wollen.226 In Al-Sirri kam 
das Oberste Gericht zu folgenden Schlüssen:

i.	 „Schwerwiegende Gründe“ ist stärker als „stichhaltige Gründe“.
ii.	D ie Beweismittel, aus denen diese Gründe abgeleitet werden, müssen „klar und glaubwür-

dig“ oder „stark“ sein.
iii.	 „Prüfen“ ist stärker als „verdächtigen“. Nach Auffassung [des Gerichtshofs] ist es auch stär-

ker als „annehmen“. Es erfordert eine eingehende Beurteilung durch den Entscheider.
iv.	D er Entscheider muss nicht zweifelsfrei oder mit dem im Strafrecht verlangten Maß zufrie-

den sein.
v.	 Es ist nicht erforderlich, nationale Beweismaße stäbe heranzuziehen. Die Umstände, unter 

denen die Flüchtlingseigenschaft beantragt wird, und die Art der verfügbaren Beweismit-
tel sind höchst unterschiedlich. Ist es jedoch nach Ansicht des Entscheiders wahrscheinli-
cher, dass der Antragsteller die fraglichen Verbrechen nicht begangen hat oder sich keine 
Straftaten hat zuschulden kommen lassen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen zuwiderlaufen, ist nur schwer vorstellbar, dass schwerwiegende Gründe zu der 
Annahme berechtigen sollten, er habe sie begangen oder sie sich zuschulden kommen 
lassen. In Wirklichkeit dürften kaum in ausreichendem Maße schwerwiegende Gründe zu 
der Annahme berechtigen, dass der Antragsteller schuldig ist, sofern nicht der Entschei-
der nach Abwägung der Wahrscheinlichkeiten zu dem Schluss kommt, dass er es ist. Es ist 
jedoch Aufgabe des Entscheiders, die Worte der Konvention (und der Richtlinie) im Einzel-
fall anzuwenden. 227

222 J.-Y. Carlier und P. d’Huart, „L’exclusion du statut de réfugié: cadre général“, in V. Chetail und C. Laly-Chevalier (Hrsg.), Asile et extradition: Théorie et pratique de 
l’exclusion du statut de réfugié (Bruylant, 2014), S. 7-9.
223 Berufungsgericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 151, Rdnrn. 33f.; siehe ferner Bundesberufungs-
gericht (Kanada), Sing gegen Kanada (Minister für Beschäftigung und Einwanderung), [2005] FCA 125.
224 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 75(4).
225 Siehe Bundesverwaltungsgericht (Deutschland), Urteil vom 24. November 2009, op. cit., FN 62, Rdnr. 35; Staatsrat (Frankreich), Urteil vom 18. Januar 2006, 
Nr. 225091.
226 Siehe erneut Berufungsgericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 151, Rdnr. 33; Oberstes Gericht 
(Neuseeland), Urteil vom 20. Oktober 2009, Tamile X gegen Berufungsbehörde für Flüchtlingsstatusangelegenheiten; Generalstaatsanwalt (Minister für Einwan-
derung) gegen Y, [2010] NZSC 107, [2011] 1 NZLR 721.
227 Oberstes Gericht (Vereinigtes Königreich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 75.
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Nach Auffassung des Berufungsgerichtes des Vereinigten Königreichs dürfte selbst die Abwä-
gung von Wahrscheinlichkeiten durch einen Entscheider vermutlich keinen Rechtsirrtum her-
vorrufen.228 Letztendlich spielen auch nationale Verfahrensordnungen bei der Bestimmung 
des anzuwendenden Standards eine Rolle, allerdings unter Berücksichtigung der vorstehen-
den Vorgaben.

Der sich auf schweizerische Rechtsprechung stützende UNHCR ist der Ansicht, dass „ein Aus-
schluss nicht eine Feststellung der Schuld im strafrechtlichen Sinne erfordert“, dass aber eine 
„Abwägung von Wahrscheinlichkeiten eine zu niedrige Schwelle darstellt“.229

4.1.2	 Beweislast

Die Beweislast für die Erfüllung der Ausschlusskriterien liegt beim Staat. Eine Umkehr der 
Beweislast ist jedoch möglich. Behauptet beispielsweise ein Antragsteller, hoher Funktionär 
eines Unterdrückungsregimes oder einer Organisation zu sein, die Gewaltverbrechen begeht, 
kann eine Ausschlussvermutung entstehen.

In Anlehnung an die Entscheidung des EuGH in B und D sind zwei Vermutungen legitim:

- Auf der kollektiven Ebene: Die Aufnahme einer Organisation in eine Liste wie die im Anhang 
des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931 enthaltene erlaubt die Feststellung, dass die Verei-
nigung, der die betreffende Person angehört hat, terroristischer Art ist. Dies ist ein Gesichts-
punkt, den die zuständige Stelle zu berücksichtigen hat, wenn sie in einem ersten Schritt 
prüft, ob die Vereinigung Handlungen begangen hat, die unter Artikel 12 Absatz 2 Buchsta-
ben b oder c fallen. Der EuGH wies jedoch darauf hin, dass die Umstände, unter denen eine 
Organisation in die genannte Liste aufgenommen wurde, nicht mit einer individuellen Wür-
digung der genauen tatsächlichen Umstände vergleichbar sind, die jeder Entscheidung, eine 
Person von der Anerkennung als Flüchtling auszuschließen, vorausgehen muss.230

- Auf der individuellen Ebene: Eine staatliche Stelle, die feststellt, dass die betreffende Per-
son eine hervorgehobene Position in einer sich terroristischer Methoden bedienenden Orga-
nisation innehatte, kann vermuten, dass diese Person eine individuelle Verantwortung für 
von dieser Organisation im relevanten Zeitraum begangene Handlungen trägt, jedoch bleibt 
nichtsdestoweniger die Prüfung sämtlicher erheblicher Umstände erforderlich, bevor die Ent-
scheidung erlassen werden kann, die betreffende Person von der Anerkennung als Flüchtling 
auszuschließen.231

4.1.3	 Strafrechtliche Verurteilung nicht erforderlich

Allgemein herrscht die Ansicht vor, dass der Antragsteller nicht wegen einer Straftat verur-
teilt worden sein muss.232 Zu berücksichtigen ist der wesentliche Inhalt der Straftat, und es 

228 Berufungsgericht (Vereinigtes Königreich), Urteil vom 9. Juli 2015, AN (Afghanistan) gegen Staatssekretär für das Innenministerium, [2015] EWCA Civ 684; 
ähnlich Nejvyšší správní soud (Tschechische Republik), J.S.A. gegen Innenministerium, op. cit., FN 215; es sei darauf hingewiesen, dass auch das Oberste Gericht 
von Kanada die Auffassung vertritt, dass der Begriff „aus schwerwiegenden Gründen die Annahme gerechtfertigt ist“ in Artikel 1F der Genfer Konvention weniger 
strikt ist als der in einem Strafprozess angewandte Begriff, dass er aber mehr als einen einfachen Verdacht verlangt; siehe Oberstes Gericht (Kanada), Ezokola 
gegen Kanada (Minister für Staatsbürgerschaft und Einwanderung), op. cit., FN 169, Rdnr. 101.
229 Siehe UNHCR, Hintergrundvermerk zur Anwendung der Ausschlussklauseln, Absatz 107.
230 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 90f.
231 Ebenda, Rdnr. 98.
232 Bitte beachten Sie, dass ein belgisches Gericht beim EuGH ein Vorabentscheidungsersuchen eingereicht und um Klärung dieser Frage gebeten hat: EuGH, 
Rechtssache C-573/14, Commissaire general aux réfugiés et aux apatrides gegen Mostafa Lounani, EU:T:2015:365; siehe z. B. Oberstes Gericht (Vereinigtes König-
reich), Al-Sirri gegen Staatssekretär für das Innenministerium, op. cit., FN 92, Rdnr. 71; Staatsrat (Niederlande), Urteil vom 15. Oktober 2014, ABRvS 201405219; 
UNHCR, Handbuch und Richtlinien über Verfahren und Kriterien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, op. cit., FN 103, Rdnr. 149.
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ist erforderlich, dass „[...] Beweismittel, die als belastbar erachtet wurden, insgesamt mit den 
feststehenden und unbestrittenen Grundlagen für eine relevante Form der strafrechtlichen 
Haftung in Einklang stehen“.233 Beispielsweise müsste ein Kind strafmündig sein und können 
Einreden wie Zwang von Belang sein. Damit stellt sich jedoch die Frage nach dem maßgebli-
chen strafrechtlichen Standard. Wie einige Kommentatoren meinen, müssten die Beweismittel 
mit den feststehenden und unbestrittenen Grundlagen für eine relevante Form der strafrecht-
lichen Haftung in Einklang stehen.234

In der Rechtsprechung nationaler Gerichte unterstrich beispielsweise das Oberste Verwal-
tungsgericht (korkein hallinto-oikeus) in Finnland, das Konzept des Ausschlusses von interna-
tionalem Schutz müsse von den strafrechtlichen Konzepten des Anklagens und Verurteilens 
getrennt werden. Es erfordere keine Feststellung der Schuld, kein Strafurteil und keine Ankla-
geerhebung. Der Beweis für einen Verdacht müsse jedoch belastbar, glaubwürdig, überzeu-
gend und ausgeprägter als ein Verdacht oder eine Behauptung sein. In diesem Fall wurde der 
Antragsteller im Einklang mit Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b von der Gewährung subsidiä-
ren Schutzes ausgeschlossen, weil er im Verdacht stand, in Finnland schwere Vergewaltigung 
begangen zu haben. Sein Fall war an die Staatsanwaltschaft zur Prüfung der Frage übergeben 
worden, ob Anklage erhoben werden sollte. Das Gericht entschied daher, dies reiche aus, um 
anhand „stichhaltiger Gründe“ den Verdacht zu haben, dass der Antragsteller eine schwere 
Straftat begangen hatte und ihn daher vom Schutz auszuschließen.235

4.2	 Individuelle Würdigung

Trotz des niedrigeren Beweismaßes haben die Grundprinzipien des fairen Verfahrens nach 
wie vor Bedeutung. Es ist klar, dass in jedem Fall eine individuelle Würdigung vorgenommen 
werden muss und nicht Vermutungen über kollektive Unschuld oder Schuld angestellt wer-
den dürfen.236 Zu den Arten von Beweismitteln, die Berücksichtigung finden können, gehören 
beispielsweise Herkunftslandinformationen (COI), Erklärungen des Antragstellers, darunter 
beispielsweise Geständnisse einer Beteiligung, glaubwürdige Zeugenaussagen, Anklagen vor 
einem internationalen Gericht und entsprechende Verurteilungen, Verurteilungen durch nati-
onale Gerichte (wobei von der Gewährleistung von Garantien für ein faires Verfahren aus-
gegangen wird) oder Auslieferungsersuchen. Ob solche Beweismittel zur Beantwortung der 
Frage herangezogen werden können, ob der Antragsteller individuelle Verantwortung für eine 
zum Ausschluss führende Handlung trägt, ist in jedem Einzelfall unter Würdigung der jeweili-
gen Umstände des Antragstellers zu prüfen.237

Der EuGH vertrat folgende Auffassung:

Dem Wortlaut dieser Bestimmung der Richtlinie 2004/83 ist zu entnehmen, dass 
die zuständige Stelle des betreffenden Mitgliedstaats diese Bestimmungen erst 

233 J.C. Hathaway und M. Foster, op. cit., FN 104, S. 536.
234 Ebenda., S. 536.
235 Oberstes Verwaltungsgericht (Finnland), Urteil vom 18. Februar 2014, KHO:2014:35 zur Wendung „schwerwiegende Gründe zu der Annahme berechtigen“ 
und zur Ausschlussschwelle.
236 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 87. Das Gericht war jedoch bereit, eine Vermutung individueller Verantwortung zu unterstützen, weil es in dem Fall um einen 
höheren Funktionär einer Organisation ging, die bekannterweise einschlägige Verbrechen begangen hatte (siehe Rdnr. 98). Siehe ferner UNHCR, Hintergrundver-
merk, op. cit., FN 135, Absatz 35.
237 Artikel 4 Absatz 3 der Neufassung der AR besagt: „Die Anträge auf internationalen Schutz sind individuell zu prüfen,...“, und daraus folgt, dass die einen Aus-
schluss betreffenden Fakten in die Prüfung des Antrags einfließen. Wichtig ist ferner, dass sich ein Entscheider bei der Prüfung aller Beweismittel kohärent verhält; 
so befand z. B. der Nejvyšší správní soud (Tschechische Republik) in seinem Urteil vom 2. August 2012, H.R. gegen Innenministerium, 5 Azs 2/2012-49, die Behörde 
habe einen Fehler begangen, weil sie einerseits die Aussage des Antragstellers für den Zweck einer Bewertung der Angst vor Verfolgung nicht für glaubwürdig 
befunden hatte, andererseits aber der Ansicht war, dass die gleiche Aussage (dass nämlich der Antragsteller während des Regimes von Saddam Hussein Angehö-
riger der irakischen Armee war) ein Beweismittel war, das für einen Ausschluss sprach.
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anwenden darf, nachdem sie in jedem Einzelfall eine Würdigung der genauen tatsäch-
lichen Umstände, die ihr bekannt sind, vorgenommen hat, um zu ermitteln, ob schwer-
wiegende Gründe zu der Annahme berechtigen, dass die Handlungen des Betreffenden, 
der im Übrigen die Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling erfüllt, unter 
einen der beiden Ausschlusstatbestände fallen.238

Weiter stellte der Gerichtshof fest: „Diese individuelle Verantwortung ist anhand sowohl objek-
tiver als auch subjektiver Kriterien zu klären“.239 Der EuGH bestätigte das Erfordernis einer 
„individuellen Würdigung der genauen tatsächlichen Umstände“ in jedem Einzelfall in einem 
späteren Urteil zu Artikel 24 Absatz 1, in dem er auf seine Entscheidung in B und D verwies.240

Der österreichische Asylgerichtshof stützte den Ausschluss eines Mitglieds der Taliban, der 
als Leibwächter eines Talibankommandanten tätig gewesen war, auf die allein auf den Anga-
ben des Antragstellers fußende Vermutung, er habe ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
begangen. Der österreichische Verfassungsgerichtshof ließ eine Beschwerde des Antragstellers 
zu, weil es der Entscheidung des Asylgerichtshofes an einer ausreichenden Grundlage fehlte. 
Der Asylgerichtshof hatte eine Vermutung bezüglich des Vorliegens eines Ausschlussgrundes 
allein aufgrund der Aussage des Antragstellers angestellt, ohne näher zu untersuchen, welche 
Aktionen dem Kommandanten des Antragstellers während der Taliban-Herrschaft zuzuschrei-
ben waren. Das untere Gericht hätte es ferner unterlassen, eine Würdigung der Art der Posi-
tion und der Verantwortlichkeiten des „Leibwächters“ eines Kommandanten im militärischen 
Gesamtsystem der Taliban vorzunehmen.241

238 B und D, op. cit., FN 7, Rdnr. 87.
239 Ebenda, Rdnr. 96.
240 H.T., op. cit., FN 130, Rdnrn. 84, 86 und 89.
241 Verfassungsgerichtshof (Österreich), Urteil vom 11. Juni 2012, U 1092/11.
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Anhang A - �Ausgewählte einschlägige 
internationale Bestimmungen

RÖMISCHES STATUT

Artikel 5

Der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen

Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs ist auf die schwersten Verbrechen beschränkt, welche 
die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren. Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs 
erstreckt sich in Übereinstimmung mit diesem Statut auf folgende Verbrechen:

(a) das Verbrechen des Völkermords;

(b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit;

(c) Kriegsverbrechen;

(d) das Verbrechen der Aggression (noch nicht in Kraft).

Artikel 6

Völkermord

Im Sinne dieses Statuts bedeutet „Völkermord“ jede der folgenden Handlungen, die in der 
Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche 
ganz oder teilweise zu zerstören:

(a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe;

(b) Zufügung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der 
Gruppe;

(c) vorsätzliche Unterwerfung der Gruppe unter Lebensbedingungen mit dem Ziel, ihre 
körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;

(d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der 
Gruppe gerichtet sind;

(e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe.
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Artikel 7

Verbrechen gegen die Menschlichkeit

1. Im Sinne dieses Statuts bedeutet „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ jede der folgenden 
Handlungen, die im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen die Zivil-
bevölkerung und in Kenntnis des Angriffs begangen wird:

(a) vorsätzliche Tötung;

(b) Ausrottung;

(c) Versklavung;

(d) Vertreibung oder zwangsweise Überführung der Bevölkerung;

(e) Freiheitsentzug oder sonstige schwere Beraubung der körperlichen Freiheit unter 
Verstoß gegen die Grundregeln des Völkerrechts;

(f) Folter;

(g) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, erzwungene Schwan-
gerschaft, Zwangssterilisation oder jede andere Form sexueller Gewalt von vergleichba-
rer Schwere;

(h) Verfolgung einer identifizierbaren Gruppe oder Gemeinschaft aus politischen, ras-
sischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen Gründen, Gründen des 
Geschlechts im Sinne des Absatzes 3 oder aus anderen nach dem Völkerrecht univer-
sell als unzulässig anerkannten Gründen im Zusammenhang mit einer in diesem Absatz 
genannten Handlung oder einem der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegenden 
Verbrechen;

(i) zwangsweises Verschwindenlassen von Personen;

(j) das Verbrechen der Apartheid;

(k) andere unmenschliche Handlungen ähnlicher Art, mit denen vorsätzlich große Leiden 
oder eine schwere Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit oder der geistigen 
oder körperlichen Gesundheit verursacht werden.

2. Im Sinne des Absatzes 1

(a) bedeutet „Angriff gegen die Zivilbevölkerung“ eine Verhaltensweise, die mit der 
mehrfachen Begehung der in Absatz 1 genannten Handlungen gegen eine Zivilbevölke-
rung verbunden ist, in Ausführung oder zur Unterstützung der Politik eines Staates oder 
einer Organisation, die einen solchen Angriff zum Ziel hat;

(b) umfasst „Ausrottung“ die vorsätzliche Unterwerfung unter Lebensbedingungen  - 
unter anderem das Vorenthalten des Zugangs zu Nahrungsmitteln und Medikamenten - 
mit dem Ziel, die Vernichtung eines Teiles der Bevölkerung herbeizuführen;
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(c) bedeutet „Versklavung“ die Ausübung aller oder einzelner mit einem Eigentumsrecht 
an einer Person verbundenen Befugnisse und umfasst die Ausübung dieser Befugnisse 
im Rahmen des Handels mit Menschen, insbesondere mit Frauen und Kindern;

(d) bedeutet „Vertreibung oder zwangsweise Überführung der Bevölkerung“ die erzwun-
gene, völkerrechtlich unzulässige Verbringung der betroffenen Personen durch Aus-
weisung oder andere Zwangsmaßnahmen aus dem Gebiet, in dem sie sich rechtmäßig 
aufhalten;

(e) bedeutet „Folter“, dass einer im Gewahrsam oder unter der Kontrolle des Beschul-
digten befindlichen Person vorsätzlich große körperliche oder seelische Schmerzen oder 
Leiden zugefügt werden; Folter umfasst jedoch nicht Schmerzen oder Leiden, die sich 
lediglich aus gesetzlich zulässigen Sanktionen ergeben, dazu gehören oder damit ver-
bunden sind;

(f) bedeutet „erzwungene Schwangerschaft“ die rechtswidrige Gefangenhaltung einer 
zwangsweise geschwängerten Frau in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung 
einer Bevölkerung zu beeinflussen oder andere schwere Verstöße gegen das Völkerrecht 
zu begehen. Diese Begriffsbestimmung ist nicht so auszulegen, als berühre sie nationale 
Gesetze in Bezug auf Schwangerschaft;

(g) bedeutet „Verfolgung“ den völkerrechtswidrigen, vorsätzlichen und schwerwiegen-
den Entzug von Grundrechten wegen der Identität einer Gruppe oder Gemeinschaft;

(h) bedeutet „Verbrechen der Apartheid“ unmenschliche Handlungen ähnlicher Art wie 
die in Absatz 1 genannten, die von einer rassischen Gruppe im Zusammenhang mit einem 
institutionalisierten Regime der systematischen Unterdrückung und Beherrschung einer 
oder mehrerer anderer rassischer Gruppen in der Absicht begangen werden, dieses 
Regime aufrechtzuerhalten;

(i) bedeutet „zwangsweises Verschwindenlassen von Personen“ die Festnahme, den Ent-
zug der Freiheit oder die Entführung von Personen durch einen Staat oder eine politi-
sche Organisation oder mit Ermächtigung, Unterstützung oder Duldung des Staates oder 
der Organisation, gefolgt von der Weigerung, diese Freiheitsberaubung anzuerkennen 
oder Auskunft über das Schicksal oder den Verbleib dieser Personen zu erteilen, in der 
Absicht, sie für längere Zeit dem Schutz des Gesetzes zu entziehen.

3. Im Sinne dieses Statuts bezieht sich der Ausdruck „Geschlecht“ auf beide Geschlechter, das 
männliche und das weibliche, im gesellschaftlichen Zusammenhang. Er hat keine andere als 
die vorgenannte Bedeutung.

Artikel 8

Kriegsverbrechen

1. Der Gerichtshof hat Gerichtsbarkeit in Bezug auf Kriegsverbrechen, insbesondere wenn 
diese als Teil eines Planes oder einer Politik oder als Teil der Begehung solcher Verbrechen in 
großem Umfang verübt werden.

2. Im Sinne dieses Statuts bedeutet „Kriegsverbrechen“
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(a) schwere Verletzungen der Genfer Abkommen vom 12. August 1949, nämlich jede der 
folgenden Handlungen gegen die nach dem jeweiligen Genfer Abkommen geschützten 
Personen oder Güter:

(i) vorsätzliche Tötung;

(ii) Folter oder unmenschliche Behandlung einschließlich biologischer Versuche;

(iii) vorsätzliche Verursachung großer Leiden oder schwere Beeinträchtigung der 
körperlichen Unversehrtheit oder der Gesundheit;

(iv) Zerstörung und Aneignung von Eigentum in großem Ausmaß, die durch militä-
rische Erfordernisse nicht gerechtfertigt sind und rechtswidrig und willkürlich vor-
genommen werden;

(v) Nötigung eines Kriegsgefangenen oder einer anderen geschützten Person zur 
Dienstleistung in den Streitkräften einer feindlichen Macht;

(vi) vorsätzlicher Entzug des Rechts eines Kriegsgefangenen oder einer anderen 
geschützten Person auf ein unparteiisches ordentliches Gerichtsverfahren;

(vii) rechtswidrige Verschleppung oder Versetzung oder rechtswidrige 
Gefangenhaltung;

(viii) Geiselnahme.

(b) andere schwere Verstöße gegen die innerhalb des feststehenden Rahmens des Völ-
kerrechts im internationalen bewaffneten Konflikt anwendbaren Gesetze und Gebräu-
che, nämlich jede der folgenden Handlungen:

(i) vorsätzliche Angriffe auf die Zivilbevölkerung als solche oder auf einzelne Zivil-
personen, die an den Feindseligkeiten nicht unmittelbar teilnehmen;

(ii) vorsätzliche Angriffe auf zivile Objekte, das heißt auf Objekte, die nicht militä-
rische Ziele sind;

(iii) vorsätzliche Angriffe auf Personal, Einrichtungen, Material, Einheiten oder 
Fahrzeuge, die an einer humanitären Hilfsmission oder friedenserhaltenden Mis-
sion in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen beteiligt sind, 
solange sie Anspruch auf den Schutz haben, der Zivilpersonen oder zivilen Objek-
ten nach dem internationalen Recht des bewaffneten Konflikts gewährt wird;

(iv) vorsätzliches Führen eines Angriffs in der Kenntnis, dass dieser auch Verluste 
an Menschenleben, die Verwundung von Zivilpersonen, die Beschädigung ziviler 
Objekte oder weitreichende, langfristige und schwere Schäden an der natürlichen 
Umwelt verursachen wird, die eindeutig in keinem Verhältnis zu dem insgesamt zu 
erwartenden konkreten und unmittelbaren militärischen Vorteil stehen;
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(v) der Angriff auf unverteidigte Städte, Dörfer, Wohnstätten oder Gebäude, die 
nicht militärische Ziele sind, oder deren Beschießung, gleichviel mit welchen 
Mitteln;

(vi) die Tötung oder Verwundung eines die Waffen streckenden oder wehrlosen 
Kombattanten, der sich auf Gnade oder Ungnade ergeben hat;

(vii) der Missbrauch der Parlamentärflagge oder der militärischen Abzeichen oder 
der Uniform des Feindes oder der Vereinten Nationen sowie der Schutzzeichen der 
Genfer Abkommen, wodurch Tod oder schwere Verletzungen verursacht werden;

(viii) die unmittelbare oder mittelbare Überführung durch die Besatzungsmacht 
eines Teiles ihrer eigenen Zivilbevölkerung in das von ihr besetzte Gebiet oder die 
Vertreibung oder Überführung der Gesamtheit oder eines Teiles der Bevölkerung 
des besetzten Gebiets innerhalb desselben oder aus diesem Gebiet;

(ix) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, die dem Gottesdienst, der Erziehung, der 
Kunst, der Wissenschaft oder der Wohltätigkeit gewidmet sind, auf geschichtliche 
Denkmäler, Krankenhäuser und Sammelplätze für Kranke und Verwundete, sofern 
es nicht militärische Ziele sind;

(x) die körperliche Verstümmelung von Personen, die sich in der Gewalt einer geg-
nerischen Partei befinden, oder die Vornahme medizinischer oder wissenschaft-
licher Versuche jeder Art an diesen Personen, die nicht durch deren ärztliche, 
zahnärztliche oder Krankenhausbehandlung gerechtfertigt sind oder in ihrem Inte-
resse durchgeführt werden und zu ihrem Tod führen oder ihre Gesundheit ernst-
haft gefährden;

(xi) die meuchlerische Tötung oder Verwundung von Angehörigen des feindlichen 
Volkes oder Heeres;

(xii) die Erklärung, dass kein Pardon gegeben wird;

(xiii) die Zerstörung oder Beschlagnahme feindlichen Eigentums, sofern diese nicht 
durch die Erfordernisse des Krieges zwingend geboten ist;

(xiv) die Erklärung, dass Rechte und Forderungen von Angehörigen der Gegenpar-
tei aufgehoben, zeitweilig ausgesetzt oder vor Gericht nicht einklagbar sind;

(xv) der Zwang gegen Angehörige der Gegenpartei, an den Kriegshandlungen 
gegen ihr eigenes Land teilzunehmen, selbst wenn sie bereits vor Ausbruch des 
Krieges im Dienst des Kriegführenden standen;

(xvi) die Plünderung einer Stadt oder Ansiedlung, selbst wenn sie im Sturm genom-
men wurde;

(xvii) die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen;

(xviii) die Verwendung erstickender, giftiger oder gleichartiger Gase sowie aller 
ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen;
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(xix) die Verwendung von Geschossen, die sich im Körper des Menschen leicht aus-
dehnen oder flachdrücken, beispielsweise Geschosse mit einem harten Mantel, 
der den Kern nicht ganz umschließt oder mit Einschnitten versehen ist;

(xx) die Verwendung von Waffen, Geschossen, Stoffen und Methoden der Krieg-
führung, die geeignet sind, überflüssige Verletzungen oder unnötige Leiden zu ver-
ursachen, oder die unter Verstoß gegen das internationale Recht des bewaffneten 
Konflikts ihrer Natur nach unterschiedslos wirken, vorausgesetzt, dass diese Waf-
fen, Geschosse, Stoffe und Methoden der Kriegführung Gegenstand eines umfas-
senden Verbots und auf Grund einer Änderung entsprechend den einschlägigen 
Bestimmungen in den Artikeln 121 und 123 in einer Anlage dieses Statuts enthal-
ten sind;

(xxi) die Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere eine entwürdi-
gende und erniedrigende Behandlung;

(xxii) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, erzwungene 
Schwangerschaft im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 Buchstabe f, Zwangssterilisation 
oder jede andere Form sexueller Gewalt, die ebenfalls eine schwere Verletzung 
der Genfer Abkommen darstellt;

(xxiii) die Benutzung der Anwesenheit einer Zivilperson oder einer anderen 
geschützten Person, um Kampfhandlungen von gewissen Punkten, Gebieten oder 
Streitkräften fernzuhalten;

(xxiv) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, Material, Sanitätseinheiten, Sanitätstrans-
portmittel und Personal, die in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht mit den 
Schutzzeichen der Genfer Abkommen versehen sind;

(xxv) das vorsätzliche Aushungern von Zivilpersonen als Methode der Kriegführung 
durch das Vorenthalten der für sie lebensnotwendigen Gegenstände, einschließ-
lich der vorsätzlichen Behinderung von Hilfslieferungen, wie sie nach den Genfer 
Abkommen vorgesehen sind;

(xxvi) die Zwangsverpflichtung oder Eingliederung von Kindern unter fünfzehn Jah-
ren in die nationalen Streitkräfte oder ihre Verwendung zur aktiven Teilnahme an 
Feindseligkeiten;

(c) im Fall eines bewaffneten Konflikts, der keinen internationalen Charakter hat, schwere 
Verstöße gegen den gemeinsamen Artikel 3 der vier Genfer Abkommen von 1949, näm-
lich die Verübung jeder der folgenden Handlungen gegen Personen, die nicht unmittel-
bar an den Feindseligkeiten teilnehmen, einschließlich der Angehörigen der Streitkräfte, 
welche die Waffen gestreckt haben, und der Personen, die durch Krankheit, Verwun-
dung, Gefangennahme oder eine andere Ursache außer Gefecht befindlich sind:

(i) Angriffe auf Leib und Leben, insbesondere vorsätzliche Tötung jeder Art, Ver-
stümmelung, grausame Behandlung und Folter;

(ii) die Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere eine entwürdi-
gende und erniedrigende Behandlung;
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(iii) Geiselnahme;

(iv) Verurteilungen und Hinrichtungen ohne vorhergehendes Urteil eines ordent-
lich bestellten Gerichts, das die allgemein als unerlässlich anerkannten Rechtsga-
rantien bietet;

(d) Absatz 2 Buchstabe c findet Anwendung auf bewaffnete Konflikte, die keinen inter-
nationalen Charakter haben, und somit nicht auf Fälle innerer Unruhen und Spannungen 
wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten oder andere ähnliche Handlungen;

(e) andere schwere Verstöße gegen die innerhalb des feststehenden Rahmens des Völ-
kerrechts im internationalen bewaffneten Konflikt anwendbaren Gesetze und Gebräu-
che, nämlich jede der folgenden Handlungen:

(i) vorsätzliche Angriffe auf die Zivilbevölkerung als solche oder auf einzelne Zivil-
personen, die an den Feindseligkeiten nicht unmittelbar teilnehmen;

(ii) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, Material, Sanitätseinheiten, Sanitätstrans-
portmittel und Personal, die in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht mit den 
Schutzzeichen der Genfer Abkommen versehen sind;

(iii) vorsätzliche Angriffe auf Personal, Einrichtungen, Material, Einheiten oder 
Fahrzeuge, die an einer humanitären Hilfsmission oder friedenserhaltenden Mis-
sion in Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen beteiligt sind, 
solange sie Anspruch auf den Schutz haben, der Zivilpersonen oder zivilen Objek-
ten nach dem internationalen Recht des bewaffneten Konflikts gewährt wird;

(iv) vorsätzliche Angriffe auf Gebäude, die dem Gottesdienst, der Erziehung, der 
Kunst, der Wissenschaft oder der Wohltätigkeit gewidmet sind, auf geschichtliche 
Denkmäler, Krankenhäuser und Sammelplätze für Kranke und Verwundete, sofern 
es nicht militärische Ziele sind;

(v) die Plünderung einer Stadt oder Ansiedlung, selbst wenn sie im Sturm genom-
men wurde;

(vi) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, erzwungene 
Schwangerschaft im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 Buchstabe f, Zwangssterilisation 
oder jede andere Form sexueller Gewalt, die ebenfalls einen schweren Verstoß 
gegen den gemeinsamen Artikel 3 der vier Genfer Abkommen darstellt;

(vii) die Zwangsverpflichtung oder Eingliederung von Kindern unter fünfzehn Jah-
ren in Streitkräfte oder bewaffnete Gruppen oder ihre Verwendung zur aktiven 
Teilnahme an Feindseligkeiten;

(viii) die Anordnung der Verlegung der Zivilbevölkerung aus Gründen im Zusammen-
hang mit dem Konflikt, sofern dies nicht im Hinblick auf die Sicherheit der betreffen-
den Zivilpersonen oder aus zwingenden militärischen Gründen geboten ist;

(ix) die meuchlerische Tötung oder Verwundung eines gegnerischen Kombattanten;



66 — Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 der Anerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU)

(x) die Erklärung, dass kein Pardon gegeben wird;

(xi) die körperliche Verstümmelung von Personen, die sich in der Gewalt einer 
anderen Konfliktpartei befinden, oder die Vornahme medizinischer oder wissen-
schaftlicher Versuche jeder Art an diesen Personen, die nicht durch deren ärztli-
che, zahnärztliche oder Krankenhausbehandlung gerechtfertigt sind oder in ihrem 
Interesse durchgeführt werden und zu ihrem Tod führen oder ihre Gesundheit 
ernsthaft gefährden;

(xii) die Zerstörung oder Beschlagnahme gegnerischen Eigentums, sofern diese 
nicht durch die Erfordernisse des Konflikts zwingend geboten ist;

(xiii) die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen;

(xiv) die Verwendung erstickender, giftiger oder gleichartiger Gase sowie aller ähn-
lichen Flüssigkeiten, Stoffe oder Vorrichtungen;

(xv) die Verwendung von Geschossen, die sich im Körper des Menschen leicht aus-
dehnen oder flachdrücken, beispielsweise Geschosse mit einem harten Mantel, 
der den Kern nicht ganz umschließt oder mit Einschnitten versehen ist.

(f) Absatz 2 Buchstabe e findet Anwendung auf bewaffnete Konflikte, die keinen interna-
tionalen Charakter haben, und somit nicht auf Fälle innerer Unruhen und Spannungen 
wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten oder andere ähnliche Handlungen. Er 
findet Anwendung auf bewaffnete Konflikte, die im Hoheitsgebiet eines Staates stattfin-
den, wenn zwischen den staatlichen Behörden und organisierten bewaffneten Gruppen 
oder zwischen solchen Gruppen ein lang anhaltender bewaffneter Konflikt besteht.

3. Absatz 2 Buchstaben c und e berührt nicht die Verantwortung einer Regierung, die öffentli-
che Ordnung im Staat aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen oder die Einheit und terri-
toriale Unversehrtheit des Staates mit allen rechtmäßigen Mitteln zu verteidigen.

Artikel 25

Individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit

1. Der Gerichtshof hat auf Grund dieses Statuts Gerichtsbarkeit über natürliche Personen.

2. Wer ein der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegendes Verbrechen begeht, ist dafür in 
Übereinstimmung mit diesem Statut individuell verantwortlich und strafbar.

3. In Übereinstimmung mit diesem Statut ist für ein der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs 
unterliegendes Verbrechen strafrechtlich verantwortlich, wer

(a) ein solches Verbrechen selbst, gemeinschaftlich mit einem anderen oder durch einen 
anderen begeht, gleichviel ob der andere strafrechtlich verantwortlich ist;

(b) die Begehung eines solchen Verbrechens, das tatsächlich vollendet oder versucht 
wird, anordnet, dazu auffordert oder dazu anstiftet;
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(c) zur Erleichterung eines solchen Verbrechens Beihilfe oder sonstige Unterstützung bei 
seiner Begehung oder versuchten Begehung leistet, einschließlich der Bereitstellung der 
Mittel für die Begehung;

(d) auf sonstige Weise zur Begehung oder versuchten Begehung eines solchen Verbre-
chens durch eine mit einem gemeinsamen Ziel handelnde Gruppe von Personen bei-
trägt. Ein derartiger Beitrag muss vorsätzlich sein und entweder:

(i) mit dem Ziel geleistet werden, die kriminelle Tätigkeit oder die strafbare Absicht 
der Gruppe zu fördern, soweit sich diese auf die Begehung eines der Gerichtsbar-
keit des Gerichtshofs unterliegenden Verbrechens beziehen, oder

(ii) in Kenntnis des Vorsatzes der Gruppe, das Verbrechen zu begehen, geleistet 
werden;

(e) in Bezug auf das Verbrechen des Völkermords andere unmittelbar und öffentlich zur 
Begehung von Völkermord aufstachelt;

(f) versucht, ein solches Verbrechen zu begehen, indem er eine Handlung vornimmt, die 
einen wesentlichen Schritt zum Beginn seiner Ausführung darstellt, wobei es jedoch auf 
Grund von Umständen, die vom Willen des Täters unabhängig sind, nicht zur Tatausfüh-
rung kommt. Wer jedoch die weitere Ausführung des Verbrechens aufgibt oder dessen 
Vollendung auf andere Weise verhindert, ist auf Grund dieses Statuts für den Versuch 
des Verbrechens nicht strafbar, wenn er das strafbare Ziel vollständig und freiwillig auf-
gegeben hat.

4. Die Bestimmungen dieses Statuts betreffend die individuelle strafrechtliche Verantwortlich-
keit berühren nicht die Verantwortung der Staaten nach dem Völkerrecht.

Artikel 28

Verantwortlichkeit militärischer Befehlshaber und anderer Vorgesetzter

Neben anderen Gründen für die strafrechtliche Verantwortlichkeit auf Grund dieses Statuts 
für der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen gilt Folgendes:

(a) Ein militärischer Befehlshaber oder eine tatsächlich als militärischer Befehlshaber 
handelnde Person ist strafrechtlich verantwortlich für der Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofs unterliegende Verbrechen, die von Truppen unter seiner oder ihrer tatsächlichen 
Befehls- bzw. Führungsgewalt und Kontrolle als Folge seines oder ihres Versäumnisses 
begangen wurden, eine ordnungsgemäße Kontrolle über diese Truppen auszuüben, 
wenn:

(i) der betreffende militärische Befehlshaber oder die betreffende Person wusste 
oder auf Grund der zu der Zeit gegebenen Umstände hätte wissen müssen, dass 
die Truppen diese Verbrechen begingen oder zu begehen im Begriff waren, und

(ii) der betreffende militärische Befehlshaber oder die betreffende Person nicht 
alle in seiner oder ihrer Macht stehenden erforderlichen und angemessenen Maß-
nahmen ergriff, um ihre Begehung zu verhindern oder zu unterbinden oder die 
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Angelegenheit den zuständigen Behörden zur Untersuchung und Strafverfolgung 
vorzulegen.

(b) In Bezug auf unter Buchstabe a nicht beschriebene Vorgesetzten- und Untergebe-
nenverhältnisse ist ein Vorgesetzter strafrechtlich verantwortlich für der Gerichtsbarkeit 
des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen, die von Untergebenen unter seiner tatsäch-
lichen Führungsgewalt und Kontrolle als Folge seines Versäumnisses begangen wurden, 
eine ordnungsgemäße Kontrolle über diese Untergebenen auszuüben, wenn:

(i) der Vorgesetzte entweder wusste, dass die Untergebenen solche Verbrechen 
begingen oder zu begehen im Begriff waren, oder eindeutig darauf hinweisende 
Informationen bewusst außer Acht ließ;

(ii) die Verbrechen Tätigkeiten betrafen, die unter die tatsächliche Verantwortung 
und Kontrolle des Vorgesetzten fielen, und

(iii) der Vorgesetzte nicht alle in seiner Macht stehenden erforderlichen und ange-
messenen Maßnahmen ergriff, um ihre Begehung zu verhindern oder zu unter-
binden oder die Angelegenheit den zuständigen Behörden zur Untersuchung und 
Strafverfolgung vorzulegen.

Artikel 30

Subjektive Tatbestandsmerkmale

1. Sofern nichts anderes bestimmt, ist eine Person für ein der Gerichtsbarkeit des Gerichts-
hofs unterliegendes Verbrechen nur dann strafrechtlich verantwortlich und strafbar, wenn die 
objektiven Tatbestandsmerkmale vorsätzlich und wissentlich verwirklicht werden.

2. „Vorsatz“ im Sinne dieses Artikels liegt vor, wenn die betreffende Person:

(a) im Hinblick auf ein Verhalten dieses Verhalten setzen will;

(b) im Hinblick auf die Folgen diese Folgen herbeiführen will oder ihr bewusst ist, dass 
diese im gewöhnlichen Verlauf der Ereignisse eintreten werden.

3. „Wissen“ im Sinne dieses Artikels bedeutet das Bewusstsein, dass ein Umstand vorliegt 
oder dass im gewöhnlichen Verlauf der Ereignisse eine Folge eintreten wird. „Wissentlich“ und 
„Wissen“ sind entsprechend auszulegen.

Artikel 31

Gründe für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

1. Neben anderen in diesem Statut vorgesehenen Gründen für den Ausschluss der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit ist strafrechtlich nicht verantwortlich, wer zur Zeit des fraglichen 
Verhaltens
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(a) wegen einer seelischen Krankheit oder Störung unfähig ist, die Rechtswidrigkeit oder 
Art seines Verhaltens zu erkennen oder dieses so zu steuern, dass es den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht;

(b) wegen eines Rauschzustands unfähig ist, die Rechtswidrigkeit oder Art seines Ver-
haltens zu erkennen oder dieses so zu steuern, dass es den gesetzlichen Anforderungen 
entspricht, sofern er sich nicht freiwillig und unter solchen Umständen berauscht hat, 
unter denen er wusste oder in Kauf nahm, dass er sich infolge des Rausches wahrschein-
lich so verhält, dass der Tatbestand eines der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterlie-
genden Verbrechens erfüllt wird;

(c) in angemessener Weise handelt, um sich oder einen anderen oder, im Fall von Kriegs-
verbrechen, für sich oder einen anderen lebensnotwendiges oder für die Ausführung 
eines militärischen Einsatzes unverzichtbares Gut vor einer unmittelbar drohenden und 
rechtswidrigen Anwendung von Gewalt in einer Weise zu verteidigen, die in einem ange-
messenen Verhältnis zum Umfang der ihm, dem anderen oder dem geschützten Gut 
drohenden Gefahr steht. Die Teilnahme an einem von Truppen durchgeführten Verteidi-
gungseinsatz stellt für sich genommen keinen Grund für den Ausschluss der strafrechtli-
chen Verantwortlichkeit nach diesem Buchstaben dar;

(d) wegen einer ihm selbst oder einem anderen unmittelbar drohenden Gefahr für das 
Leben oder einer dauernden oder unmittelbar drohenden Gefahr schweren körperli-
chen Schadens zu einem Verhalten genötigt ist, das angeblich den Tatbestand eines der 
Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegenden Verbrechens erfüllt, und in notwendi-
ger und angemessener Weise handelt, um diese Gefahr abzuwenden, sofern er nicht 
größeren Schaden zuzufügen beabsichtigt als den, den er abzuwenden trachtet. Eine 
solche Gefahr kann entweder:

(i) von anderen Personen ausgehen; oder

(ii) durch andere Umstände bedingt sein, die von ihm nicht zu vertreten sind.

2. Der Gerichtshof entscheidet über die Anwendbarkeit der in diesem Statut vorgesehenen 
Gründe für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlichkeit auf die anhängige Sache.

3. Bei der Verhandlung kann der Gerichtshof einen anderen als die in Absatz  1 genannten 
Gründe für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in Betracht ziehen, sofern 
dieser aus dem anwendbaren Recht nach Artikel 21 abgeleitet ist. Das entsprechende Verfah-
ren ist in der Verfahrens- und Beweisordnung festzulegen.

Artikel 32

Tat- oder Rechtsirrtum

1. Ein Tatirrtum ist nur dann ein Grund für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlich-
keit, wenn er die für den Verbrechenstatbestand erforderlichen subjektiven Tatbestandsmerk-
male aufweist.

2. Ein Rechtsirrtum im Hinblick auf die Frage, ob ein bestimmtes Verhalten den Tatbestand 
eines der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegenden Verbrechens erfüllt, ist kein Grund 
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für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Ein Rechtsirrtum kann jedoch ein 
Grund für den Ausschluss der strafrechtlichen Verantwortlichkeit sein, wenn er die für den 
Verbrechenstatbestand erforderlichen subjektiven Tatbestandsmerkmale aufhebt oder wenn 
die in Artikel 33 genannten Umstände vorliegen.

Artikel 33

Anordnungen Vorgesetzter und gesetzliche Vorschriften

1. Die Tatsache, dass ein der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegendes Verbrechen 
auf Anordnung einer Regierung oder eines militärischen oder zivilen Vorgesetzten begangen 
wurde, enthebt den Täter nicht der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, es sei denn:

(a) der Täter war gesetzlich verpflichtet, den Anordnungen der betreffenden Regierung 
oder des betreffenden Vorgesetzten Folge zu leisten;

(b) der Täter wusste nicht, dass die Anordnung rechtswidrig ist; und

(c) die Anordnung war nicht offensichtlich rechtswidrig.

2. Anordnungen zur Begehung von Völkermord oder von Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
sind im Sinne dieses Artikels offensichtlich rechtswidrig.

Charta der Vereinten Nationen

Artikel 1

Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:

1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck 
wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten 
und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und 
internationale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könn-
ten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völker-
rechts zu bereinigen oder beizulegen;

2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu ent-
wickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu treffen;

3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des 
Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen;

4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung 
dieser gemeinsamen Ziele aufeinander abgestimmt werden.
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Artikel 2

Die Organisation und ihre Mitglieder handeln im Verfolg der in Artikel 1 dargelegten Ziele nach 
folgenden Grundsätzen:

1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer 
Mitglieder.

2. Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen allen die aus der Mitgliedschaft erwachsenden 
Rechte und Vorteile zu sichern, nach Treu und Glauben die Verpflichtungen, die sie mit 
dieser Charta übernehmen.

3. Alle Mitglieder legen ihre internationalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel so bei, 
dass der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet 
werden.

4. Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die terri-
toriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder 
sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung 
von Gewalt.

5. Alle Mitglieder leisten den Vereinten Nationen jeglichen Beistand bei jeder Maß-
nahme, welche die Organisation im Einklang mit dieser Charta ergreift; sie leisten einem 
Staat, gegen den die Organisation Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen ergreift, kei-
nen Beistand.

6. Die Organisation trägt dafür Sorge, dass Staaten, die nicht Mitglieder der Vereinten 
Nationen sind, insoweit nach diesen Grundsätzen handeln, als dies zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlich ist.

7. Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Eingreifen in Angele-
genheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, oder 
eine Verpflichtung der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund 
dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von Zwangs-
maßnahmen nach Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt.
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Anhang B - Entscheidungsbäume
Vorbemerkungen

Die nachstehend abgebildeten Entscheidungsbäume sollen Mitgliedern von Gerichten in Fäl-
len Hilfestellung bieten, in denen über die Anwendung von Ausschlussklauseln entschieden 
wird. Es sei darauf hingewiesen, dass sich die Ausschlussgründe bis zu einem gewissen Grad 
überschneiden können. In einem bestimmten Fall kann möglicherweise mehr als ein Aus-
schlussgrund angewandt werden, entweder auf verschiedene Handlungen oder Straftaten 
oder im Hinblick auf das gleiche Verhalten, das beispielsweise eine schwere nichtpolitische 
Straftat sowie Handlungen darstellen kann, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen zuwiderlaufen. Dies sollten Mitglieder von Gerichten bei der Verwendung dieser 
Entscheidungsbäume bedenken.

Folgende allgemeine Erwägungen gelten für alle Entscheidungsbäume:

•	Weisen die Fakten des Falls nicht darauf hin, dass die maßgeblichen Handlungen während 
eines bewaffneten Konflikts begangen wurden, kann nicht von „Kriegsverbrechen“ gespro-
chen werden.

•	Weisen die Fakten des Falls nicht darauf hin, dass die maßgeblichen Handlungen während 
eines internationalen bewaffneten Konflikts begangen wurden, kann nicht von „Verbrechen 
gegen den Frieden“ gesprochen werden.

•	War der Antragsteller zum Zeitpunkt der Begehung der Handlung, mit der er in Verbindung 
gebracht wird, noch nicht strafmündig, können keine Ausschlussklauseln angewandt werden.

Artikel 12 - Flüchtlingsschutz

Artikel 12 Absatz 1 AR
Artikel 12 Absatz 1 befasst sich mit Personen, die von der Anerkennung als Flüchtling ausge-
schlossen sind, da sie keinen Flüchtlingsschutz benötigen. Er besteht aus zwei Unterabsätzen, 
die voneinander unabhängig geprüft werden können.
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a AR
A. Genießt der Antragsteller bereits Schutz gemäß Artikel 1D der Genfer Konvention durch 
das UNRWA / Organisationen oder Institutionen der Vereinten Nationen mit Ausnahme 
des UNHCR?

1.	H atte der Antragsteller im gesamten Zeitraum zwischen Juni 1946 und Mai 
1948 seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Palästina

und
hat er als Ergebnis des Konflikts von 1948 sowohl sein Heim als auch seine 
Existenzgrundlage verloren

oder
war er als Ergebnis des Konflikts von 1967 auf Dauer vertrieben?
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UND
2.	H at der Antragsteller tatsächlich Beistand des UNRWA in Anspruch 

genommen?
a.	 Es sollte ein Nachweis der Registrierung beim UNRWA vorliegen;
b.	L iegt ein solcher Registrierungsnachweis nicht vor, kann der Antrag-

steller auf anderem Wege einen Nachweis des erhaltenen Beistands 
erbringen.

UND
3.	 Wurde ein solcher Schutz „aus irgendeinem Grund nicht länger gewährt“?

a.	 Besteht das UNRWA noch oder ist es in der Lage, in seinem Einsatzge-
biet seinen Auftrag zu erfüllen?

b.	 War der Antragsteller gezwungen, das Einsatzgebiet des UNRWA zu ver-
lassen? (z. B.: Sein Leben war in Gefahr und die Agentur konnte nicht 
garantieren, dass seine Lebensbedingungen in diesem Gebiet den Zielen 
der Agentur entsprechen konnten)

c.	 Wäre es für den Antragsteller möglich, in ein Mandatsgebiet des UNRWA 
zurückzukehren und sich wieder unter Schutz zu stellen?

Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b AR
B. Steht der Antragsteller bereits unter dem Schutz der zuständigen Behörden seines 
Aufenthaltslandes?

1.	 Genießt der Antragsteller „Rechte und Pflichten, die mit dem Besitz der Staats-
angehörigkeit dieses Landes verknüpft sind“?
a.	I st der Antragsteller zumindest gegen Abschiebung und Ausweisung aus 

dem Aufenthaltsland geschützt?
b.	 Genießt der Antragsteller während seines Aufenthalts im Hoheitsgebiet des 

Landes Freizügigkeit?
Dazu sollte auch das Recht gehören, das Land zu verlassen und wieder dorthin 
einzureisen.

c.	K ann bei diesem Schutzniveau davon ausgegangen werden, dass der 
Antragsteller wirksam geschützt ist und daher nicht als Flüchtling angese-
hen werden kann?

UND
2.	H at der Antragsteller in einem Land tatsächlich Wohnsitz genommen?

a.	I st der Antragsteller nachweislich nicht nur auf der Durchreise oder auf 
Besuch bei jemandem?

b.	H at der Antragsteller auf glaubwürdige Weise mit Blick auf seine persön-
lichen Interessen und/oder die seiner Familie dauerhaften Aufenthalt 
genommen?

C. Ausschluss vom Flüchtlingsschutz
Sind die in Abschnitt A aufgeführten kumulativen Kriterien erfüllt, ist der Antragsteller nicht 
vom Schutz durch Gewährung der Flüchtlingseigenschaft abhängig, da er bereits den Schutz 
der Vereinten Nationen genießt.
Sind die in Abschnitt B aufgeführten kumulativen Kriterien erfüllt, ist der Antragsteller nicht 
vom Schutz durch Gewährung der Flüchtlingseigenschaft abhängig, da er bereits den Schutz 
des Aufenthaltslandes genießt.
Das Ergebnis lautet in beiden Fällen, dass der Antragsteller vom Flüchtlingsschutz ausge-
schlossen werden kann.
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Artikel 12 Absatz 2 AR
Artikel 12 Absatz 2 befasst sich mit Personen, die von der Anerkennung als Flüchtling ausge-
schlossen sind, weil sie als dieses Schutzes unwürdig erachtet werden. Die drei Unterabsätze 
in Artikel 12 Absatz 2 Buchstaben a, b und c sind nicht hierarchisch zu verstehen. Je nach dem 
gegebenen Sachverhalt muss bestimmt werden, welcher Unterabsatz herangezogen wird. Es 
kann gleichzeitig mehr als ein Unterabsatz herangezogen werden.
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a AR
A. Es ist zu prüfen, ob der Sachverhalt des Falles möglicherweise auf einen Ausschluss auf-
grund von Handlungen hindeutet, die internationale Verbrechen im Sinne von Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe a AR darstellen.

1.	 Umfasst der Sachverhalt einen internationalen bewaffneten Konflikt?
2.	 Wenn nicht, können Verbrechen gegen den Frieden ausgenommen werden.
3.	 Wenn ja, muss die Möglichkeit einer Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 Buch-

stabe a „Verbrechen gegen den Frieden“ erwogen werden.
a.	 Standen die fraglichen Handlungen in Zusammenhang mit der Planung, Vor-

bereitung, Einleitung oder Führung eines Angriffskrieges oder eines Krieges, 
der gegen internationale Verträge, Abkommen oder Zusagen verstößt?

und
b.	H atte die betreffende Person eine Machtstellung in einem Staat inne?

4.	 Gehören zum Sachverhalt Handlungen, die während eines bewaffneten 
Konflikts stattfanden?

5.	 Wenn nicht, können Kriegsverbrechen ausgenommen werden.
6.	 Wenn ja, muss die Möglichkeit einer Anwendung von Artikel 12 Absatz 2 Buch-

stabe a „Kriegsverbrechen“ erwogen werden.
a.	 Bestand zum maßgeblichen Zeitpunkt ein bewaffneter Konflikt, und wenn ja, 

handelte es sich um einen internationalen oder einen nicht-internationalen 
bewaffneten Konflikt?

Im Fall internationaler bewaffneter Konflikte sollte die Möglichkeit einer Anwendung 
von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a „Verbrechen gegen den Frieden“ erwogen werden.

b.	 Bestand eine funktionale Verknüpfung (Nexus) zwischen den fraglichen 
Handlungen und dem bewaffneten Konflikt?

c.	 Für den Fall, dass ein Nexus bestand, entsprechen die fraglichen Handlungen 
der Definition eines Kriegsverbrechens nach den geltenden internationa-
len Standards und der Rechtsprechung (insbesondere: IStGH-Statut (siehe 
auch Verbrechenselemente), Genfer Abkommen von 1949 und Zusatzproto-
kolle von 1977, IStGHJ-Statut, IStGHR-Statut)?

7.	 Fallen die fraglichen Handlungen unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a  - 
„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“?
a.	 Fallen die fraglichen Handlungen unter die Definition der zugrunde lie-

genden schweren Straftaten in Artikel 7 des IStGH-Statuts?
und

b.	 Sind die fraglichen Handlungen im Rahmen eines ausgedehnten oder 
systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung geschehen?
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B. Wenn festgestellt worden ist, dass Handlungen im Geltungsbereich von Artikel  12 
Absatz 2 Buchstabe a stattgefunden haben, trägt die betreffende Person dann individuelle 
Verantwortung für diese Handlungen?

1.	 Erfüllt im Lichte der einschlägigen Definitionen des/der fraglichen Verbre-
chen(s) und je nach der Art der individuellen Verantwortung das Verhalten 
der betreffenden Person die Anforderungen an actus reus und mens rea?
a.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung als Täter der frag-

lichen Verbrechen?
b.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung für die Begehung 

von Verbrechen durch andere Personen, die in den Geltungsbereich von 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a fallen?

Diese Fragen beziehen sich auf „Personen, die andere zu den in Artikel 12 Absatz 2 
AR genannten Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise 
daran beteiligen“. Dazu könnte die Planung, Anordnung, Aufforderung, Anstiftung 
oder anderweitige Herbeiführung der Begehung der Straftat durch eine andere Per-
son gehören, oder ein Beitrag hierzu durch Beihilfe oder auf der Grundlage der Ver-
abredung zu einem Verbrechen.

c.	 Sind die Umstände so, dass bei der Prüfung der subjektiven Tatbestands-
merkmale ggf. der Frage nachgegangen werden sollte, ob eine individu-
elle Verantwortung verneint werden kann, z. B. wegen fehlender geistiger 
Befähigung, eines unfreiwilligen Rausches oder Unreife?

Wird befunden, dass einer der drei unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a aufgezählten Aus-
schlussgründe zutrifft und anzuwenden ist, und sind die Kriterien für die Feststellung individu-
eller Verantwortung erfüllt, sollte ein Ausschluss des Antragstellers ernsthaft erwogen werden.
Auch wenn eine Vermutung individueller Verantwortung in Situationen gilt, in denen ausrei-
chend Informationen vorliegen, um sagen zu können, dass „schwerwiegende Gründe zu der 
Annahme berechtigen“, sollten doch den Einzelfall betreffende Beweismittel geprüft und sollte 
dem Antragsteller Gelegenheit gegeben werden, die Vermutung zu widerlegen.

2.	K önnte für den Fall, dass die Anforderungen an objektive und subjektive Tat-
bestandsmerkmale auf andere Weise erfüllt werden, einer der folgenden Fak-
toren den Antragsteller von seiner persönlichen Verantwortung entlasten?
a.	 Selbstverteidigung (oder Verteidigung anderer);
b.	 Anordnungen von Vorgesetzten;

Bitte beachten Sie, dass diese Einrede nicht bei Verbrechen gegen die Menschlich-
keit (Artikel 33 Absatz 2 des Römischen Statuts) gilt.

c.	 Einrede des Zwangs der der Nötigung.
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b AR
C. Deutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise auf einen Ausschluss aufgrund von 
Handlungen hin, die schwere nichtpolitische Straftaten im Sinne von Artikel  12 Absatz  2 
Buchstabe b darstellen?

1.	 Wurden die fraglichen Handlungen „außerhalb des Aufnahmelandes“ und 
„bevor die Person als Flüchtling aufgenommen wurde“ begangen, das heißt 
vor dem Zeitpunkt der Ausstellung eines Aufenthaltstitels aufgrund der Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft?

Wenn nicht, sind Handlungen, die im Asylland und nach der Aufnahme der Per-
son begangen wurden, kein Anlass für einen Ausschluss gemäß Artikel 12 Absatz 2 
Buchstabe b.
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2.	 Wenn ja, stellen die fraglichen Handlungen dann ein Verbrechen gemäß 
internationalen Standards dar?
a.	K ann von den fraglichen Handlungen gesagt werden, dass sie in den meis-

ten Rechtsordnungen (einschließlich der des Herkunftslandes und der 
des Landes, in dem der Asylantrag geprüft wird) als Straftaten gelten?

b.	 Gelten die fraglichen Handlungen gegebenenfalls gemäß transnationalen 
strafrechtlichen Standards als Straftaten?

3.	 Stellen die fraglichen Handlungen eine schwere Straftat gemäß internationa-
len Standards dar?
a.	H andelt es sich bei der Handlung um ein vorsätzliches Kapitalverbrechen 

oder eine schwerwiegende strafbare Handlung?
b.	 Mit Hilfe eines oder mehrerer der nachstehend aufgeführten Kriterien, die 

einzeln oder in Kombination verwendet werden können, ist die Schwere 
der Straftat festzustellen:

Art der Handlung (Schwere des verursachten Schadens, entstandener Schaden);
Grad an Gewalt und eingesetzte Methoden (z.  B. Einsatz von Gewalt oder einer 
tödlichen Waffe);
die Form des Verfahrens, mit dem in den meisten Rechtsordnungen das Verbrechen 
strafrechtlich verfolgt wird;
die Art und Dauer der im Gesetz in den meisten Rechtsordnungen vorgesehenen 
Strafe (mögliche Höchststrafe);
ggf. die Dauer der verhängten Strafe.
Diese Liste ist nicht als erschöpfend zu betrachten; bei Bedarf können noch weitere 
Kriterien geprüft werden.

4.	 Gilt die Straftat als schwere Straftat, kann dann von ihr gesagt werden, sie sei 
„nichtpolitischer“ Art?
a.	 Welches sind die vorherrschenden Motive für die Begehung der fraglichen 

Handlung?
i.	 Wurde die Handlung vorrangig aus persönlichem Gewinnstreben oder aus 

einem überwiegend persönlichen Motiv (Eifersucht, Wut usw.) begangen?
ii.	 Gab es ein vorwiegend politisches Motiv?

Besteht keine eindeutige Verbindung zwischen dem Verbrechen und dem angebli-
chen politischen Ziel, überwiegen nichtpolitische Beweggründe

b.	 Welcher Art war die Straftat?
Hier ist zu bedenken, dass insbesondere grausame Aktionen und abscheuliche Ver-
brechen, selbst wenn sie zur Verfolgung eines angeblich politischen Ziels begangen 
wurden, als schwere nichtpolitische Straftaten eingeordnet werden können. Des 
Weiteren müssen Terrorakte, die durch ihre Gewalt gegenüber Zivilbevölkerungen 
gekennzeichnet sind, auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt wer-
den, als schwere nichtpolitische Straftaten angesehen werden.
Die Verknüpfung zwischen der Straftat und dem angeblich politischen Motiv muss 
festgestellt werden.

i.	 War die Straftat geeignet, dem angeblich politischen Ziel näher zu 
kommen?

ii.	 Wurde die Handlung während eines Staatsstreichs oder damit zusam-
menhängenden Aktionen begangen?

iii.	Bestanden in dem Land oder der Region seinerzeit gewisse Bedingun-
gen, die auf den (nicht-)politischen Charakter der Straftat hinweisen 
würden (z. B. repressives Regime, keine anderen Formen der Teilhabe 
am politischen Prozess)?
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c.	 Welche Methoden wurden zur Begehung des Verbrechens eingesetzt 
und welche Art von Schaden wurde verursacht? Kann man davon spre-
chen, dass das Verbrechen in einem angemessenen Verhältnis zum 
politischen Ziel stand?

i.	H at das Verbrechen den Tod von Zivilpersonen verursacht oder ihnen 
schweren Schaden zugefügt?

ii.	H andelte es sich bei den fraglichen Handlungen um „besonders grau-
same Aktionen“, die als in keinem angemessenen Verhältnis zum poli-
tischen Ziel stehend betrachtet werden könnten?

Zu prüfen wäre unter Umständen auch, ob die angeblichen politischen Ziele, die 
mit der Begehung des Verbrechens erreicht werden sollten, als mit den Menschen-
rechtsgrundsätzen in Einklang stehend gelten können. Diese Meinung wird jedoch 
nicht überall geteilt.

D. Wenn festgestellt worden ist, dass Handlungen im Geltungsbereich von Artikel  12 
Absatz 2 Buchstabe b stattgefunden haben, trägt die betreffende Person dann individuelle 
Verantwortung für diese Handlungen?

1.	 Erfüllt im Lichte der einschlägigen Definitionen des/der fraglichen Verbre-
chen(s) und je nach der Art der individuellen Verantwortung das Verhalten 
der betreffenden Person die Anforderungen an actus reus und mens rea?
a.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung als Täter der frag-

lichen Verbrechen?
b.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung für die Begehung 

von Verbrechen durch andere Personen, die in den Geltungsbereich von 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b fallen?

Diese Fragen beziehen sich auf „Personen, die andere zu den in Artikel 12 Absatz 2 
AR genannten Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise 
daran beteiligen“. Dazu könnte die Planung, Anordnung, Aufforderung, Anstiftung 
oder anderweitige Herbeiführung der Begehung der Straftat durch eine andere Per-
son gehören, oder ein Beitrag hierzu durch Beihilfe oder auf der Grundlage der Ver-
abredung zu einem Verbrechen.

c.	 Sind die Umstände so, dass bei der Prüfung der subjektiven Tatbestands-
merkmale ggf. der Frage nachgegangen werden sollte, ob eine individu-
elle Verantwortung verneint werden kann, z. B. wegen fehlender geistiger 
Befähigung, eines unfreiwilligen Rausches oder Unreife?

Wird befunden, dass einer der drei unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b aufgezählten Aus-
schlussgründe zutrifft und anzuwenden ist, und sind die Kriterien für die Feststellung individu-
eller Verantwortung erfüllt, sollte ein Ausschluss des Antragstellers ernsthaft erwogen werden.
Auch wenn eine Vermutung individueller Verantwortung in Situationen gilt, in denen ausrei-
chend Informationen vorliegen, um sagen zu können, dass „schwerwiegende Gründe zu der 
Annahme berechtigen“, sollten doch den Einzelfall betreffende Beweismittel geprüft und sollte 
dem Antragsteller Gelegenheit gegeben werden, die Vermutung zu widerlegen.
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2.	K önnte für den Fall, dass die Anforderungen an objektive und subjektive Tat-
bestandsmerkmale auf andere Weise erfüllt werden, einer der folgenden Fak-
toren den Antragsteller von seiner persönlichen Verantwortung entlasten?
a.	 Selbstverteidigung (oder Verteidigung anderer);
b.	 Anordnungen von Vorgesetzten;
c.	 Einrede des Zwangs oder der Nötigung;
d.	 Sühne.

Beachten Sie bitte, dass über die Anwendung des Konzepts der Sühne noch nicht 
endgültig entschieden wurde. Wegen der abweichenden Rechtsprechung in den 
einzelnen Ländern ist dieses Element sorgfältig zu bedenken.

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c AR
E. Deutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise auf einen Ausschluss aufgrund von 
Handlungen hin, die Handlungen darstellen, die im Sinne von Artikel 12 Absatz 2 Buch-
stabe c den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen?

1.	 Verfügen die fraglichen Handlungen über die erforderliche internationale 
Dimension?
a.	 Sind die fraglichen Handlungen in der Lage, den internationalen Frieden 

und die internationale Sicherheit oder freundschaftliche Beziehungen 
zwischen Staaten zu berühren?

2.	D eutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise auf einen Ausschluss auf-
grund von Handlungen hin, die aufgrund ihrer Art und ihrer Schwere in den 
Geltungsbereich von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c fallen?
a.	 Stellen die fraglichen Handlungen schwere und anhaltende Menschen-

rechtsverletzungen dar?
b.	 Sind die fraglichen Handlungen von der internationalen Gemeinschaft 

als „Handlungen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Natio-
nen zuwiderlaufen“ bezeichnet worden, z. B. in Resolutionen des UN-Si-
cherheitsrats und/oder der Generalversammlung?

c.	 Stellen die fraglichen Handlungen Akte des Terrorismus gemäß interna-
tionalen Standards dar?



Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 der Anerkennungsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU) — 79

F. Wenn festgestellt worden ist, dass Handlungen im Geltungsbereich von Artikel  12 
Absatz 2 Buchstabe b stattgefunden haben, trägt die betreffende Person dann individuelle 
Verantwortung für diese Handlungen?

1.	 Erfüllt im Lichte der einschlägigen Definitionen des/der fraglichen Verbre-
chen(s) und je nach der Art der individuellen Verantwortung das Verhalten 
der betreffenden Person die Anforderungen an actus reus und mens rea?
a.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung als Täter der frag-

lichen Verbrechen?
b.	T rug die betreffende Person individuelle Verantwortung für die Begehung 

von Verbrechen durch andere Personen, die in den Geltungsbereich von 
Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b fallen?

Diese Fragen beziehen sich auf „Personen, die andere zu den in Artikel 12 Absatz 2 
AR genannten Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in sonstiger Weise 
daran beteiligen“. Dazu könnte die Planung, Anordnung, Aufforderung, Anstiftung 
oder anderweitige Herbeiführung der Begehung der Straftat durch eine andere Per-
son gehören, oder ein Beitrag hierzu durch Beihilfe oder auf der Grundlage der Ver-
abredung zu einem Verbrechen.

c. 	Sollte bei der Prüfung der subjektiven Tatbestandsmerkmale ggf. der Frage 
nachgegangen werden, ob die Umstände so sind, dass eine individuelle 
Verantwortung verneint werden kann, z.  B. wegen fehlender geistiger 
Befähigung, eines unfreiwilligen Rausches oder Unreife?

Wird befunden, dass einer der drei unter Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c aufgezählten Aus-
schlussgründe zutrifft und anzuwenden ist, und sind die Kriterien für die Feststellung indi-
vidueller Verantwortung erfüllt, sollte ein Ausschluss des Antragstellers ernsthaft erwogen 
werden.
Auch wenn eine Vermutung individueller Verantwortung in Situationen gilt, in denen aus-
reichend Informationen vorliegen, um sagen zu können, dass „schwerwiegende Gründe zu 
der Annahme berechtigen“, sollten doch den Einzelfall betreffende Beweismittel geprüft und 
sollte dem Antragsteller Gelegenheit gegeben werden, die Vermutung zu widerlegen.

2.	K önnte für den Fall, dass die Anforderungen an objektive und subjektive 
Tatbestandsmerkmale auf andere Weise erfüllt werden, einer der folgen-
den Faktoren den Antragsteller von seiner persönlichen Verantwortung 
entlasten?
a.	 Selbstverteidigung (oder Verteidigung anderer);
b.	 Anordnungen von Vorgesetzten;
c.	 Einrede des Zwangs oder der Nötigung;
d.	 Sühne.

Beachten Sie bitte, dass über die Anwendung des Konzepts der Sühne noch nicht 
endgültig entschieden wurde. Wegen der abweichenden Rechtsprechung in den 
einzelnen Ländern ist dieses Element sorgfältig zu bedenken.
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Artikel 17 - Subsidiärer Schutz

Artikel 17 AR
Artikel  17 befasst sich mit Personen, die von der Gewährung subsidiären Schutzes ausge-
schlossen sind, weil sie als dieses Schutzes unwürdig erachtet werden.
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a AR

Hier ist sinngemäß der Entscheidungsbaum zu Artikel  12 Absatz  2 
Buchstabe a anzuwenden.

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b AR
A. Deutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise auf einen Ausschluss aufgrund von Hand-
lungen hin, die schwere Straftaten im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b darstellen?

1.	 Wurden die Handlungen im Herkunftsland, in einem Drittland oder im 
Hoheitsgebiet des Aufnahmelandes begangen?

2.	H andelt es sich bei der fraglichen Handlung um eine Straftat?
a.	H andelt es sich bei der fraglichen Handlung in zahlreichen Rechtsord-

nungen um eine Straftat?
b.	 Gelten die fraglichen Handlungen gegebenenfalls gemäß transnationa-

len strafrechtlichen Standards als Straftaten?
3.	H andelt es sich bei den fraglichen Handlungen um eine schwere Straftat?

a.	H andelt es sich bei der Handlung um ein vorsätzliches Kapitalverbre-
chen oder eine schwerwiegende strafbare Handlung?

b.	 Mit Hilfe eines oder mehrerer der nachstehend aufgeführten Kriterien, 
die einzeln oder in Kombination verwendet werden können, ist die 
Schwere der Straftat festzustellen:

•	 Art der Handlung (Schwere des verursachten Schadens, entstandener 
Schaden); Grad der Gewalt und eingesetzte Methoden (z. B. Einsatz 
von Gewalt oder einer tödlichen Waffe);

•	 die Form des Verfahrens, mit dem in den meisten Rechtsordnungen 
das Verbrechen strafrechtlich verfolgt wird;

•	 die Art und Dauer der im Gesetz in den meisten Rechtsordnungen vor-
gesehenen Strafe (mögliche Höchststrafe);

•	 ggf. die Dauer der verhängten Strafe.
Diese Liste ist nicht als erschöpfend zu betrachten; bei Bedarf können noch wei-
tere Kriterien geprüft werden.

c.	 Enthält das nationale Recht spezifische Merkmale oder Vorgaben zur 
Beurteilung der Schwere der Straftat?

B. Wenn festgestellt worden ist, dass Handlungen im Geltungsbereich von Artikel  17 
Absatz 1 Buchstabe b stattgefunden haben, trägt die betreffende Person dann individuelle 
Verantwortung für diese Handlungen?

Hier ist sinngemäß der Entscheidungsbaum zu Artikel 12 Absatz 2 anzuwenden.
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe c AR

Hier ist sinngemäß der Entscheidungsbaum zu Artikel  12 Absatz  2 
Buchstabe c anzuwenden.

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d AR
Dieser zusätzliche Ausschlussgrund, den es nur beim Ausschluss von der Gewährung subsidi-
ären Schutzes gibt, verlangt eine Beantwortung der Frage, ob der Antragsteller eine Gefahr 
für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit des Aufnahmestaats darstellt.
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A. Deutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise darauf hin, dass der Antragsteller im 
Sinne von Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d AR „eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für 
die Sicherheit des Mitgliedstaats darstellt, in dem er sich aufhält“?

1.	 Welcher Art sind die vom Antragsteller im Herkunftsland, in einem 
Drittland

und
im Hoheitsgebiet des Aufnahmelandes begangenen Handlungen und Straftaten?

2.	 Welcher Art sind die vom Antragsteller vor
und
nach dem Verlassen seines Herkunftslandes begangenen Handlungen und 
Straftaten?

3.	 Welches ist die potenzielle Gefahr für die Allgemeinheit und/oder für die 
Sicherheit des Aufnahmestaats?

Dieses Element ist mit Hilfe eines oder mehrerer der nachstehend aufgeführten 
Kriterien, die einzeln oder in Kombination verwendet werden können, zu würdigen:

der kriminelle Charakter und die Schwere der begangenen Handlungen;
die Verantwortung des Antragstellers für die Handlungen;
das mögliche Strafverfahren gegen den Antragsteller, einschließlich der Art 
und Schwere der verhängten Strafe;
das Datum, an dem die Handlungen stattfanden;
möglicher Wiederholungscharakter der Handlungen und Straftaten.

4.	 Besteht eine funktionale Verknüpfung (Nexus) zwischen der Anwesenheit 
des Antragstellers im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats und der mögli-
cherweise bestehenden Gefahr?
a.	 Welcher Art war das Verhalten des Antragstellers nach den begangenen 

Handlungen und/oder dem aufgrund dieser Handlungen verhängten 
Urteil (z. B. Strafe verbüßt, Strafnachlass wegen guter Führung, Einhal-
tung der Verpflichtungen bei einer Freilassung auf Bewährung usw.)?

b.	 Unter welchen Umständen reiste der Antragsteller in das Hoheitsgebiet 
des Aufnahmestaats ein (z. B. als Flüchtling)?

c.	 Wie handelte und verhielt sich der Antragsteller im Hoheitsgebiet des 
Aufnahmelandes?

d.	H at der Entscheider eine zukunftsorientierte Prognose darüber abgege-
ben, ob der Antragsteller eine Gefahr für die Sicherheit oder die Allge-
meinheit des Aufnahmelandes darstellt?

Artikel 17 Absatz 2 AR
Hier ist sinngemäß der Entscheidungsbaum zu Artikel 12 Absatz 3 anzuwenden.

Artikel 17 Absatz 3 AR
A. Deutet der Sachverhalt des Falls möglicherweise auf einen Ausschluss aufgrund von 
Handlungen hin, die unter Artikel 17 Absatz 1 fallen?
B. Sind die Voraussetzungen für die Anwendung von Artikel 17 Absatz 1 nicht erfüllt, ist 
Folgendes (kumulativ) zu prüfen:

1.	H at der Antragsteller eine oder mehrere Straftaten begangen?
2.	 Wurden die Straftaten außerhalb des Aufnahmelandes begangen?
3.	 Wurden die Straftaten vor der Aufnahme im Aufnahmeland begangen?
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4.	 Würden die fraglichen Straftaten mit einer Freiheitsstrafe belegt, wenn 
sie im Aufnahmeland begangen worden wären?

5.	 Aus welchem Grund hat der Antragsteller sein Herkunftsland verlassen?
a.	 War es nur, um einer Bestrafung wegen der begangenen Straftaten zu 

entgehen?
b.	 War es aus verschiedenen anderen Gründen?
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Anhang C - Methodik
Methodik für die berufliche Fortbildung von Mitgliedern von 
Gerichten

Hintergrund und Einführung

In Artikel 6 der EASO-Gründungsverordnung242 (nachstehend „die Verordnung“) heißt es, dass 
die Agentur Schulungen für die Mitglieder der Gerichte in den Mitgliedstaaten einrichtet und 
das Schulungsangebot fortentwickelt. Zu diesem Zweck nutzt das EASO das Fachwissen akade-
mischer Einrichtungen und anderer einschlägiger Organisationen und berücksichtigt dabei die 
in diesem Bereich bestehende Kooperation der Union unter uneingeschränkter Achtung der 
Unabhängigkeit der nationalen Gerichtsbarkeit.

Mit dem Ziel der Förderung besserer Qualitätsstandards und einheitlicher Entscheidungen in 
der gesamten EU und im Einklang mit seinem gesetzlichen Auftrag bietet das EASO in zwei-
facher Hinsicht Unterstützung für Schulungen, nämlich mit der Ausarbeitung und Veröffent-
lichung von Fortbildungsmaterial und der Organisation von Fortbildungsaktivitäten. In der 
vorliegenden Methodik legt das EASO die Verfahren dar, nach denen seine Fortbildungsaktivi-
täten durchgeführt werden.

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben hält sich das EASO strikt an die 2013 angenommenen 
Konzepte und Grundsätze für die Zusammenarbeit des EASO mit Gerichten.243 Im Anschluss 
an eine Konsultation des EASO-Netzwerks von Mitgliedern von Gerichten wurden an dieser 
Methodik einige Änderungen vorgenommen, damit sie den in der Zwischenzeit eingetretenen 
Entwicklungen besser gerecht wird.

Fortbildungsprogramm

Inhalt und Geltungsbereich - Im Einklang mit dem in der Verordnung formulierten gesetz-
lichen Auftrag und in Zusammenarbeit mit Gerichten verabschiedet das EASO ein Fortbil-
dungsprogramm, mit dem Mitgliedern von Gerichten ein vollständiger Überblick über das 
Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) vermittelt werden soll. In den Diskussionen 
während der jährlichen Koordinierungs- und Planungssitzung des EASO-Netzwerks von 
Mitgliedern von Gerichten im Dezember 2014 und auch danach wurde deutlich, dass der 
Begriff „Programm“ nicht genau die Palette der zu entwickelnden Materialien abdeckte 
und auch den besonderen Anforderungen der Zielgruppe nicht ganz gerecht wurde. Daher 
wurde nach einer Befragung von Mitgliedern des Netzwerks die Terminologie geändert. 
Künftig wird also die Rede sein von der EASO-Fortbildungsreihe (Professional Develop-
ment Series) für Mitglieder von Gerichten ( EASO-PDS). Die Reihe soll unter anderem eine 
gewisse Anzahl rechtlicher Analysen umfassen, zu denen wiederum die entsprechenden 
Leitfäden für die Leiter von Fortbildungsseminaren für Richter („Leitfäden für Seminar-
leiter“) verfasst werden sollen. In der ersten Kategorie von Dokumenten sollen inhaltliche 
Aspekte der Thematik aus richterlicher Perspektive behandelt werden, während die zweite 

242 Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (nachstehend „die Verordnung“). Abrufbar im Internet (http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:132:0011:0028:DE:PDF).
243 Vermerk zur Zusammenarbeit des EASO mit Gerichten der Mitgliedstaaten, 21. August 2013.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:132:0011:0028:DE:PDF
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Kategorie denjenigen Hilfestellung bieten soll, die mit der Organisation und Durchführung 
von Fortbildungs- oder Schulungsveranstaltungen betraut sind.

Der inhaltlichen Einzelheiten des Programms [heute: der Reihe] sowie die Reihenfolge, in der 
die Kapitel ausgearbeitet werden sollen, wurde nach einer Bedarfsermittlung festgelegt, die 
in Zusammenarbeit mit dem EASO-Netzwerk der Gerichte („EASO-Netzwerk“) vorgenom-
men wurde; diesem Netzwerk gehören derzeit die nationalen Kontaktstellen des EASO in den 
Gerichten der Mitgliedstaaten, der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH), der Europä-
ische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und die beiden Verbände an, mit denen das 
EASO einen formellen Briefwechsel unterhält, nämlich die Internationale Vereinigung der 
Richter für Flüchtlingsrecht (IARLJ) und die Vereinigung der europäischen Verwaltungsrichter 
(AEAJ). Ferner werden bei Bedarf noch andere Partner konsultiert, darunter das UNHCR, die 
Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA), das Europäische Netz für justizielle 
Ausbildung (EJTN) und die Europäische Rechtsakademie (ERA). Das Ergebnis dieser Übung wird 
auch in den jährlichen Arbeitsplan des EASO einfließen, der auf den Planungs- und Koordinie-
rungssitzungen des EASO verabschiedet wird. Unter Berücksichtigung des vom EASO-Netzwerk 
übermittelten Bedarfs, der Entwicklungen in der europäischen und nationalen Rechtspre-
chung und des Grades an Abweichungen in der Auslegung maßgeblicher Bestimmungen und 
Entwicklungen in diesem Bereich werden in Anlehnung an die mit den Beteiligten vereinbarte 
Struktur Schulungsmaterialien entwickelt.

In der Zwischenzeit hat es eine Reihe von Ereignissen gegeben, aufgrund derer eine Neube-
wertung sowohl der Kapitelliste als auch der Reihenfolge erforderlich geworden ist, in der die 
Themen abgearbeitet werden sollen. So wurde unter anderem mit der Arbeit an bestimm-
ten Kapiteln begonnen, teilweise wurde die Arbeit auch bereits abgeschlossen (subsidiärer 
Schutz - Artikel 15 Buchstabe c AR und Ausschluss). Ferner wurden andere Kapitel, die auf der 
ursprünglichen Liste standen, zur Fertigstellung im Rahmen eines Vertrags zwischen dem EASO 
und IARLJ-Europe über die Erarbeitung von Fortbildungsmaterialien zu bestimmten Kernthe-
men244 vorgesehen. Auf diese Weise sollte die Ausarbeitung der Materialien beschleunigt wer-
den; die Mitglieder des EASO-Netzwerks sind weiterhin in die Arbeiten eingebunden, denn 
sie erhalten Gelegenheit, sich zu Entwürfen des in der Entwicklung befindlichen Materials zu 
äußern. In Anbetracht dieser Entwicklungen ist es angebracht, diese Methodik neu zu bewer-
ten. Um besser prognostizieren zu können, wie die verbleibenden Kapitel behandelt werden, 
und um einen zuverlässigeren Fahrplan für die Zukunft zu haben, wurde im Herbst 2015 eine 
Neubewertung vorgenommen, in deren Verlauf Mitglieder des EASO-Netzwerks von Mitglie-
dern der Gerichte eine Stellungnahme dazu abgaben, in welcher Reihenfolge an den Kapiteln 
gearbeitet werden soll.

Bisher wurden fertiggestellt:
•	 Artikel 15 Buchstabe c Anerkennungsrichtlinie (2011/95/EU)
•	 Ausschluss: Artikel 12 und Artikel 17 Anerkennungsrichtlinie (2011/95/EU)

In der Erarbeitung durch IARLJ-Europe im Rahmen eines Vertrags mit dem EASO:
•	 Einführung in das GEAS
•	 Anspruch auf internationalen Schutz

244 Bei diesen Kernthemen handelt es sich um rechtliche Analysen zu folgenden Aspekten: Einführung in das Gemeinsame Europäische Asylsystem; Anspruch auf 
internationalen Schutz; Asylverfahren sowie Glaubwürdigkeit und Beweiswürdigung.
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•	 Zugang zu Verfahren (darunter Zugang zu Verfahren, individuelle Verfahrensaspekte im 
Lichte der Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie sowie Zugang zu einem wirksamen 
Rechtsbehelf)

•	 Beweiswürdigung und Glaubwürdigkeit

Noch zu erarbeitende Kapitel
•	 Ende des Schutzes
•	 Aufnahme vor dem Hintergrund der Neufassung der Richtlinie über die Aufnahmebedingungen
•	 Bewertung und Nutzung von Herkunftslandinformationen
•	 Berücksichtigung besonderer Schutzwürdigkeit in richterlichen Entscheidungen im 

Asylverfahren
•	 Internationaler Schutz in bewaffneten Konflikten
•	 Grundrechte und internationales Flüchtlingsrecht

Hinzuziehung von Experten

Redaktionsteams - Das EASO-PDS wird vom EASO in Zusammenarbeit mit dem EASO-Netz-
werk in verschiedenen Arbeitsgruppen (Redaktionsteams) für die einzelnen Kapitel des PDS 
mit Ausnahme der Kapitel erarbeitet, die Gegenstand des Vertrags mit IARLJ sind. Die Redakti-
onsteams setzen sich aus Experten zusammen, die über das EASO-Netzwerk benannt werden. 
Im Einklang mit dem EASO-Arbeitsprogramm und dem konkreten Plan, der auf der jährlichen 
Planungs- und Koordinierungssitzung angenommen wird, veröffentlicht das EASO einen Aufruf 
zur Interessenbekundung für Experten, die dann die einzelnen Kapitel ausarbeiten sollen.

Die Aufforderung wird dem EASO-Netzwerk unter Angabe des Themas des Kapitels, der ver-
mutlichen Frist und der Anzahl der benötigten Experten übermittelt. Die nationalen EASO-Kon-
taktstellen für Mitglieder von Gerichten werden dann aufgefordert, mit Gerichten Kontakt 
wegen der Ermittlung von Experten aufzunehmen, die Interesse zeigen und für einen Beitrag 
zu dem Kapitel zur Verfügung stehen.

Auf der Grundlage der eingegangenen Benennungen legt das EASO dem EASO-Netzwerk einen 
Vorschlag für die Zusammenstellung des Redaktionsteams vor. Dieser Vorschlag wird vom 
EASO anhand folgender Kriterien formuliert:

1.	 Sollte die Zahl der eingegangenen Nominierungen der Zahl der benötigten Experten ent-
sprechen oder darunter liegen, werden alle nominierten Experten automatisch zur Mit-
arbeit im Redaktionsteam aufgefordert.

2.	 Sollten mehr Experten nominiert als benötigt werden, trifft das EASO eine mit Gründen 
versehene Vorauswahl von Experten. Die Vorauswahl läuft folgendermaßen ab:

•	 Das EASO räumt bei der Auswahl Experten den Vorrang ein, die während des gesam-
ten Prozesses für eine Mitarbeit zur Verfügung stehen und auch an allen Experten-
sitzungen teilnehmen können.

•	 Sollte aus einem Mitgliedstaat mehr als ein Experte benannt werden, wendet sich 
das EASO an die Kontaktstelle und bittet sie, einen Experten auszuwählen. Auf diese 
Weise können mehr Mitgliedstaaten in der Gruppe vertreten sein.

•	 Das EASO schlägt dann vor, dass Mitgliedern von Gerichten der Vorrang gegenüber 
juristischen Mitarbeitern oder Berichterstattern eingeräumt wird.

•	 Sollten noch immer mehr Experten nominiert als benötigt werden, legt das 
EASO einen mit Gründen versehenen Vorschlag für eine Auswahl vor, der das 
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Eingangsdatum der Benennungen (die zuerst eingegangenen werden vorrangig 
behandelt) sowie das Interesse des EASO an einer breitgefächerten regionalen Ver-
tretung berücksichtigt.

Das EASO fordert ferner das UNHCR auf, einen Vertreter für das Redaktionsteam zu benennen.

Das EASO-Netzwerk wird aufgefordert, sich innerhalb von höchstens 10 Tagen zu der vorge-
schlagenen Auswahl von Experten zu äußern und/oder Vorschläge zu unterbreiten. Bei der 
Endauswahl wird den Ansichten des EASO-Netzwerks Rechnung getragen und die Zusammen-
setzung des Redaktionsteams bestätigt.

Beratende Gruppe - Im Einklang mit der Verordnung strebt das EASO die Einbeziehung einer 
aus Vertretern von Organisationen der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft bestehenden 
Beratenden Gruppe in die Ausarbeitung des PDS an.

Mit Blick auf die Einsetzung der Beratenden Gruppe veröffentlicht das EASO einen Aufruf zur 
Interessenbekundung, der an die Mitglieder des EASO-Beirats und andere einschlägige Orga-
nisationen, Experten und Wissenschaftler gerichtet ist, die vom EASO-Netzwerk empfohlen 
werden.

Unter Berücksichtigung des Fachwissens der reagierenden Experten und Organisationen 
im jeweiligen Rechtsgebiet und ihrer Vertrautheit damit sowie der Auswahlkriterien des 
EASO-Beirats legt das EASO dem EASO-Netzwerk einen mit Gründen versehenen Vorschlag vor, 
der abschließend die Zusammensetzung der Gruppe bestätigt. Die Mitglieder der Beratenden 
Gruppe werden aufgefordert, in ihren Beiträgen entweder auf alle Entwicklungen einzugehen 
oder sich auf Bereiche zu konzentrieren, in denen sie über besonderen Sachverstand verfügen.

Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) wird zur Teilnahme an der Konsul-
tation aufgefordert.

Ausarbeitung des EASO-PDS

Vorbereitungsphase - Bevor die eigentliche Redaktionsphase beginnt, stellt das EASO diverse 
Materialien zusammen, darunter, wenn auch nicht ausschließlich:

1.	 ein Verzeichnis sachdienlicher Quellen und verfügbarer Materialien zum Thema
2.	 eine Zusammenstellung europäischer und nationaler Rechtsprechung zum Thema

Neben dem EASO-Netzwerk von Mitgliedern der Gerichte245 spielt in der Vorbereitungsphase 
die Beratende Gruppe eine wichtige Rolle. Zu diesem Zweck teilt das EASO der Beratenden 
Gruppe und dem EASO-Netzwerk das Thema des jeweiligen Kapitels mit und übermittelt einen 
Entwurf des Vorbereitungsmaterials zusammen mit der Aufforderung, weitere Informationen 
einzureichen, die für die Ausarbeitung von Belang sein könnten. Diese Informationen fließen in 
die Materialien ein, die dann an das jeweilige Redaktionsteam weitergegeben werden.

Prozess der Abfassung - Das EASO organisiert für die Abfassung jedes Kapitels mindestens zwei 
Arbeitssitzungen (bei Bedarf eventuell auch mehr). Während der ersten Sitzung erledigt das 
Redaktionsteam Folgendes:

245 Auch das UNHCR wird konsultiert.
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•	 Ernennung eines oder mehrerer Koordinatoren für den Prozess der Abfassung
•	 Entwicklung der Gliederung des Kapitels und Einigung auf eine Arbeitsmethode
•	 Verteilung der Aufgaben im Prozess der Abfassung
•	 Ausarbeitung der Grundzüge des Inhalts des Kapitels

Koordiniert vom Teamkoordinator und in enger Zusammenarbeit mit dem EASO erstellt das 
Team einen vorläufigen Entwurf des betreffenden Kapitels.

Während der zweiten Sitzung erledigt das Redaktionsteam Folgendes:

•	 Überarbeitung des vorläufigen Entwurfs und Einigung auf den Inhalt
•	 Gewährleistung der Kohärenz aller Teile und Beiträge zum Entwurf
•	 Überprüfung des Entwurfs aus didaktischer Perspektive

Bei Bedarf kann die Gruppe dem EASO zusätzliche Sitzungen vorschlagen, auf denen weiter an 
dem Entwurf gearbeitet wird. Nach seiner Fertigstellung wird der Entwurf dem EASO vorgelegt.

Qualitätsprüfung - Das EASO übermittelt den vom Redaktionsteam fertiggestellten ersten Ent-
wurf dem EASO-Netzwerk, dem UNHCR und der Beratenden Gruppe, die gebeten werden, das 
Material durchzusehen und damit der Arbeitsgruppe bei der Verbesserung der Qualität des 
endgültigen Entwurfs zu helfen.

Alle eingehenden Anregungen werden an den Koordinator des Redaktionsteams weiterge-
leitet, der dann gemeinsam mit dem Redaktionsteam die Anregungen prüft und einen end-
gültigen Entwurf erstellt. Alternativ kann der Koordinator zur Prüfung der Anregungen die 
Abhaltung einer weiteren Sitzung vorschlagen, wenn die Anregungen besonders weitgehend 
sind oder Struktur und Inhalt des Kapitels erheblich verändern würden.

Im Namen des Redaktionsteams legt der Koordinator dann das Kapitel dem EASO vor.

Verfahren zur Aktualisierung  - Im Zusammenhang mit den jährlichen Planungs- und Koor-
dinierungssitzungen fordert das EASO das EASO-Netzwerk auf, sich zur Notwendigkeit einer 
Aktualisierung der Kapitel des PDS zu äußern.

Nach diesem Meinungsaustausch kann das EASO

•	 geringfügige Aktualisierungen vornehmen und dabei unter anderem relevante Entwick-
lungen in der Rechtsprechung aufnehmen, um die Qualität des Kapitels zu verbessern. In 
diesem Fall bereitet das EASO einen ersten Aktualisierungsvorschlag vor, dessen Annahme 
durch das EASO-Netzwerk erfolgt;

•	 die Einsetzung eines Redaktionsteam verlangen, das ein oder mehrere Kapitel des PDS auf 
den neuesten Stand bringt. In diesem Fall erfolgt die Aktualisierung nach dem gleichen Ver-
fahren wie die Ausarbeitung des PDS.

Umsetzung des EASO PDS

In Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des EASO-Netzwerks und relevanten Partnern (z. B. 
EJTN) unterstützt das EASO den Einsatz des PDS durch nationale Schulungseinrichtungen. Die 
Unterstützung durch das EASO umfasst unter anderem:
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Leitfaden für Seminarleiter – Der Leitfaden soll Seminarleitern ein praktisches Referenzbuch 
sein und ihnen Hilfestellung bei der Organisation und Moderation von Seminaren im Rahmen 
des PDS bieten. Nach dem gleichen Verfahren, wie es für die Ausarbeitung der verschiedenen 
Kapitel des PDS gilt, bildet das EASO ein Redaktionsteam, das einen Leitfaden für Seminarleiter 
erstellt. Geplant ist, dass diesem Redaktionsteam ein oder mehrere Mitglieder des Redakti-
onsteams angehören, das für die Ausarbeitung der rechtlichen Analyse zuständig war, auf die 
sich der Leitfaden bezieht.

Workshops für Seminarleiter  - Im Anschluss an die Ausarbeitung der einzelnen Kapitel des 
PDS veranstaltet das EASO außerdem einen Workshop für nationale Seminarleiter, bei dem ein 
umfassender Überblick über das Kapitel sowie über die für die Abhaltung von Workshops auf 
nationaler Ebene vorgeschlagene Methodik vermittelt wird.

•	 Benennung der Seminarleiter und Vorbereitung des Workshops - Das EASO wird mindes-
tens zwei Mitglieder des Redaktionsteams um Unterstützung bei der Vorbereitung und 
Leitung des Workshops bitten. Sollten hierfür keine Mitglieder des Redaktionsteams zur 
Verfügung stehen, startet das EASO über das EASO-Netzwerk eine eigene Aufforderung an 
Experten, sich als Seminarleiter zu melden.

•	 Auswahl der Teilnehmer - Das EASO übermittelt dann an das EASO-Netzwerk eine Aufforde-
rung, eine Reihe potenzieller Seminarleiter mit besonderem Sachverstand in diesem Gebiet 
zu benennen, die Interesse für diese Tätigkeit zeigen und für die Organisation von Work-
shops über das EASO-PDS auf nationaler Ebene zur Verfügung stehen. Sollten mehr Perso-
nen nominiert werden als in der Aufforderung angegeben, trifft das EASO eine Auswahl, bei 
der es auf eine breite geografische Streuung achtet und vor allem Seminarleiter auswählt, 
die die Umsetzung des PDS auf nationaler Ebene vermutlich erleichtern. Je nach Bedarf 
und im Einklang mit seinem Arbeitsprogramm und dem Jahresarbeitsplan, wie sie auf den 
Planungs- und Koordinierungssitzungen des EASO angenommen wurden, kann das EASO die 
Abhaltung weiterer Workshops für Seminarleiter in Erwägung ziehen.

Nationale Workshops  - In enger Zusammenarbeit mit dem EASO-Netzwerk stellt das EASO 
Kontakte zu wichtigen nationalen Ausbildungseinrichtungen für Richter her, um die Orga-
nisation von Workshops auf nationaler Ebene zu fördern. Damit fördert das EASO auch das 
Engagement von Mitgliedern von Gerichten, die an der Ausarbeitung des PDS beteiligt waren 
oder an den Workshops des EASO für Seminarleiter teilgenommen haben.

Aufbau-Workshops des EASO

Einmal jährlich führt das EASO einen Aufbau-Workshop zu ausgewählten Aspekten des GEAS 
mit dem Ziel durch, die praktische Zusammenarbeit und einen hochrangigen Dialog zwischen 
Mitgliedern von Gerichten zu fördern.

Ermittlung relevanter Bereiche  - Die Aufbau-Workshops des EASO befassen sich vorrangig 
mit Bereichen, in denen die Auslegungen in den Mitgliedstaaten weit voneinander abwei-
chen, bzw. mit Bereichen, in denen die Entwicklung der Rechtsprechung vom EASO-Netzwerk 
als wichtig erachtet wird. Im Rahmen seiner jährlichen Planungs- und Koordinierungssitzun-
gen fordert das EASO das EASO-Netzwerk sowie das UNHCR und Mitglieder der Beratenden 
Gruppe auf, potenziell interessante Themenbereiche vorzuschlagen. Gestützt auf diese Vor-
schläge unterbreitet das EASO dem EASO-Netzwerk einen Vorschlag, und dieses trifft dann 
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eine endgültige Entscheidung über das Thema des nächsten Workshops. Gegebenenfalls füh-
ren die Workshops zur Ausarbeitung von Kapiteln zu spezifischen Schwerpunkten innerhalb 
des PDS.

Methodik - Zur Vorbereitung der Workshops bemüht sich das EASO um die Unterstützung des 
EASO-Netzwerks, das zur Entwicklung der Workshop-Methodik (z. B. Falldiskussionen, simu-
lierte Gerichtsverhandlungen usw.) und zur Zusammenstellung von Materialien beiträgt. Die 
jeweilige Methodik entscheidet über die maximale Teilnehmerzahl für jeden Workshop.

Teilnahme an EASO-Workshops - Gestützt auf die Methodik und in Absprache mit den Rich-
terverbänden legt das EASO für jeden Workshop die maximale Teilnehmerzahl fest. Teilnah-
meberechtigt sind Mitglieder europäischer und nationaler Gerichte, des EASO-Netzwerks, von 
EJTN, FRA und UNHCR.

Vor der Organisation eines Workshops sendet das EASO offene Einladungen an das EASO-Netz-
werk und die vorstehend genannten Organisationen mit Angaben zum Schwerpunkt des 
Workshops, zur Methodik, zur maximalen Teilnehmerzahl und zur Anmeldungsfrist. Die Teil-
nehmerschaft spiegelt eine ausgewogene Vertretung von Mitgliedern von Gerichten wieder; 
Vorrang hat die jeweils erste Anmeldung aus einem Mitgliedstaat.

Monitoring und Evaluierung

In seinen Tätigkeiten setzt sich das EASO für einen offenen und transparenten Dialog mit dem 
EASO-Netzwerk, mit einzelnen Mitgliedern von Gerichten, dem UNHCR, den Mitgliedern der 
Beratenden Gruppe und Teilnehmern an EASO-Tätigkeiten ein, die aufgefordert sind, dem 
EASO alle Ansichten und Anregungen vorzutragen, die möglicherweise die Qualität seiner 
Tätigkeiten verbessern.

Außerdem arbeitet das EASO Evaluierungsfragebögen aus, die bei seinen Fortbildungsver-
anstaltungen verteilt werden. Kleinere Verbesserungsvorschläge werden vom EASO direkt 
berücksichtigt, das das EASO-Netzwerk im Rahmen seiner jährlichen Planungs- und Koordinie-
rungssitzung über die allgemeine Bewertung seiner Tätigkeiten informiert.

Gleichfalls jährlich legt das EASO dem EASO-Netzwerk einen Überblick über seine Tätigkeiten 
sowie eingegangene sachdienliche Vorschläge für weitere Entwicklungen vor, die auf den jähr-
lichen Planungs- und Koordinierungssitzungen erörtert werden.

Grundsätze für die Durchführung

•	 Bei der Durchführung seiner Fortbildungsaktivitäten trägt das EASO der Rechenschafts-
pflicht des EASO gegenüber der Öffentlichkeit und den Grundsätzen angemessen Rechnung, 
die für den Umgang mit Steuergeldern gelten.

•	 Für die Reihe für berufliche Fortbildung (PDS) sind das EASO sowie die Gerichte der EU+-Län-
der gemeinsam verantwortlich. Alle Partner streben eine Einigung über den Inhalt der 
einzelnen Kapitel an, damit gewährleistet ist, dass das Endprodukt von der Richterschaft 
gebilligt wurde.

•	 Das am Ende stehende Kapitel ist Bestandteil des EASO-PDS, einschließlich des Urheber-
rechts und aller anderen entsprechenden Rechte. Das EASO nimmt bei Bedarf Aktualisie-
rungen daran vor und bindet die Gerichte der EU+-Länder umfassend in diesen Prozess ein.
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•	 Alle Entscheidungen bezüglich der Durchführung des EASO-PDS und der Auswahl von Exper-
ten werden von allen Partnern einvernehmlich getroffen.

•	 Die Abfassung, Annahme und Durchführung des EASO-PDS erfolgt im Einklang mit der den 
Mitgliedern von Gerichten zur Verfügung stehenden Methodik für Fortbildungstätigkeiten.

Grand Harbour Valletta, 29. Oktober 2015
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